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Zußunftswirtfehaft. 


Anter dem Datum des 7. Mai hat der Reichs wirtſchaftsminiſter Wiſſell 
dem Reichskabinett eine umfangreiche Denkſchrift vorgelegt, in der die Not⸗ 


wendigkeit einer 


in eine „gebundene Planwirtſchaft“ dargelegt wurde. 


ſchleunigen Amwandlung der regelloſen deutſchen Wirtſchaft 


Ein Teil dieſer 


Denkſchrift und ihre ausführliche Inhaltsangabe ſind von mir in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ vom 24. Mai veröffentlicht worden. Der Inhalt der Denkſchrift hat 
begreiflicherweiſe lebhafte Auseinanderſetzungen in der geſamten Preſſe zur 
Folge gehabt. Die wichtigſten Preßſtimmen findet der Leſer des „Plutus“ 
in der „Revue der Preſſe“ des heutigen Heftes vereinigt. Der „Vorwärts“ 
das Zentralorgan der regierenden Mehrheitsſozialdemokratie hat mir die 
Abſicht angedichtet, ich habe den mancheſterlich gefinnten Kabinettsmitgliedern 


und Parteien durch 
Warnung und Win 


die Veröffentlichung der geheim gehaltenen Oenkſchrift 


k zukommen laſſen wollen. Die Leſer des „Plutus“ 


wiſſen, daß ich hier ſeit Jahren für die „gebundene Wirtſchaft“ kämpfe, und 
die von mir politiſch geleitete „DBoffifche Zeitung“ ift in der berliner nicht. 
ſozialdemokratiſchen Preſſe wohl die einzige Tageszeitung geweſen, die dauernd 


auf die Notwendi 
In einem Punkt 


ſchließen können: 


gkeit planmäßiger wirtſchaftlicher Organiſation drängte. 
habe ich mich aber der Berechtigung der Kritik nicht ver⸗ 
Es iſt — auch halbamtlich — betont worden, daß aus der 


bruchſtückweiſen Veröffentlichung nicht der volle Sinn zu erkennen ſei und ein 
falſcher Eindruck von dem Charakter der Denkſchrift erweckt werde. Das 
iſt richtig. Namentlich ging dadurch der Hauptteil der ſchonungsloſen Kritik 
verloren, die an der bisherigen wirtſchaftlichen Tatenloſigkeit des Reihs- 
kabinetts vom Wirtſchaftsminiſterium geübt wurde. Ich veröffentliche deshalb 
nachſtehend den Wortlaut der Denkſchrift und ſämtliche Anlagen. 


Denkſchrift des Neichswirtſchaftsminiſteriums. 


Es mehren ſich die Anzeichen dafür, daß das 
Kabinett von Tag zu Tag Teile ſeines Vertrauens 
in der Bevölkerung einbüßt. Darüber darf die Tat⸗ 
ſache nicht hinwegtäuſchen, daß die Stellung des 
Kabinetts, rein politiſch betrachtet, durch das Ber- 
trauen einer parlamentariſchen Mehrheit bis auf 
weiteres geſichert erſcheint. 

Wenn ſchon keineswegs beſtritten werden ſoll, 
daß eine Reihe von unabänderlichen und unver- 
ſchuldeten Umſtänden diefe Umſtimmung des Volkes 
bewirkt hat, ſo läßt ſich dennoch nicht leugnen, daß 
für gewiſſe Schwierigkeiten die Regierung und die 
ihr zugrunde liegende Parteikoalition mitverant- 
wortlich ſind. Sicherlich wird beiſpielsweiſe durch 
die Erbſchaft eines verlorenen Krieges und durch 
den Zwang monatelangen Wartens auf einen ſchlech⸗ 
ten Frieden das Negierungsgeſchäft unerträglich er⸗ 
ſchwert; aber ebenſo gewiß läßt ſich auch ſagen, daß 
das Volk zu der Klage berechtigt ift, von der Nes 


gierung ſei nicht jede Gelegenheit ausgenutzt worden, 
um das jeweils erreichbare Beſte durchzuſetzen. 

Um nach Möglichkeit in letzter Stunde die 
Weiterentwicklung zur Kataſtrophe aufzuhalten, fühlt 
ſich das Veichswirtſchaftsminiſterium verpflichtet, in 
aller Offenheit ſeine Kritik darzulegen und Abhilfe⸗ 
maßregeln vorzuſchlagen. 

Das Reichswirtſchaftsminiſterium hat fi ſchon 
mehrmals erlaubt, auf Konſtruktionsfehler der Be- 
hördenorganiſation hinzuweiſen, doch zeigten die maß⸗ 
gebenden Stellen der Neichsregierung wenig Nei⸗ 
gung, Einheitlichkeit in die wirtſchaftspolitiſche Be⸗ 
tätigung des Reichs zu bringen. Es gelang dem 
Reichswirtſchaftsminiſterium ungeachtet ſtets erneuter 
Vorſtellungen und energiſcher Wahrung ſeiner Stel⸗ 
lung nicht, die wirtſchaftspolitiſchen Kompetenzen 
der verſchiedenen oberſten Reichsbehörden ganz zu 
klären. Waren auch die verſchiedenen militäriſchen 
Stellen, die während des Krieges ſich wirtſchafts⸗ 


politiſch betätigt hatten, in dem Demobilmachungs⸗ 
amt vereinigt, ſo blieb die Wirtſchaftspolitik im 
übrigen ſyſtemlos auf RNeichswirtſchaftsminiſterium, 
Miniſterium des Auswärtigen, Schatzminiſterium, 
Arbeitsminiſterium, Reichsernährungsminiſterium 
geteilt. Hinzu trat als ein neuer wirtſchaftspolitiſcher 
Faktor die Waffenſtillſtandskommiſſion. Und bei 
der Kabinettsbildung wurde das Schatzamt in Fi⸗ 
nanzminiſterium und Schatzminiſterium geteilt. Wer 
bei dieſer verworrenen Geſchäftsverteilung die Ver⸗ 
antwortlichkeit für das Geſamtgebiet der Wirtſchafts⸗ 
politik eigentlich trägt, iſt völlig unklar. Eine ein⸗ 
heitliche Wirtſchaftspolitik iſt bei dieſer Sachlage 
ganz unmöglich. Und dabei handelt es ſich nicht 
um reine Kompetenzfragen. Hinter den Kompetenzen 
ſtehen vielmehr grundſätzliche Divergenzen in der 
wirtſchaftspolitiſchen Auffaſſung der einzelnen Neſ⸗ 
ſorts und ihrer Leiter. 

Der im Volke allgemein fühlbare Eindruck orga— 
niſatoriſcher Unklarheit wirkt äußerſt unheilvoll und 
erweckt geradezu den Anſchein, als werde das Re- 
gieren mehr Henn je als Selbſtzweck, jtatt als 
Mittel zum Zweck betrieben. Sachliche Geſichts— 
punkte würden es abſolut geboten erſcheinen laſſen, 
die Zahl der Reichsminiſterien zu vermindern und 
ihr gegenſeitiges Verhältnis ſcharf abzugrenzen. Die 
ſofortige Zuſammenlegung mittlerer und unterer 
Neichsämter, Kriegsgeſellſchaften uſw., und ſchließ⸗ 
lich die unvermeidliche Verbeſſerung des Beamten⸗ 
geſetzes mit dem Ziel einer möglichſt weitgehenden 
Entbureaukratiſierung der Negierungsmaſchine wird 
durch die Verhältniſſe dringend gefordert. 

Die Löſung dieſer Aufgaben hängt nicht von der 
Ueberwindung äußerer Hinderniſſe ab, ſondern bedarf 
lediglich des Entſchluſſes, innere Widerſtände im 
Schoße der geſetzgebenden Körperſchaften zu be— 
kämpfen. Daß ſolche Widerſtände durch das parla⸗ 
mentariſche Syſtem nicht geſchwächt, ſondern beſtärkt 
werden, verkennt das RNeichswirtſchaftsminiſterium 
durchaus nicht. Aber gerade in dieſer Tatſache er- 
blickt es eine entſcheidende Gefahr: in einer Zeit 
wie der jetzigen kann der Sinn des demokratiſchen 
Prinzips dadurch in ſein Gegenteil verkehrt werden, 
daß man auf grundſätzliche Auseinanderſetzungen ver⸗ 
zichtet; nur um den Zuſammenhalt der Mehrheit 
nicht zu gefährden. 

Das liegt in den Schwierigkeiten, die einem 
Koalitionskabinett erwachſen, die darin begründet 
iind, daß man von ſolchen grundſätzlichen Aus⸗ 
einanderſetzungen abſieht, nur um den Zuſammen⸗ 
halt der Koalition nicht zu gefährden. 

Eine derartig zuſammengehaltene Koalition muß 
jedoch über kurz oder lang verſagen, indem ſie 
ſich als programm⸗ und ideenlos erweiſt und daun 
plötzlich dent Anſturm irgendwelcher Minderheit 
unterliegt. 

Was bisher im Rahmen der programmlos voll⸗ 
zogenen Koalition an wirtſchaftlichen und ſozialen 
Proklamationen erfolgt iſt, trägt den Stempel des 
Notkompromiſſes an ſich und begegnet im Lande 
Zwetfeln an der Echtheit ber Geſinnung. 
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Bei dem Fehlen eines klaren unzweideutigen 
Programms des Kabinetts gerade auf innerpoli⸗ 
tiſchem und wirtſchaftlichem Gebiete iſt jede Art von 
Fachpolitik, und im Sinne des Neichswirtſchafts⸗ 
miniſteriums beſonders die Sozial⸗, Finanz⸗ und 
Wirtſchaftspolitik zu kurz gekommen, oder mit ande- 
ren Worten: dem demokratiſchen Prinzip zuliebe 
hat der Sozialismus ſchwer gelitten. Es ift aller- 
höchſte Zeit, dieſen Fehler wieder gutzumachen, wenn 
anders man den Sozialismus nicht wilden anarchi⸗ 
ſtiſchen Experimenten überliefern und obendrein die 
Demokratie einbüßen will. 

Man kann nicht einwenden, es dürfe an der 
ſcheinbaren Einheit des Kabinetts nicht vor dem 
Friedensſchluß gerüttelt werden, denn gerade die 
Friedensverhandlungen ſelbſt und die daran hängen⸗ 
den Entſchließungen für oder wider die Annahme 
des gegneriſchen Angebots erfordern ſofortige prin- 
zipielle und programmatiſche Haltung des Kabinetts. 
Vor der Weltgeſchichte würde keine Ausflucht ſtand⸗ 
halten, die etwa verſuchte, die eigene Schwäche auf 
die feindliche Ueberlegenheit abzuwälzen. Deutſch⸗ 
land kann gerade auf wirtſchafts⸗, finanz: und ſozial⸗ 
politiſchem Gebiet ſtarke Trümpfe ausſpielen, ſofern 
es nach einem einheitlichen Plan verfährt. Aber 
durch ein Gemiſch von Meinungen, wie es alltäg- 
lich in den Erörterungen zwiſchen Waffenſtillſtands⸗ 
kommiſſion, Reichsfinanzminiſterium, Reichsſchatz— 
miniſterium, RNeichsernährungsminiſterium, Aus⸗ 
wärtigem Amt und Neichswirtſchaftsminiſterium zu⸗ 
tage tritt, ohne jemals ganz geläutert zu werden, 
wird ſich Deutſchland auf Jahrzehnte hinaus ſchwer 
ſchädigen. Hier helfen keine Inſtruktionen über 
Einzelheiten. Hier hilft ausſchließlich ein prinzipielles 
Programm. Und hier, wo Deutſchland als Schuldner, 
als Käufer und als ſozialiſtiſcher Bahnbrecher über 
anſehnliche Kräfte verfügt, hieße Verzicht auf ein 
Programm ſchuldhafte Verſündigung an fidh ſelbſt, 

Wie ſtellt ſich die wirtſchaftliche Lage Deutſch— 
lands dar? 

Die Lebensmöglichkeit des deutſchen Volkes iſt 
durch die Arbeitsmöglichkeit bedingt und die Arbeits- 
möglichkeit hängt für einen verhältnismäßig großen 
Teil der Induſtrie von der Möglichkeit ab, auslän⸗ 
diſche Nohſtoffe einzuführen und Fertigerzeugniſſe 
auszuführen. Die Ausſichten für eine ausreichende 
Beſchäftigung der deutſchen Bevölkerung werden um 
ſo günſtiger ſein, wenn bei der Einfuhr im all⸗ 
gemeinen die Nohſtoffe überwiegen und die Fertig⸗ 
erzeugniſſe zurücktreten, bei der Ausfuhr aber die 
Fertigerzeugniſſe überwiegen und die Nohſtoffe zurück- 
treten. 

Die innere Struktur der deutſchen Wirtſchaft 
war vor dem Kriege, von den wichtigſten Verkehrs⸗ 
unternehmungen (Eiſenbahnen, Poſt) abgeſehen, im 
weſentlichen rein privatwirtſchaftlich. Doch konnte 
ſchon vor 1914 auf vielen Gebieten, und zwar ge- 
rade auf den für die Geſamtwirtſchaft wichtigſten, von 
einem freien Spiel der Kräfte in Wahrheit nicht 
mehr die Rede ſein. Eine ſtarke Konzentration, ſo⸗ 
wohl in den Formen des kapitaliſtiſchen Groß⸗ 


betriebes, der kapitaliſtiſchen Vertruſtung oder Ver- 
ſippung einerfeits, als in den Formen der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Verbindung (Syndizierung, Kartellierung) 
andererſeits, beſchränkte den freien Wettbewerb in 
wachſendem Maße. Dabei war das Ziel dieſer Kon⸗ 
zentration immer rein privatwirtſchaftlich. Noch 
ſträubte fih der Staat gegen die vielfach aufgetretenen 
Verſuche, diefe privaten Wirtſchaſtskonzerne gemein⸗ 
wirtſchaftlicher Aufſicht zu unterſtellen, wobei man 
von der Auffaſſung ausging, daß Wirtſchaften Sache 
des Einzelnen und nicht Sache der Gemeinſchaft ſei. 

Der Krieg hat das Bild der deutſchen Wirtſchaft 
von Grund auf verändert. Das braucht nicht näher 
ausgeführt zu werden, das iſt bekannt. 

Der Verluſt des Krieges und die politiſche Um- 
wälzung hat zum wirtſchaftlichen Zuſammenbruch 
geführt. Die ganze Schwere in allen ihren ver— 
nichtenden Folgen wird allerdings erſt in einiger Zeit 
für die Bevölkerung allgemein erkennbar und fühl⸗ 
bar ſein. 

Die unbedingt notwendige Umſtellung auf die 
Friedensproduktion, von deren ſchnellem Erfolg das 
Schickſal der deutſchen Wirtſchaft abhing, wurde er- 
ſchwert durch den Mangel an Nohſtoffen, durch die 
Abſchnürung der Wirtſchaftsgebiete links des Rheins, 
durch die Verſchärfung der Blockade, durch die Lahm⸗ 
legung unſeres Verkehrsweſens, die Riſikofurcht der 
Unternehmer, und vor allem durch die allgemeine 
Arbeitsunluſt, welche faſt eine natürliche Folge vier⸗ 
jähriger Ueberſpannung der Kräfte, mehrjähriger 
Unterernährung und politiſcher Erregüng war. So 
ſtehen wir vor der Tatſache, daß unſere ganze Wirt⸗ 
ſchaft zuſammengebrochen iſt. Jede Ausſicht fehlt, 
zu den Zuſtänden der Zeit vor 1914 zurückzukehren. 
Es handelt ſich nicht nur um eine Wiederbelebung, 
ſondern um einen völligen Wiederaufbau unſerer 
Wirtſchaft. Dabei muß oberſtes Ziel ſein, einem mög⸗ 
lichſt großen Teil der deutſchen Bevölkerung wieder 
die Möglichkeit zu bieten, in Deutſchland durch Arbeit 
ſeinen Lebensunterhalt zu beſtreiten. Gegenüber 
dieſem Ziel müſſen alle ſonſtigen Rüdfichten fern- 
bleiben, vor allem die Rückſichten auf die jetzige oder 
frühere ſoziale und wirtſchaftliche Stellung, über⸗ 
haupt auf die Intereſſen einzelner Perſonen, 
mögen fie Unternehmer oder Arbeiter fein, 


Deutſchland iſt durch den Krieg arm und arbeits⸗ ż 


los geworben. 


Alle Vorräte find erſchöpft. Die Viehbeſtände 
ſind auf ein bedenkliches Maß herabgeſunken. Das 
Verkehrsweſen befindet ſich in einem Zuſtand chroni⸗ 
ſcher Erſchöpfung. Rund zwei Millionen der arbeits⸗ 
kräftigſten Menſchen hat uns die Kriegführung 
draußen gekoſtet. Erſchreckend groß ſind die Verluſte 
an Menſchenleben und Arbeitskraft, welche in der 
Heimat durch Ueberanſtrengung und Unterernährung 
verurſacht worden find. Die geſundheitlichen Ver- 
hältniſſe haben ſich weſentlich verſchlechtert. Es muß 
mit dem dauernden Verluſt wichtiger Teile des deut⸗ 
ſchen Wirtſchaftsgebietes gerechnet werden. Der 
drohende VPerluſt der Oſtmark und der Nordmark ver⸗ 
ringert die Lebensmittelbaſis der ſtädtiſchen Bevölke- 
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rung Deutſchlands empfindlich. Der Verluſt Elſaß⸗ 
Lothringens und des Luxemburgiſchen Wirtſchafts⸗ 
gebietes ſchwächt die Stellung Deutſchlands auf dem 
Gebiete der Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie, der Textil- 
induſtrie und namentlich der Kaliinduſtrie. Auf 
dieſem verkleinerten und verarmten Deutſchland 
laſtet das ganze Schwergewicht der Kriegsbeſchädigten⸗ 
und Hinterbliebenenfürſorge, der ſonſtigen inneren 
Kriegsſchuld und der Auslandsverſchuldung. Dem 
Ausland ſchulden wir bereits über 15 
Milliarden , ungerechnetdie Entſchä⸗ 
digungen, die uns im Frieden auf⸗ 
erlegt werden ſollen, und ungerechnet die 
Schulden, die wir neuaufnehmen müſſen, um die 
notwendigſten Lebensmittel und Nohſtoffe einführen 
zu können. Der Wert der Mengen, die in 
den erſten zwei Jahren nach dem Frie⸗ 
densſchluß unbedingt eingeführt wer⸗ 
den müſſen, wenn anders ſich in Deutſch⸗ 
land überhaupt wieder eine lebens 
fähige Wirtſchaft entwickeln foll, wird 
vom Reichswirtſchaftsminiſtertum nach 


ſehr eingehenden Erhebungen auf 40 


bis 50 Milliarden „ berechnet. 


Es wird äußerſter Zuſammenfaſſung 
aller Kräfte, unbedingter Sparſam⸗ 
keit im Verbrauch und größtmöglichſter 
Hebung der Produktivität bedürfen, 
um dieſes verarmte Land wieder bode 
zu bringen. Die Schwierigkeiten find um fo 
größer, als noch völlig ungewiß iſt, ob ſich für 
die deutſche Produktionsfähigkeit, ſo vermindert ſie 
auch aus dem Kriege hervorgegangen iſt, genügende 
Arbeits möglichkeiten bieten werden. Unſerer In⸗ 
duftrie werden die ausländiſchen Nohſtoffe nur dann 
mit Sicherheit in ausreichenden Mengen und zu 
erträglichen Bedingungen zur Verfügung ſtehen, 
wenn nach der Verſorgung der ausländiſchen Ber» 
arbeiter noch ein für Deutſchland verfügbarer Reft 
von Nohſtoffen übrigbleibt. Auch ſonſt hat die 
deutſche Induſtrie mit einer außerordentlich vermehr⸗ 
ten Konkurrenz der Auslandsinduſtrie zu rechnen. 
Auf Gebieten, in denen Deutſchland vor dem Kriege 
beſonders ſtark war, hat das Ausland die Zeit des 
Ausbleibens der deutſchen Erzeugniſſe benutzt, eigene 
Induſtrie ins Leben zu rufen oder vorhandene zu 
verſtärken. Die Liquidation überſeeiſcher Handels⸗ 
häuſer, das Syſtem der ſchwarzen Liſten und die 
Knebelung der deutſchen Reederei haben die Stellung 
der deutſchen Induſtrie auf den Auslandsmärkten 
außerordentlich erſchwert. In welchem Maße es der 
deutſchen Wirtſchaft möglich ſein wird, ſich der Kon⸗ 
kurrenz der ausländiſchen Fertigerzeugniſſe wenige 
ſtens auf dem Inlandsmarkt zu erwehren, ſteht noch 
dahin. Die äußere Macht Deutſchlands, unter deren 
Schutz die deutſche Wirtſchaft vor dem Kriege gedieh, 
ift zuſammengebrochen. Die bis dahin als Geſamt⸗ 
heit nur im politiſchen Staat vereinigte, gewiſſer⸗ 
maßen äußerlich zuſammengehaltene Wirtſchaft muß 
jetzt, nachdem die äußere Macht des Reiches empfind⸗ 
lich geſchwächt iſt, durch möglichſte Erhöhung ihrer 


inneren Konſiſtenz das zu erſetzen verſuchen, was jie 
an äußeren Schutzmitteln einbüßte, 

Wenn es ſich darum handelt, an die Stelle 
wirtſchaftlicher Anarchie, wie ſie zurzeit, einerlei aus 
welchen Urſachen, in Deutſchland herrſcht, wirtſchaſt⸗ 
liche Ordnung zu ſetzen, ſo muß man ſorgfältig von 
unten her auf den porhandenen Ver- 
einigungstendenzen der produktiv 
tätigen Bevölkerung aufbauen. Dieſe 
Vereinigungstendenzen find im dünn bevölkerten 
Agrarſtaat mit wenig entwickeltem Verkehr und 
wenig zuviliſierter Bevölkerung regional ein⸗ 
geſtellt. Das geſellſchaftsbildende Element iſt die 
räumliche Nachbarſchaft. Der natürliche Unterbau 
für die wirtſchaftliche und ſtaatliche Betätigung iſt 
in einem ſolchen Lande die Gemeinde. 

Anders im dicht bevölkerten Induſtrieland mit 
ſtark entwickeltem Verkehr, mit ſchrift⸗ und leſe⸗ 
gewandter Bevölkerung. Hier können die einzelnen 
ſich leicht über räumliche Schranken hinaus ent⸗ 
wickeln. Bei der Geſellſchaftsbildung wirkt die beruf⸗ 
liche Zuſammengehörigkeit ſtärker als die örtliche 
Nachbarſchaft. 

Die örtlichen Gemeindegrenzen verwiſchen ſich 
mehr und mehr und die perſonelle Gliederung nach 
Berufsgruppen tritt in den Vordergrund. Es iſt 
deshalb kein Zufall, daß ſchon in den Jahrzehnten 
vor dem Kriege das Solidaritätsgefühl 
innerhalb der einzelnen Berufs⸗ 
gruppen jih als die ſtärkſte geſell⸗ 
ſchaftsbildende Kraft erwieſen hat. Wir 
können dies ſowohl in der Gliederung der Unter- 
nehmer zu Fachverbänden wie auch in den gewerk⸗ 
ſchaftlichen Beſtrebungen der Arbeiterſchaft und ähn⸗ 
lich gerichteten Tendenzen der freien Berufe 
erkennen. Auf dieſen Kräften muß man die Organi⸗ 
ſation der neuen Wirtſchaft aufbauen, wenn man 
ein lebenskräftiges Gebilde ſchaffen will. Erſtes 
Ziel muß alſo ſein, neben den regionalen 
Bildungen der Gemeinden, Bezirke und 
Einzelſtaaten, die ſich auch künftig in 
Fragen kultureller oder po litiſcher 
Natur ſowie in wirtſchaftlichen Fra⸗ 
gen von rein örtlicher Bedeutung 
weiter zu betätigen haben würden, 
fachliche Wirtſchaftsgruppen, jeweils 
aus Unternehmern und Arbeitern, 
Kaufleuten und Verbrauchern zuſam⸗ 
mengeſetzt, zu bilden. Die Geſamtheit dieſer 
Wirtſchaftsgruppen, die als fachliche Selbſt⸗ 
verwaltungskörper auszubilden wä⸗ 
ren, würde neben den regional ge⸗ 
mählten Vertretern in einen Reids- 
wirtſchaftsrat zu vereinigen Sein. 

Die Aufgabe dieſer Wirtſchaftsgruppen und 
dieſes Wirtſchaftsrates ſollten zunächſt rein wirt⸗ 
ſchaftliche fein: fte follen mit wirtſchaftlichen Mitteln 
planmäßig eine neue Wirtſchaft aufbauen. Ihre 
politiſche Betätigung könnte notfalls auf die 
Begutachtung, Anregung und Förderung wirt⸗ 
ſchafts politiſcher Geſetze beſchränkt bleiben. 
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Die Erkenntnis von der Notwendigkeit einer 
ſolchen Gliederung beginnt ſich, angeregt durch das 
Verlangen der Arbeiterſchaft nach Mitwirkung an 
der Bildung des deutſchen Wirtſchaftswillens in 
der Oeffentlichkeit und im Verfaſſungsausſchuß durch⸗ 
zuſetzen. 

Damit allein kann man ſich aber unmöglich 
zufriedengeben. Es genügt nicht, daß man nun 
endlich langſam und zögernd in die richtige Bahn 
einzulenken beginnt. Wer ſich die unendlich 
ſchwierige Lage der deutſchen Wirtſchaft vor Augen 
hält, wird es nicht verantworten können, auch nur 
einen Augenblick mit der Verwirklichung der Pläne 
zu zögern, von denen allein eine Geſundung 
unſerer wirtſchaftlichen Verhältniſſe erwartet werden 
kann. Man kann zweifeln, ob überhaupt jetzt noch 
irgendeine Möglichkeit beſteht, das völlige Chaos 
zu vermeiden. Aber es muß verſucht werden. Und 
zwar ſofort. 

Das RNeichswirtſchaftsminiſterium hat ſich gleich, 
nachdem aus Anlaß der Revolution feine Führung 
in neue Hände übergegangen war, auf den Boden 
des ſich jetzt langſam durchſetzenden Wirtſchafts⸗ 
programms geſtellt. Es ift leider mit feinen Vor⸗ 
ſchlägen nicht durchgedrungen. 

Bereits am 28. November 1918 hatte das 
Reichswirtſchaftsminiſterium einen bis ins einzelne 
ausgearbeiteten Plan zur Bildung eines 
„Reichsfonds“ in Höhe von 5 Milliar⸗ 
den % vorgelegt, der die Aufgabe 
haben ſollte, durch Gebrauch und Vers 
brauch ſeiner Mittel während der 
Uebergangszeit von der Kriegs⸗ zur 
Friedenswirtſchaft die deutſche Güter- 
er zeugung zu fördern und dadurch die 
Beſchäftigung der deutſchen Arbeiter- 
ſchaft zu gewährleiſten. Als Unterbau für 
die Verwaltung des Neichsfonds waren paritätiſch 
zuſammengeſetzte Wirtſchaftszweckverbände gedacht. 
Das Reich ſollte, geſtützt auf dieſen Fonds, im 
größten Stil als Auftraggeber des deutſchen Wirt- 
ſchaftslebens auftreten, wie es ja in der letzten 
Zeit des Krieges faſt der einzige Auftraggeber der 
Wirtſchaft geweſen war. Die Aufträge ſollten ſich 
auch auf ſolche Güter erſtrecken, für die das Reich 


als ſolche keinen Bedarf hat, die aber als Aus- 


fuhrgüter und zur Deckung des Privatbedarfs von 
Bedeutung find. Das Reichswirtſchaftsminiſterium 
würde ſich von einem ſolchen Vorgehen des Reiches 
eine relativ leichte Ueberbrückung des 
Konjunkturriſikos, eine Stabiliſie⸗ 
rung des Preisniveaus, eine gemein- 
wirtſchaftliche Beeinfluſſung der 
Lohnſätze und auch des Unternehmer- 
gewinnes verſprochen haben. Dieſes 
Vorgehen würde zweifellos den Zu⸗ 
ſammenſchluß der Induſtrie zu paris 
tätiſch geleiteten Fachgruppen unge⸗ 
mein gefördert haben. Ohne die Anregung 
einer wirklich großzügigen, alle Gebiete der Wirt⸗ 
ſchaft belebenden Auftragserteilung blieben die von 
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der Arbeitsgemeinſchaft der deutſchen Arbeitgeber— 
und Arbeitnehmerverbände Deutſchlands geplanten 
rein beratenden Fachgruppen im Kückſtand. Leider 
gelang es nicht, dieſen Plan ſchon damals zu ver⸗ 
wirklichen. Wäre biefer Vorſchlag befolgt 
worden, ſo würden wir wahrſcheinlich 
gleich imſtande geweſen ſein, die not⸗ 
wendige Lebensmitteleinfuhr durch 
Ausfuhrgüter zu bezahlen. Abgeſehen 
von der Schwierigkeit der Mittelbeſchaffung war 
die Erkenntnis von der Notwendigkeit für die 
ſchleunige Durchführung eines großzügigen und ein⸗ 
heitlichen Wirtſchaftsprogramms damals noch nicht 
vorhanden. 

Falls Deutſchland ſich nicht zu einer klaren 
und völlig einheitlichen Wirtſchaftspolitik ent⸗ 
ſchließt, iſt die Gefahr einer völligen Vernichtung 
oder Verſklavung der deutſchen Wirtſchaft unab⸗ 
weislich. Dann würde es keinen anderen Ausweg 
mehr geben als den, daß ein großer Teil der 
deutſchen Bevölkerung auswandert oder im unaus⸗ 
bleiblichen Kampf aller gegen alle zugrunde geht. 
Bei der völligen Unklarheit und — wenn auch 
nicht gewollten — Vieldeutigkeit, welche die Summe 
der wirtſchaftspolitiſch tätigen Regierungsſtellen in 
Fragen der Wirtſchaftspolitik zur Schau trägt, bei 
dem Fehlen einer klaren und unzweideutigen Wirt⸗ 
ſchaftspolitil der Reichsregierung ſowohl wie des 
Parlaments, darf man ſich nicht wundern, wenn 
überall in Deutſchland Wünſche, Forderungen, 
Spekulationen und Befürchtungen wild durch⸗ 
einandergehen. Das vernünftigſte Volk wird töricht, 
wenn es nicht geführt wird. Wir brauchen ein 
feſtes und klares Wirtſchaftsprogramm, damit dem 
ungeſtümen Drängen eine Richtung gegeben wird, 
dantit jeder ſich auf das einrichten kann, was die 
nächſte Zukunft bringen ſoll. In der Wirtſchafts⸗ 
politik gibt es kein Kompromiß. Man muß ſich 
endlich mit beiden Füßen und feſt auf den Boden 
der Gemeinwirtſchaft ſtellen. 

Aus dent Entſchluß, taktiſch ſo vorzugehen, 
wie es in dieſer Denkſchrift vorgeſchlagen wird, 
ergibt ſich die Notwendigkeit, auch innerhalb der 
ſozialiſtiſch geſonnenen Kreiſe den Grundſätzen des 
modernen Sozialismus erſt einmal eine neue 
programmatiſche Geſtalt zu verſchaffen. Ein gut 
Teil der heutigen Maſſenunruhen And der allge⸗ 
meinen Zugänglichkeit für- Schlagworte beruht auf 
der Vielſeitigkeit der Worte: „Sozialismus“, „So⸗ 
zialiſierung“ uſw. Die Sozialiſten müſſen klar die⸗ 
jenige eindeutige Definition ausſprechen, auf Grund 
deren ſie verantwortlich handeln können. 

Das Reichswirtſchaftsminiſterium hat ſich ab⸗ 
ſichtlich bemüht, die von ihm verfochtene Art Sozia⸗ 
lismus unter dem noch nicht abgegriffenen Aus⸗ 
druck „Gemeinwirtſchaft“ zu betreiben. Es ver⸗ 
ſteht darunter die zugunſten der Volks⸗ 
gemeinſchaftplan mäßig betriebene und 
geſellſchaftlich kontrollierte Volks⸗ 
wirtſchaft. Es unterläßt dagegen mit vollem Bes 
wußtſein eine vorherige ſtarre Feſtlegung der 


Organiſationsſchemata und der Kontrollmittel, und 
zwar deswegen, weil ſchlechterdings kein Organi⸗ 
ſattonsſchema und keine Kontrollform allgemein 
brauchbar iſt. Man kann zwar Zwecke, nicht aber 
Mittel zum Zwecke dogmatiſch vereinbaren. 

Schon bei den Zwecken ſchuldet eine ſozialiſtiſche 
Regierung dem Volk das offene Geſtändnis, daß 
ſich die materielle Lage des Deutſchen bis auf 
weiteres durchſchnittlich verſchlechtern wird. Es muß 
klar geſagt werden, daß es nicht genügt, die ehe⸗ 
maltgen wirtſchaftlichen Machthaber anzuklagen, weil 
ſie die Maſſen einſtmals ausgebeutet und nun auch 
noch um den Genuß des Erbes betrogen hätten; es 
genügt auch nicht die Betonung, daß materielle 
Güter leider nicht erhältlich ſeien. Sondern es be⸗ 
darf des unverblümten Bekenntniſſes und Aufrufes 
zur ſozialiſtiſchen Idee, zur ideellen Forderung 
einer höheren wirtſchaftlichen Gerechtigkeit ſelbſt um 
den Preis einer geringeren materiellen Befriedigung. 
Das neuerdings erſchreckend profitlich 
gerichtete Streben der deutſchen Urs 
beiterſchaft zeigt von der einen Seite, 
und die Zugkraft der verworrenen augs 
wärtigen Ideen offenbart auf der an⸗ 
deren Gette, daß unſer Sozialismus 
an ideeller Armut krankt. Daran find 
unſere ſozialiſtiſchen Parteien mit» 
ſchuldig. 

Mit Vernunftgründen muß man dem Bolſche⸗ 
wismus auf den Leib rücken. Ihm it zuzugeſtehen, 
daß er dem Individuum ein menſchenwürdiges, 
durch keine Gewalt und durch keine Liſt ſeiner 
Mitmenfchen bedrohtes Daſein überall da mit Redt 
verſpricht, wo er dem Individuum Zus 
gleich einen ausreichenden Spielraum 
für ſelbſtändige Verſorgung zuzuteilen 
vermag. Der Bolſchewismus mag als ſozialiſtiſche 
Idee überall da taugen, wo er die Wittel zur 
Erfüllung ſeines Zweckes vorfindet, alſo beiſpiels⸗ 
weiſe im heutigen Rußland oder im Deutſchland 
vor hundert Jahren. Dagegen muß er folgerichtig 
eine gewaltſame Umwälzung nicht nur der Macht⸗ 
verhältniſſe, ſondern auch der Daſeinsbedingungen 
überall da heraufbeſchwören, wo er, wie in den 
„über Natur bevölkerten“ heutigen mittel- und weſt⸗ 
europäiſchen Induſtrieländern ſeine Zwecke mit den 
vorgefundenen Mitteln nicht zu erfüllen vermag, 
ſondern wohl oder übel große Teile (in Deutſchland 
etwa ein Drittel) der Bevölkerung vernichten oder 
verdrängen muß ehe er ſich verwirklichen läßt. Der 
Bolſchewismus mündet als univerjelleg Programm 
nicht in einer ſozialiſtiſchen Verſtändigung zwiſchen 
den Nationen, ſondern in einem Wanderungsproblem 
nach Ueberwindung der Nationen. Und hierin liegt 
ſeine Schwäche. Denn ſelbſt, wenn man ihm die 
Kraft zutraut, allen künſtlichen Staatenaufbau ber 
Nationen zu zerſchlagen, ſo bleibt die Tatſache übrig, 
daß die Menſchheit nicht freiwillig, ungehemmt von 
Siedlungsträgheit, Heimatgefühl, Raſſenanhänglich⸗ 
keit u. dgl., rein um der wirtſchaftlichen Zweck⸗ 
mäßigkeiten willen, die Heimat verläßt. Vollends 


kann keine deutſche Regierung im Rahmen der 
heutigen politiſchen Konſtellatlonen den Bolſchewis⸗ 
mus als Grundlage hinnehmen, weil fie nicht ſtark 
genug wäre, für ihren Bevölkerungsüberſchuß die 
Garantie einer paritätiſchen Behandlung zu er⸗ 
wirken. 

Im Rahmen der heuttgen politiſchen Konſtella⸗ 
tionen iſt es vielmehr Sache auch einer ſozialiſti⸗ 
ſchen deutſchen Regierung, das wirtſchaftliche Selbſt⸗ 
deſtimmungsrecht der Nation zu verfechten, wobei 
als Nation die Geſamtheit des deutſchen Volkes 
zu gelten hat. Und ſofern und ſolange die werk⸗ 
tätige Bevölkerung dieſer Nation fih als eine Ein⸗ 
beit auf ihrem engen und ärmlichen Boden er- 
balten will, muß fie fih und muß man ihr ſtünd⸗ 
lich vergegenwärtigen, daß ſie mit der Anwendung 
der anarchiſchen und individualiſtiſchen Prinzipien 
des Bolſchewismus nicht nur angemaßte Vorrechte 
einer Oberſchicht, ſondern das Lebensrecht vieler 
Klaſſengenoſſen antaſten, ja deren Lebensmöglichkeit 
aufheben würde. Unbeſchadet deſſen, daß der deut⸗ 
Ihe Sozialismus vom ruſſiſchen Bolſchewismus die 
Abneigung gegen den Selbſtzweck gewordenen, über 
Gebühr betriebenen Induſtrialismus kapitaliſtiſcher 
Obſervanz übernehmen mag, muß ſich der deutſche 
Soztalismus der an fid) zweifellos widernatürlichen 
Treibhauskultur jeder induſtriellen Arbeitsweise be- 
dienen, um der Geſamtheit der Volksgenoſſen die 
Lebensmöglichkeit zu erhalten. Induſtrielle Arbeits⸗ 
weiſe aber bedingt — und das unterſcheidet den 
deutſchen Sozialtsmus vom ruſſiſchen Bolſchewis⸗ 
mus — Anerkenntnis von Grundpflichten neben 
Grundrechten, von ſozialiſtiſcher Organiſation ſtatt 
indwidualiſtiſcher Desorganiſation, kurz von ſtraffer 
Arbeitsordnung, die ein größtenteils aus Bauern, 
Handwerkern und Händlern beſtehendes Volk allen» 
falls, niemals aber ein größtenteils induſtriell. 
tätiges Volk entbehren kann, 

Die deutſchen ſozialiſtiſchen Parteien verraten 
manchmal einen Hang ins Kleinbürgerliche und 
fühlen ſich in dieſer Hinſicht der bürgerlichen Demo⸗ 
kratie augenſcheinlich verwandt, indem ſie nämlich 
den Freiheitsbegriff ohne zureichende Einſchränkung 
auf das Wirtſchaftsleben übertragen. Innerhalb 
unſerer überwiegend induſtriellen Wirtſchaft dem 
Individuum Ungebundenheit zuerkennen, heißt aber 
in die Denkweiſe des Mancheſtertums zurückverfallen. 
Es erklärt ſich vielleicht aus der Abneigung gegen 
den mit Recht unbeliebten Burecaukratismus und 
Militarismus unſerer Kriegswirtſchaft, daß das 
Geſchrei nach „freiem Spiel der Kräfte“ fogar von 
Angehörigen der Arbeiterklaſſe erhoben wird, vbe 
ſchon die ſogenannte Zwangswirtſchaft letztens nur 
noch ihnen zuliebe betrieben wird, und obſchon — 
vergleiche die Eierwirtſchaft — ſchlagende Beiſpiele 
für die Leiſtungen des ſogenannten freien Handels 
vorliegen. Eine ſozialiſtiſche Regierung darf nicht 
gleichgültig zuſehen, daß wegen einiger Auswüchſe 
die öffentliche Meinung durch, intereſſierte Vor- 
urteile gegen eine gebundene Planwirtſchaft ver⸗ 
giftet wird; ſie mag die Planwirtſchaft verbeſſern, 
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lie mag den alten Bureaukratismus auffriſchen, jie 
mag in Form der Selbſtverwaltung die Veran 
wortung dem wirtſchaftenden Volk ſelbſt überdragen, 
aber fie muß ſich zur gebundenen Plan- 
wirtſchaft, d. h. zu den höchſt unpepulchren 
Begriffen Pflicht und Zwang bekennen. 

Worin eine ſozialiſtiſche Neglerung von ihren 
Vorgängerinnen abzuweichen hat, das iſt gerade bie 
organiſatoriſche Durchdringungddes Wirtſchaftskörperz 
mit Verantwortung gegenüber einem der Volks- 
wohlfahrt dienendem Wirtſchaftsplan, und zwar be⸗ 
deutet dieſes Abweichen etwas Grundſätzliches; denn 
ein Plan mit Lücken gleicht einem Leitungsrohr 
mit Löchern. Das alte Syſtem iſt wegen ſeiner Lücken⸗ 
haftigkeit und Ungerechtigkeit und nicht etwa wegen 
ſyſtematiſcher Planloſigkeit zuſammengebrochen. Per 
imperialiſtiſche Kapitalismus war wahrhaftig nicht 
planlos, aber er kümmerte fih um die Volkswohl⸗ 
fahrt nur im Sinne der Beſchwichtigung und um den 
ökonomiſchen Ertrag nur im Sinne des kapitaliſtiſchen 
Profits. An dieſen Denkfehlern wird nichts ge⸗ 
ändert, wenn man an die Stelle der Privaten ben 
Staat als Kapitaliſten ſetzt, im übrigen aber alles 
beim alten läßt. Das neue Syſtem wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ebenſo ſcheitern wie das alte Syſtem, wenn 
es nicht beiſpielsweiſe -feine Außenhandelspolitik 
planmäßig davor bewahrte, wiederum zu einem 
Kartenhaus zu entarten, das über Nacht umgeblaſen 
werden könnte. Die Planwirtſchaft iſt nicht nur ein 
aus fiskaliſchen Nöten entſpringendes und zur Mit- 
derung ſozialer Härten erfundenes Problem, ſon⸗ 
dern das Grundprinzip jeder ſozialiſtiſchen 
übrigens auch der bolſchewiſtiſchen — Wirtſchafts⸗ 
Finanz- und Sozialpolitik. Der Volſchewismus kann 
ſich dort, wo er hingehört, den Luxus leiſten, den 
Plan gleichſam nur als eine einmalige Konſtruktion 
aufzuſtellen und danach ſich ſelbſt zu überlaſſen. 
Der deutſche Sozialismus bedarf wahrſcheinlich einer 
immerwährenden Umkonſtruktion ſeines Planes und 
äußert ſich deswegen in immerwährend fühlbaren 
Nückſichten des Individuums gegen die Gemein 
ſchaft. Der deutſche Sozialismus hat ſich fo früh⸗ 
zeitig und ſo ehrlich wie möglich in ſeiner ganzen 
Härte zu offenbaren und vor nichts ſo ſehr zu hüten 
wie vor dem Anſchein, als ob er ein weichliches 
Schlaraffein hervorbringen könne. 

Es muß gelingen, auch die Mittel zu verein⸗ 
baren, mit denen man dieſen Sozialismus durch- 
führen will. Wie auch immer die verſchiedenen in 
der Diskuſſion auftretenden Mittel heißen, allen 
gemeinſam ift die Abſicht, die geſellſchaftliche 
Kontrolle der Wirtſchaft zu ſichern. Das 
bei darf von vornherein klargeſtellt werden, daß 
kein Volk — außer nach völligem Abſchluß von den 
anderen Völkern oder nach Uebereinkunft mit allen 
Völkern, auf deren wirtſchaftlichen Verkehr es an⸗ 
gewieſen ift — den Leihzins und das Leihkapital 
abſchaffen kann. (Selbſt das Majoritätsgutachten der 
Sozialiſierungskommiſſion über den Kohlenbergbau 
verwandelt lediglich die vom privaten Unternehmen 
ausgegebene Aktie in eine feſtverzinsliche vom Staat 
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ausgegebene Obligation, ſchließt alſo weder das 
private Eigentum noch die Verzinslichkeit von Leih⸗ 
kapital aus.) Eine ſozialiſtiſche Regierung muß 
alles vermeiden, was in dem Gehirn der breiten 
Maſſen falſche oder auch nur unklare Vorſtellungen 
vom Weſen des von ihr vertretenen Sozialismus 
zu erwecken geeignet ijt: So wie die Verhältniſſe in 
Deutſchland heute liegen, kann der Zinsgenuß kon⸗ 
trolliert, verkleinert, beſteuert, aber nicht beſeitigt 
werden: das dürften ſelbſt die überzeugten Kom⸗ 
muniſten zugeſtehen. 


Eine ſozialiſtiſche Regierung darf gegenüber den 
verſchwommenen Begriffsunterſtellungen unter 
Worten wie „Sozialiſierung“ oder „Vollſozialiſie⸗ 
rung“ nicht länger eine unverſtändlich erſcheinende 
Paſſivität zeigen. Wer die Debatte über dieſe Worte 
ſeit einigen Monaten verfolgt, gelangt zu dem Ein⸗ 
druck, daß ſich durchaus nicht ſpontan, ſondern ganz 
allmählich, und zwar in Ermangelung eines offi⸗ 
ziellen programmatiſchen Leitfadens, die Gleich⸗ 
ſtellung von „Sozialiſierung“ mit „Enteignung“ voll⸗ 
zogen hat. Daß dieſe Gleichſtellung barer Unſinn 
ijt, bebarf kaum eines Beweiſes: „Vollſozialiſiert“ 
man beiſpielsweiſe einen einzelnen Gewerbezweig 
derart, daß der Fiskus — oder wie die Syndikaliſten 
wünſchen, die Arbeiterſchaft des Gewerbezweiges — 
in die Eigentümerrechte eintritt und danach (wie man 
ja, um die Wirtſchaftlichkeit der neuen Betriebs⸗ 
form nachzuweiſen, immer wieder hervorhebt) mög⸗ 
lichſt viel „herauswirtſchaftet“, ſo geſchieht nichts 
meiter, als daß der Fiskus bzw. die beteiligte Ar⸗ 
beiterſchaft auf Koſten der Geſamtheit denſelben 
Profit machen wie ehedem das beteiligte Unter⸗ 
nehmertum. Und umgekehrt: unterläßt man dieſe 
Art von „Vollſozialiſierung“, etwa weil man um 
der volkswirtſchaftlichen Folgen willen die Schwer⸗ 
fälligkeit der fiskaliſchen Betriebsleitung oder die 
Ungeübtheit der beteiligten Arbeiterſchaft fürchtet, fo 
ſchließt das keineswegs den Verzicht auf Unter⸗ 
drückung jedes unberechtigten Profits in ſich, da 
ſich ja Einſicht und Einfluß auf die Preisbildung 
und Gewinnverteilung auch anders als durch Eigen⸗ 
tumsübertragung erreichen läßt. 


Zweifellos hat das nunmehr fajt halbjährige 


Schweigen ber Reichsregierung einen Zuſtand ge⸗ 
ſchaffen, in dem es der radikalen Agitation nicht 
ſchwer fällt, erfolgreich mit Vokabeln zu kämpfen. 
Und es klingt verführeriſch, zu fagen, die Regie» 
rung ſolle ſich deshalb jetzt ſelbſt der Schlagworte 
bemächtigen und mit ihrer Hilfe der bedrohlichen 
Entwicklung voraneilen, um danach gemäßigten 
Schrittes an ber Spitze zu bleiben. Das Reids- 
wirtſchaftsminiſterium kann dieſe „rein politiſche“ 
Denkweiſe nicht billigen, ſondern vertritt die Auf⸗ 
faſſung, daß der Sozialismus auf Jahrzehnte hin⸗ 
aus diskreditiert wäre, wenn er ſich durch unſach⸗ 
liche Motive von der Bahn des ſachlich Notwendigen 
abdrängen ließe. Sozialismus iſt eine nur bedingt 
politiſche, fachliche Totalaufgabe, die man durch par⸗ 
tielle „Vollſozialiſierungen“ vielleicht nicht immer 
ſchädigt, aber meiſtens verdunkelt und keinesfalls 
löſt. — 

Nach gründlicher Prüfung der Einzelheiten be⸗ 
vorzugt das Reichswirtſchaftsminiſterium im all- 
gemeinen das für die Kohlen⸗ und Kaliwirtſchaft 
bereits benutzte Mittel der gemeinwirtſchaftlichen 
Selbſtverwaltung unter Neichsaufſicht. Gegen gewiſſe 
Neichsmonopole, zumal auf dem Gebiete des Handels, 
erhebt es keine Einwände; der Fiskus wird ſich 
jedoch dann hüten müſſen, daß er, wie es, zumal 
auf einigen Gebieten der Produktion (Tabak, Zement 
uſw.), infolge von Monopoliſierung geſchehen könnte, 
beim Eintritt in das Monopol ein allzu ſchlechtes 
Geſchäft macht; er darf nicht vergeſſen, daß er einen 
zurzeit teuren Realwert mit einem heute ſpottbilligen, 
ſpäterhin teuer einzulöſenden Nominalwert (Bante 
note oder Schuldſchein) einkauft; die ſchlechte Finanz⸗ 
lage des Reiches im Verein mit dem ſchlechten Kurs⸗ 
ſtand der Mark bildet ein zuſätzliches Hindernis 
gegen „Vollſozialiſierungen“. Schließlich hält es das 
Reichswirtſchaftsminiſterium für durchaus denkbar 
und wünſchenswert, das Reich mit Hilfe der Ver⸗ 
mögensabgabe in den Beſitz von Produktionsmitteln 
eindringen und ſie gemiſchtwirtſchaftlich betreiben zu 
laſſen; doch hat daneben ein „Reichsfonds“ die 
ſchaffende Arbeit zu beleben. Der Fiskus muß als 
gemeinwirtſchaftlicher Bankhalter vorerſt die Pro- 
duktivität fördern und darf erft ſpäter von ihr nutz⸗ 
nießen. 


Wirtſch aftsprogrammi des Reichswirtſchaftsminiſteriums. 


Zur Durchführung eines einheitlichen gemein⸗ 
wirtſchaftlichen Programms erſcheinen dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium zunächſt folgende Maßnahmen 
als erforderlich: 

1. Die Räteorganiſat ion iſt ſofort durch 
ein beſonderes Reichsgeſetz noch vor Verabſchiedung 
der Verfaſſung ins Leben zu rufen. Neben einer 
regionalen Organiſation (Betriebsräte, Bezirks⸗ 
arbeiterrat und Reichsarbeiterrat als Arbeit⸗ 
nehmerorganiſationen einerſeits, Handels- und 
Induſtriekammern, Handwerkskammern, Landwirt⸗ 
ſchaftskammern uſw. und Reichsunternehmerrat als 
Organiſationen des Unternehmertums anderſeits 
ſowie Bezirkswirtſchaftsräte als paritätiſche Organi⸗ 
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ſationen) legt das Reichswirtſchaftsminiſterium ent- 
ſcheidendes Gewicht auf eine fachliche Organi⸗ 
ſation, die von den aus den Fachgruppen der 
Arbeitsgemeinſchaft zu entwickelnden Wirtſchafts⸗ 
bünden zu rechts⸗ und geſchäftsfähigen Wirtſchafts⸗ 
zweckverbänden hinabſteigen. Aufgabe dieſer fach⸗ 
lichen Organiſationen ſoll ſein, die Wirtſchaft auf 
ihren Fachgebieten nach den von der Reichs- 
geſetzgebung aufzuſtellenden Grundſätzen zu leiten. 

Die regional und fachlich gebildeten Zentral- 
ſtellen ſollen gemeinſam den Reichswirtſchaftsrat 
als oberſtes Organ der deutſchen Gemeinwirtſchaft 
beſchicken. In den fachlichen Organiſationen und 
in dem Reichswirtſchaftsrat Jollen neben den an ber 


Produktion beteiligten Unternehmern und Arbeitern 
auch Vertreter des Handels und der Verbraucher 
Sitz und Stimme erhalten. Dieſe geſamte Organi⸗ 
ſation ift hinſichtlich der Produzentenſitze ſtreng 
paritätiſch gedacht. Der Geſamtheit der Arbeitnehmer 
ſollen alſo hinſichtlich der gemeinwirtſchaftlichen Be⸗ 
einfluſſung der Wirtſchaftsvorgänge die gleichen 
Rechte und damit auch die gleichen Verantwortlich⸗ 
keiten zuſtehen wie dem Unternehmertum. 

Richtlinien für ein Geſetz über die deutſche 
Gemeinwirtſchaft ſind in Anlage 1 beigefügt. 

2. Nach dem Vorbild der gemeinwirtſchaftlichen 
Regelung der Kohlenwirtſchaft und der Kaliwirt⸗ 
ſchaft ſind noch weitere Wirtſchaftszweige zu regeln. 
Zunächſt wird unverzüglich eine gemeinwirt⸗ 
ſchaftliche Regelung der Elektrizitäts⸗ 
wirtſchaft und der Getreidemühlenwirt⸗ 
ſchaft in die Wege geleitet. 

Bei der Regelung dieſer Wirtſchaftsgebiete ift 
zugleich die Möglichkeit ins Auge zu faſſen, einzelne 
Unternehmungen in das Eigentum oder in eine 
gemiſchtwirtſchaftliche Beteiligung des Reichs oder 
der von ihm beſtimmten öffentlichen Körperſchaften 
überzuführen. 

3. Die gemiſchtwirtſchaftliche Ben 
teiltgung des Reichs an induſtriellen Untera 
nehmungen iſt durch eine zweckmäßige Ausgeſtaltung 
der Vermögensbeſteuerung zu fördern. 

Das ſchon ausgearbeitete Erbſchaftsſteuergeſetz 
und ein noch in Vorbereitung begriffenes Geſetz 
über eine Vermögensabgabe können dazu benutzt 
werden, dem Reich eine Handhabe zu geben, durch 
die es einen großen Teil des deutſchen Aktien⸗ 
oder ſonſtigen Beſitzes an produktivem Kapital in 
ſeine Hand bringen kann, ſo daß große Teile der 
deutſchen Induſtrie mehr und mehr den Charakter 
gemiſchtwirtſchaftlicher Betriebe annehmen. Die 
Handhabe jolt darin beſtehen, daß das Reich nicht 
genötigt ſein ſoll, die feſtzuſetzenden Steuerbeträge 
in Geld oder Kriegsanleihe in Empfang zu nehmen, 
vielmehr die Befugnis haben ſoll, die in der 
Steuerdeklaration aufgeführten Vermögensobjekte zu 
den von dem Steuerpflichtigen angegebenen Werten, 
die von dem Steuerpflichtigen verſchwiegenen Objekte 
ohne jede Entſchädigung ſelbſt zu übernehmen. 
Eine folche Befugnis würde zunächſt einen günſtigen 
Einfluß auf die Wahrheit der Steuerdeklaration 
und insbeſondere der Wertangabe ausüben. Sie 
würde weiter das Reich in die Lage ſetzen, einen 
Teil des Steueraufkommens auf die Beſchaffung 
von Aktien oder ſonſtigen Anteilen beſtimmter 
induſtrieller Großunternehmungen zu verwenden, 
indem es ſich aus den verſchiedenen Steuer⸗ 
deklarationen diejenigen herausſucht, bei denen die 
Wertangaben am geringſten bemeſſen ſind. Auf 
dieſem Wege würde man einen großen Teil der 
Anteile an dem Kapital induſtrieller Unters 
nehmungen in die Hand des Reiches nehmen und 
damit den gleichen Erfolg wie mit einer Enteignung 
erreichen können, ohne die bisherige Betriebsführung 
der Unternehmungen antaſten zu müſſen und ohne 
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3. B. genötigt zu ſein, die Direktoren, Ingenieure, 
Werkmeiſter njw. zu Neichsbeamten zu machen. 

4. Die gemeinwirtſchaftliche Verwaltung aller 
in den Händen des Reiches liegenden oder in 
ſeine Hand gelangenden gemiſchtwirtſchaftlichen Ber 
teiligungen iſt einer beſonderen Reichsver⸗ 
mögensbank zu übertragen. 

Die Verwaltung der dem Reich anfallenden 
Vermögensobjekte durch eine Bank und nicht durch 
ein Winiſterium iſt deswegen erforderlich, weil zur 
Verwaltung dieſer aus den verſchiedenſten Intereſſen⸗ 
gebieten jiġ zuſammenſetzenden Objekte eine Reihe 
aus dem praktiſchen Leben genommener Sachver⸗ 
ſtändiger erforderlich iſt, die ihren dauernden Beruf 
in dieſer Tätigkeit finden. Die Verwaltung darf 
ferner nicht durch politiſche Rüdfichten irgendwie 
beeinflußt werden, weil ſie dauernd nach einheit⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu erfolgen 
hat. Da ſie ferner auch in Konkurrenz zu anderen 
Aktienbanken zu treten haben wird, iſt eine Ent⸗ 
bureaukratiſierung ihres Betriebes unbedingt ers 
forderlich. Die Verwaltung muß auch deswegen durch 
ein eigens zu dieſem Zweck ins Leben zu rufendes 
Inſtitut erfolgen, weil dieſes Inſtitut dem Ne ich 
die Geldmittel beſchaffen foll, die es dem Reich 
ermöglichen ſollen, die Anteile an beſtimmten Unter⸗ 
nehmungen dauernd in der Hand zu behalten. Da 
das Reich durch die Vermögens⸗ und Erbſchafts⸗ 
ſteuer einen Teil ſeiner Schulden tilgen ſoll, iſt es 
darauf angewieſen, die ihm anfallenden Werte 
wieder zu Geld zu machen. Geſchieht dies durch 
eigene Anleihe⸗Emiſionen, ſo erfolgt keine budgeta⸗ 
riſche Entlaſtung, während ein ſelbſtändiges Inſtitut 
ſich durch Emiſſion von Obligationen, auf Grundlage 
der von ihm zu übernehmenden Aktien und 
ſonſtigen Objekte Geld beim Publikum zu verſchaffen 
in der Lage ſein wird. Dieſe Obligationen dürften 
auch unter Umſtänden ſich beſonders gut für eine 
Kreditbeſchaffung oder einen Verkauf im Ausland 
eignen. 

Richtlinien für die Ausgeſtaltung der Reihs- 
vermögensbank ſind in Anlage 2 beigefügt. 

5. Das Reich ſtellt zu dem Zweck, die deutſche 
Gütererzeugung insbeſondere durch Erteilung von 
Aufträgen zu fördern und dadurch die Beſchäftigung 
der deutſchen Arbeiterſchaft zu ermöglichen, einen 
Reichsfonds von mehreren Milliarden Mark zur 
Verfügung, deſſen bankmäßige Verwaltung der 
Reichsvermögensbank obliegt, während die geſchäft⸗ 
liche Leitung einer beſonderen, im engſten Ein⸗ 
vernehmen mit den fachlichen Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſationen (Wirtſchaftsbünden und Wirtſchaftszweck⸗ 
verbänden) arbeitenden beſonderen Stelle über- 
tragen wird. 

Die Gewinne der aus dieſem Fonds mit Aufa 
trägen bedachten Betriebe ſollen dahin begrenzt 
werden, daß Gewinne, die über den Satz von 5% 
des Stammkapitals einſchließlich der ausgewieſenen 
Reſervefonds erzielt werden, zu drei Vierteln an 
den Reichsfonds abzuführen find. Von dieſen Ge- 
winnbeträgen ſind zwei Drittel zur Förderung der 


Gütererzeugung, ein Drittel zur Förderung ſozialer 
Aufgaben des Reiches (3. B. Erhöhung der 
Invalidenrenten, Einführung einer Reichsmutter⸗ 
ſchaftsverſicherung ufw.) zu verwenden. Richtlinien 
für die Ausgeſtaltung des Reichsfonds ſind in der 
Anlage 3 beigefügt. 

6. Die Preiſe für die ausländiſchen 
Lebensmittel, auf die Deutſchland zunächſt 
jedenfalls noch unbedingt angewieſen iſt, übertreffen 
die Preiſe der heimiſchen rationierten Lebensmittel 
zum Teil um das Zwei⸗ bis Vierfache. Da eine 
entſprechende Lohnerhöhung notwendig eine Preis- 
ſteigerung aller Erzeugniſſe zur Folge hat, welche 
bie Lebenshaltung wiederum verteuert und den Geld⸗ 
wert herabmindert, muß der Verſuch gemacht werden, 
einen Teil des Lohnes in Nahrungsmitteln, Kleidung 
uſw. zu entrichten. Dazu find mit Rückſicht auf die 
teuren ausländiſchen Lebensmittel Zuſchüſſe von den 
Stellen erforderlich, die an der Zufrieden⸗ 
ſtellung der Arbeiter ein entſcheidendes Intereſſe 
haben, d. h. dem Unternehmer und dem Reich. Von 
der Unternehmerfeite könnte hierzu eine Ausgleichs⸗ 
fajfe in Anſpruch genommen werden, die von den 
unter günſtigeren Umſtänden arbeitenden Betrieben 
zu ſpeiſen ſein würde. Auch der Staat muß eine 
beſondere Einnahmequelle ſchaffen, aus der er die 
Mittel für die Finanzierung dieſer Zuweiſungen 
ſchöpft. 

Eine Erhöhung des Brotpreiſes iſt ſchon 
jetzt notwendig geworden. Mit dem Einſetzen 
der neuen Ernte wird ſie unvermeidlich werden. 
Der Getreidepreis iſt während des Krieges 
künſtlich niedergehalten worden. Seine Annähe⸗ 
rung an den Weltmarktpreis wird ſchon aus 
dem Geſichtspunkt notwendig, da ſonſt an den 
Grenzen große Mengen auf dem Schmuggelwege in 
das beſſer bezahlende Ausland abfließen. Schon 
jetzt macht ſich dieſer Schmuggel an der Ofte und 
Weſtgrenze breit. Es iſt aber auch unmöglich, daß 
die Reichsgetreideſtelle mit dieſer Preisſpanne 
zwiſchen Inland⸗ und Weltmarktpreis weiterarbeitet. 
Schon die bis zur neuen Ernte notwendige Ein⸗ 
fuhr verurſacht ihr, trotzdem ſie den Abgabepreis 
für das Kochmehl um 100% des Einſtandspreiſes 
erhöht, durch die Beibehaltung des Brotpreiſes ein 
Defizit von ca. ½ Milliarden „, Daß für die 
neue Ernte erhebliche Preisſteigerungen notwendig 
ſind, wenn nicht die Erzeugung noch weiter unter 
das objektiv mögliche, vielleicht ſogar bis auf den 
eigenen Bedarf des Landwirtes, herabgehen ſoll, 
wird kaum von irgendeiner Seite bezweifelt. Die 
Notwendigkeit der Erhöhung ſteht alſo feſt. Ob die 
politiſche Lage in zwei oder drei Monaten günſtiger 
dafür ſein würde wie heute, wird man mit Sicher⸗ 
heit kaun behaupten können. Steht die Unvermeid⸗ 
lichkeit dieſer Maßnahme feſt, ſo muß ſchon jetzt 
an ſie herangegangen werden, weil jetzt die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, ſie zu einer Quelle für den oben- 

zeichneten Fonds zu machen, der die Belieferung 
der Arbeiterſchaft mit Lebensmitteln ermöglichen 
ſoll. Die ſofortige Erhöhung des Mehls bzw. Brot⸗ 
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preiſes unter Beibehaltung des Getreidepreiſes 
würde dem Neich ermöglichen, die Differenz zu einem 
Fonds anzuſammeln. Denn daran, die Preiſe für 
die letzte Ernte beim Erzeuger zu erhöhen, kann 
nicht gedacht werden, weil hierin eine Benachteiligung 
des pünktlich Abliefernden läge. Auch für die 
kommende Ernte könnte zwiſchen Getreides und 
Mehlpreis noch zugunſten des Staates eine Preis⸗ 
ſpanne aufrechterhalten werden, die dem Fonds 
einen erheblichen Zuſchuß ſichert. 

Für Zuweiſungen aus dem Fonds kommen in 
erſter Linie die Bergarbeiter der Kohlenzechen in 
Betracht, da ſie der Erzeugung unſerer Hauptaus⸗ 
fuhrware dienen, die zugleich die Grundlage für 
alle anderen Preiſe bildet. Von den nachdrängenden 
Arbeitergruppen werden zunächſt diejenigen zu 
berückſſchtigen fein, die Ausfuhrwerte ſchaffen, vor 
allem die Kalibergarbeiter. Mit weiteren Zuge⸗ 
ſtändniſſen wird man nach und nach folgen müſſen. 

Das Reichswirtſchaſtsminiſterium hält die 
Bildung eines ſolchen Fonds für erforderlich, deſſen 
bankmäßige Verwaltung der Re ichsvermögensbank 
zu übertragen ſein würde. 

7. Entſprechend einer von anderer Seite ge⸗ 
gebenen Anregung, in Deutſchland ein heiliges Jahr 
der Arbeit zu verkünden, hält das Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium den beſchleunigten Erlaß eines Geſetzes 
über den Arbeitsfrieden für erforderlich. 
Grundgedanke dieſes Geſetzes ſoll ſein, daß zunächſt 
für ein Jahr in beſtimmten, unter ein beſonderes 
Friedensgebot zu ſtellenden Betrieben (befriedete 
Betriebe) die Ausübung des Streikrechts an ge⸗ 
wiſſe Vorausſetzungen geknüpft ſein ſoll. Zunächſt 
muß der Streik einem Bezirksausſchuß für Arbeits⸗ 
frieden angeſagt werden, der eine Vermittlungs⸗ 
aktion zu unternehmen hat. Kommt eine Einigung 
nicht zuſtande, ſo ſoll über die Frage, ob die Arbeit 
niedergelegt werden foll, in einer geheimen Ab⸗ 
ſtimmung von allen Arbeitnehmern des Betriebes 
beſchloſſen werden: der Streik foll nur dann begonnen 
werden dürfen, wenn neun Zehntel aller Arbeit 
nehmer des Betriebes ihre Stimme für den Streik 
abgegeben haben. Die verſchiedenen Arten von Be- 
trieben ſollen unter zwei Geſichtspunkten unter 
Friedensgebot geſtellt werden können. Zunächſt ſollen 
Betriebe, die für die Geſamtheit der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft lebenswichtig ſind (3. B. Kohlenbergwerke, 
Eiſenbahnen, Stickſtoff⸗Fabriken, Mühlenbetriebe), 
durch den Bezirksausſchuß für Arbeitsfrieden von 
Amts wegen unter Friedensgebot geſtellt werden 
können. Bei anderen Betrieben ſoll es jedoch zum 
Erlaſſe des Friedensgebots eines übereinſtimmenden 
Antrag des Arbeitgebers und der Arbeilnehmer 
bedürfen, wobei letztere in geheimer Abſtimmung 
über den Antrag beſchließen follen. Dieſe freis 
willige Unterſtellung von Betrieben unter ein Frie⸗ 
densgebot ſoll dadurch gefördert werden, daß aus 
dem „Reichsfonds“ (3. vgl. Nr. 5) nur ſolche Be- 
triebe mit Aufträgen uſw. bedacht werden ſollen, die 
unter Friedensgebot ſtehen. 

Dem Reichswirtſchaftsminiſterium ſchwebt alfo 


nicht ein Streikverbot, ſondern lediglich eine 
geſetzliche Beſchränkung in der Ausübung 
des Streikrechts vor. Es hält aber 
auch dieſes gemäßigte Program m 
nur dann für politiſch durch⸗ 
führbar und vom ſozialen Standpunkt 
aus für gerechtfertigt, wenn gleich⸗ 


zettig und in engſter Verbindung da= 
mit das geſamte übrige Wirtſchafts⸗ 
programm tatkräftig in Angriff ge⸗ 
nommen und durchgeführt wird. 


Richtlinien für ein Geſetz über den Arbeits- 
frieden ſind in der Anlage 3 beigefügt. 


8. Um das aufgeſtellte Wirtſchaftsprogramm 
einheitlich durchzuführen, iſt es unbedingt notwendig, 
die Zahl der an der Wirtſchaftspolitik beteiligten 
Reichs miniſterien auf höchſtens drei zu ver⸗ 
ringern, in der Weiſe, daß die Führung der Wirt⸗ 
ſchaftspolitik ausſchließlich in den Händen des Reihs- 
wirtſchaftsminiſteriums, des Reichsarbeitsminiſteriums 
und des Veichsfinanzminiſteriums liegt. Durch die 
Beſetzung dieſer drei Miniſterien muß unbedingt die 
Gewähr dafür gegeben werden, daß in allen Be⸗ 
ziehungen nach Maßgabe des gemeinwirtſchaftlichen 
Programms gearbeitet wird. Die Chefs der genaum: 
ten drei Miniſterien bilden unter dem Vorſitz des 
Reichswirtſchaftsminiſters innerhalb des Kabinetts 
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einen Wirtſchaftsausſchuß, deſſen wirtſchaftspolitiſche 
Richtlinien von allen anderen Refforts, insbeſondere 
von der Wirtſchaftspolitiſchen Abteilung des Aus⸗ 
wärtigen Amts, dem Neichsernährungsminiſterium 
und der Waffenſtillſtandskommiſſion unbedingt zu 
befolgen ſind, ſolange nicht das geſamte Kabinett 
abweichende Entſcheidungen trifft. Die drei an der 
Wirtſchaftspolitik beteiligten Miniſter haben ent⸗ 
ſcheidenden Einfluß auf die Beſetzung aller mit 
wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben betrauten Stellen. 
Die Geſchäfte des Reichsſchatzminiſteriums fallen, fos 
weit ſie in einer Zentralbehörde bearbeitet werden 
müſſen, auf das Neichsfinanzminiſterium und das 
Reichswirtſchaftsminiſterium zurück. Im übrigen 
werden die Geſchäfte dieſes Miniſteriums von mitt⸗ 
leren Reichsbehörden oder von der Neichsvermögens⸗ 
bank übernommen. 

Auch in Zukunft werden beſondere Reichsmini⸗ 
ſterien für wirtſchaftspolitiſche Aufgaben nicht mehr 
gebildet, auch nicht Neichsminiſter ohne Portefeuille 
mit der Erledigung wirtſchaftspolitiſcher Aufgaben 
(3. B. Aus⸗ und Einfuhrpolitik, Wiederaufbau der 
Zerſtörungsgebiete) betraut. Soweit Aufgaben dieſer 
Art nicht in dem Reichswirtſchaftsminiſterium, dem 
Reichsfinanzminiſterium oder dem Neichsarbeits⸗ 
miniſterium durchgeführt werden können, ſind ſie be⸗ 
ſonderen Stellen zu übertragen, welche den drei 
genannten Miniſterien gemeinſam unterſtehen. 


Anlage l. 
Richtlinien für ein Geſetz über die deutſche Gemeinwlirtſchaft. 


L 
Zwecks gemeinwirtſchaftlicher Beeinfluſſung der 
Wirtihaftsporgänge werden wirtſchaftliche Selbſt⸗ 
verwaltungskörper gebildet, die teils räumlich, teils 
fachlich gegliedert find und in einem Neichswirtſchafts⸗ 
rat zuſammengefaßt werden. 


Räumlich gegliederte Selbſtver⸗ 
waltungskörper. . 
2, 

In größeren Betrieben werden durch geheime 
direkte Verhältniswahl der Arbeitnehmerſchaft Be⸗ 
triebsarbeiterräte gebildet, in kleineren Betrieben, 
werden durch geheime direkte Wahl der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft Vertrauensleute gewählt. 


Die Betriebsarbeiterräte und Vertrauensleute 
haben die Aufgabe, die wirtſchaftlichen und ſozial⸗ 
politiſchen Intereſſen der Arbeitnehmer des Betriebes 
wahrzunehmen und ſich durch eigene Erfahrung und 
Sachkunde fördernd an der Wirtſchaft zu beteiligen. 


3. 
Für jeden Wirtſchaftsbezirk wird durch eine ge⸗ 
heime, direkte Verhältniswahl der Arbeitnehmerſchaft 
ein Bezirksarbeiterrat gebildet. 


Die Bezirksarbeiterräte beaufſichtigen die Be⸗ 
triebsarbeiterräte und Vertrauensleute ihres Be⸗ 
zirks und entſcheiden insbeſondere über Streitig⸗ 
keiten zwiſchen verſchiedenen Betriebsarbeiterräten 
und Vertrauensleuten, ſowie über Beſchwerden gegen 


dieſe Stellen. Sie haben die wirtſchaftlichen und 
ſozialpolitiſchen Intereſſen der Arbeitnehmer ihres 
Bezirkes wahrzunehmen, insbeſondere die Behörden 
bei der Förderung dieſer Intereſſen durch tatſächliche 
Mitteilungen, Anträge und Gutachten zu unterſtützen 
und vor der Eröffnung von Streiks für eine den 
Geſetzen oder Beſtimmungen der Arbeitnehmerver⸗ 
einigungen entſprechende geheime Abſtimmung Sorge 
zu tragen. 
A. 


Den Betriebsarbeiterräten entſprechend werden 
Vereinigungen der Unternehmerverbände des Be⸗ 
zirks (Berufskammern) gebildet (Bezirksunternehmer⸗ 
räte); kommt zwiſchen den beteiligten Verbänden 
eine Verſtändigung über die Zuſammenſetzung dieſer 
Vereinigung nicht zuſtande, fo erläßt der Reichswirt⸗ 
ſchaftsrat die erforderlichen Anordnungen. 


Die Bezirksunternehmerräte haben die wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Intereſſen der Untera 
nehmer wahrzunehmen, insbeſondere die Behörden 
bei der Förderung dieſer Intereſſen durch tatjächliche 
Mitteilungen, Anträge und Gutachten zu unterſtützen. 


5. 


Der Bezirksarbeiterrat und der Bezirksunter⸗ 
nehmerrat entſenden Vertreter in gleicher Zahl in 
den für jeden Wirtſchaftsbezirk zu bildenden Be⸗ 
zirkswirtſchaftsrat. 

Der Bezirkswirtſchaftsrat hat 


a) Unterfuchungen und ſtatiſtiſche Erhebungen 
über die Wirtſchaftslage des Bezirks, insbe⸗ 
fondere über das Lohn⸗ und Arbeitsverhältnis, 
ſowie die ſonſtigen Lebensverhältniſſe der Ar⸗ 
beitnehmer des Bezirks (Wohnungsweſen, Ge⸗ 
ſfundheitsverhältniſſe, Stand der Lebenshaltung 
uſw.) zu veranſtalten, die Einhaltung der 
Tarifverträge zu überwachen, ſoweit Sarifver- 
träge nicht beſtehen, bei der Regelung der 
Löhne oder ſonſtigen Arbeitsbedingungen mit⸗ 
zuwirken; 
den wirtſchaftlichen Frieden zu pflegen und 
die gemeinſamen gewerblichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen der Arbeitnehmer und der 
Unternehmer des Bezirks wahrzunehmen; 
das Redt, Entwürfe zu wirtſchaftlichen und 
ſozialpolitiſchen Geſetzen und Verordnungen 
vorzuſchlagen und zur Begutachtung ihm übers 
wieſene Geſetzentwürfe zu prüfen; 
die Gemeinwirtſchaft innerhalb des Bezirkes 
zu fördern, auf die Wirtſchaftlichkeit der Bea 
triebe verbeſſernd einzuwirken, Verkehrsfragen, 
Siedlungsweſen und befondere, ihm durch die 
Geſetzgebung zugewieſene Aufgaben zu fördern. 
6 


Für das Reich wird aus Vertretern der Be- 
zirksarbeiterräte, die von dieſen zu bezeichnen ſind, 
ein Reichsarbeiterrat gebildet. 


Der Reichsarbeiterrat beaufſichtigt die Bezirks- 
arbeiterräte und kann ihnen Weiſungen erteilen. 
Er hat die wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Inter⸗ 
eſſen der Arbeitnehmer wahrzunehmen und die 
Behörden bei der Förderung dieſer Intereſſen durch 
tatſächliche Mitteilungen, Anträge und Gutachten zu 
unterſtützen. 


b) 


d) 


* 


Ta 


Dem Neichsarbeiterrat entſprechend wird eine 
Vereinigung der Bezirksunternehmerräte (Neichs⸗ 
unternehmerrat) gebildet. Kommt zwiſchen den Be⸗ 
zirksunternehmerräten eine Verſtändigung über die 
Zuſammenſetzung dieſer Vereinigung nicht zuſtande, 
ſo erläßt die Reichsregierung der erforderlichen An⸗ 
ordnungen. 

Der Reichsunternehmerrat beaufſichtigt die Be⸗ 
zirksunternehmerräte und kann ihnen Weiſungen er⸗ 
teilen. Er hat die wirtſchaftlichen und ſoz ialpolitiſchen 
Intereſſen der Unternehmer wahrzunehmen und 
die Behörden bei der Förderung dieſer Intereſſen 
durch tatſächliche Mitteilungen, Anträge und Gut⸗ 
achten zu unterſtützen. 

Fachlich 
Selbſtverwaltungs körper. 
8. 

Nach näherer Beſtimmung der Reichsregierung 
Geichswirtſchaftsminiſterium) werden für die Wirt⸗ 
ſchaftsgruppen Deutſchlands (Landwirtſchaft, chemiſche 
Induſtrie, Eiſeninduſtrie, Papierinduſtrie uſw.) 
rechts- und geſchäftsfähige Wirtſchaftsbünde errichtet, 
die durch Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 


gegliederte 
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der Wirtſchaftsgruppe ſowie durch Vertreter des 
Handels und der Verbraucher gemeinſam geleitet 
werden. Die Beſtellung von Reichskommiſſaren ift 
vorzuſehen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmer werden von den Arbeitgeber- und den Ar⸗ 
beitnehmerverbänden Deutſchlands bezeichnet. 

Den Wirtſchaftsbünden liegt die Leitung der 
Wirtſchaft auf ihren Fachgebieten ob, insbeſondere 

a) die Regelung der Nohſtoffbeſchaffung und der 
Verteilung an die ihnen angeſchloſſenen Wirt⸗ 
ſchaftsfachverbände, unter Prüfung der Dring⸗ 
lichkeit des Bedarfs und der Wirkung auf die 
Auslandsverſchuldung. Durch beſondere Außen⸗ 
handelsſtellen, die den Wirtſchaftsbünden ange⸗ 
ſchloſſen ſind, wird die Ein⸗ und Ausfuhr ge⸗ 
regelt. i 
Möglichſte Preisſenkung durch Verbeſſerung 
der Arbeitsmethoden, insbeſondere durch Nor⸗ 
maliſierung und Typiſierung und Verhinde⸗ 
rung der Produktionsvernichtung durch Aus⸗ 

landskonkurrenz. 


Abſatzregelung unter Ausſchaltung unnützer 
Zwiſchenglieder und unter Förderung der volks⸗ 
wirtſchaftlich nützlichen Verteilungsfaktoren. 
Ausgleich ſozialer Gegenſätze im Arbeits- 
prozeß durch Feſtſtellung von Tarifverträgen, 
durch richtige Geſtaltung der Arbeitsbedin⸗ 
gungen bei möglichſter Nutzbarmachung der 
Arbeitskraft und durch Verhinderung von 
Arbeitsloſigkeit. 
Förderung der fachwiſſenſchaſtlichen Forſchun⸗ 
gen und des Fachunterrichts. 

) Aufbringung öffentlicher Laſten. 

9. 

Unter den Wirtſchaftsbünden werden die ein⸗ 
zelnen Wirtſchaftszweige zu rechts- und ge⸗ 
ſchäftsfähigen Wirtſchaftsfachverbänden zuſammen⸗ 
geſchloſſen, die durch Vertreter der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer des Wirtſchaftszweiges ſowie durch 
Vertreter des Handels und der Verbraucher gemein- 
ſam verwaltet werden. 

Soweit die Wirtſchaftsfachverbände nicht durch 
freiwilligen Zuſammenſchluß gebildet werden, können 
die Betriebe des Wirtſchaftszweiges auch ohne ihre 
Zuſtimmung zu Wirtſchaftsfachverbänden zuſammen⸗ 
geſchloſſen werden. 

Die Wirtſchaftsfachverbände haben die Auf- 
gabe, im Nahmen der Anweiſungen des Wirtſchafts⸗ 
bundes die Wirtſchaft zu fördern, insbeſondere Roh- 
ſtoffe zu beſchaffen und zu verteilen, auf eine ges 
ſunde Preisbildung hinzuwirken, die Wirtſchaftlich⸗ 
keit der Betriebe zu erhöhen. 

Reichswirtſchaftsrat. 
10. 

Der Reichswirtſchaftsrat wird aus Vertretern 
des Neichgarbeiterrat? und des Neichsunternehmer⸗ 
rats einerſeits, der Wirtſchaftsbünde andererſeits 
gebildet. Ferner gehören dem Reichs wirtſchaftsrat 


b) 


d) 


e) 
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Mitglieder aus dem Kreiſe der Verbraucher, des 
Handels und der Wiſſenſchaft an, die auf Vorſchlag 
der beteiligten Kreiſe von der Reichsregierung er- 
nannt werden. 

Der Reichswirtſchaftsrat hat die oberſte Leitung 
der deutſchen Wirtſchaft im Zuſammenwirken mit 
den berufenen höchſten Organen des Reichs. Er hat 
das Recht der Initiative zu wirtſchaftlichen und fozial- 
politiſchen Geſetzentwürfen, die wie Vorlagen der 
Reichsregierung zu behandeln ſind. Geſetze ſolcher 
Art, die nicht ſeiner Initiative entſpringen, ſind 
ihm vor der Beſchlußfaſſung durch den Reichstag 
zur Begutachtung vorzulegen. Aufgabe des Reichs⸗ 
wirtſchaftsrats iſt insbeſondere die Förderung der 


Gemeinwirtſchaft, die Pflege des ſozialen Friedens 
und die Steigerung der geſamten Produktion im 
Reiche. 

11. 

Soweit die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer 
der Landwirtſchaft ſich auf die Beteiligung im Be- 
zirkswirtſchaftsrat, den fachlich gegliederten Selbſt⸗ 
verwaltungskörpern und dem Veichswirtſchaftsrat be- 
ſchränken follen, kann die Reichsregierung die Bu- 
ſtändigkeit der räumlich gegliederten Arbeiterräte 
und Unternehmerräte für dieſen Wirtſchaftszweig 
ausſchließen und Art und Maß der Beteiligung des 
Wirtſchaftszweiges an den Bezirkswirtſchaftsräten 
und dem Reichswirtſchaftsrat regeln. 


Anlage 2. 
Richtlinien für die Ausgeſtaltung der Reichsvermögensbank. 


1 


Die Reichsvermögensbank ift eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft beſonderen Rechts. . 


Das Stammkapital beläuft fih auf 400 Mill. % 
und wird zunächſt zu 25 0 eingezahlt. Die Aktien 
werden von dem Reich und den Gliedſtaaten über⸗ 
nommen, eine Weitergebung an Private bleibt vor- 
behalten. 


Das Reich garantiert eine 5 Gorge Minimalver⸗ 
zinſung des Aktienkapitals in der Weiſe, daß es die 
etwa entſtehende Jahresunterbilanz der Bank mit 
eigenen Witteln ausgleicht. Von einem über den 
Satz von 5% hinausgehenden Gewinn erhalten die 
Aktionäre 25 %, das Reich 75 %. Sobald für die 
Aktionäre ein Gewinn von 7½ 0% erreicht ift, fließen 
etwaige Mehrgewinne ganz dem Reiche zu. 


25 

Die Bank iſt berechtigt, bis zum fünfund— 
zwanzigfachen Betrag des Aktienkapitals Obliga⸗ 
tionen auszugeben. Die Obligationen ſind geſichert 
durch ein geſetzliches Pfandrecht an den der Bank 
gehörigen Wertobjekten. Einzelheiten über die 
Begebung der Obligationen bleiben den Organen der 
Bank vorbehalten. 

Die Bank ift zu VBankgeſchäften jeder Art ein⸗ 
schließlich des Depoſitengeſchäfts berechtigt. Sie hat 
die dem Reiche durch die Steuergeſetze einzu⸗ 
räumende Berechtigung. Vermögensobjekte des 
Steuerpflichtigen zu übernehmen, auszuüben und die 
Vermögensobjekte auf eigene Rechnung zu ver⸗ 
walten. Die Bank hat dem Reiche als Gegenwert 
grundſätzlich den Preis zu erſtatten, den das Reich 
gegenüber dem Steuerpflichtigen bei der Erhebung 
der Steuer zur Verrechnungsgrundlage nimmt. 


Die Bank kann von dem Reiche auch andere 
ihm gehörende oder demnächſt noch zufallende Ver⸗ 
mögensobjekte zur Verwaltung auf eigene Rechnung 
übernehmen. Die Bemeſfung des Uebernahme 
preiſes bleibt der Vereinbarung vorbehalten. 

Der Reichsvermögensbank wird ein Reids- 


fonds angegliedert. Die baukmäßige Verwaltung des 
Reichsfonds und ſämtliche damit in Zuſammenhang 
ſtehenden bankmäßigen Transaktionen ſteht der 
Reichsbankverwaltung zu. Richtlinien für die Uus- 
geſtaltung des Neichsfonds find in der Unteranlage I 
beigefügt. 

4, 


Die Bank wird durch die Reichsregierung be- 
aufſichtigt. 


Für die Verwaltung der Bank wird ein Auf⸗ 

ſichtsrat und ein Vorſtand gebildet. 
Di 

Die Mitglieder des Aufſichtsrats werden zu 
einem Viertel aus Vertretern des Neichswirtſchafts⸗ 
miniſteriums, des Reichsfinanzminiſteriums, des 
Neichsarbeitsminiſteriums und der Reichsbank, zu 
einem weiteren Viertel aus den Mitgliedern des 
Reichswirtſchaftsrats und der Nationalverſammlung 
durch die Reichsregierung ernannt. Die andere Hälfte 
der Mitglieder wird durch die Generalverſammlung 
gewählt, wobei auf eine ausreichende Vertretung 
der als Aktionäre beteiligten Gliedſtaaten zu achten 
ſein wird. Die Wahlen bedürfen der Beſtätigung 
durch die Reichsregierung, 

6. 

Der Vorſtand beſteht aus mehreren Perſonen, 
die von dem Aufſichtsrat ernannt werden. Maß⸗ 
gebend ſoll der Geſichtspunkt fein, daß die Mit- 
glieder des Vorſtandes praktiſche Erfahrungen und 
Erfolge in den der Bank obliegenden Geſchäften 
aufzuweiſen haben. Der Vorſitzende des Vorſtandes 
kann ein Beamter ſein. Die übrigen Mitglieder 
des Vorſtandes werden durch Privatdienftvertrag 
nach dem Vorbild der bei privatwirtſchaftlichen 
Unternehmungen üblichen Verträge angeſtellt. Die 
Mitglieder des Vorſtandes find durch die Neichs⸗ 
regierung zu beſtätigen. 


D 
Die Rechtsverhältniſſe der Geſellſchaft werden 


durch eine von der Reichsregierung zu genehmigende 
Satzung geregelt. 
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Anlage 3. 
Richtlinien für die Ausgeſtaltung des Neichsfonds. 


X: 

Aus Mitteln des Deutſchen Reichs wird ein 
„Reichsfonds“ in Höhe von — Milliarden Mark ge⸗ 
bildet, der ein ſelbſtändiges Zweckvermögen mit eigener 
juriſtiſcher Perſönlichkeit öffentlichen Rechts darſtellt. 
Die Vertretung des Reichsfonds führt die „Reichsfonds⸗ 
ſtelle“ mit dem Sitze in Berlin, der die Eigenſchaften 
einer Reichsbehörde zuſtehen. 

0% 

Der Reichsfonds hat die Aufgabe, durch Gebrauch 
und Verbrauch ſeiner Mittel die deutſche Gütererzeugung 
in befriedeten Betrieben zu fördern und dadurch die 
Beſchäftigung zu ermöglichen. 

M. 

Die Reichs fondsſtelle kann zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben Aufträge erteilen, durch deren Aebernahme 
die Auftragsempfänger ſich zur Einhaltung folgender 
Bedingungen verpflichten: 

1. Die Aebernehmer von Reichsfondsaufträgen 
haben, ſolange ſie ſolche Aufträge bearbeiten, 
die im Einvernehmen mit den Gewerkſchaften 
zu vereinbarenden Lohne zu zahlen. 

Die zu berechnenden Preiſe dürfen grundſätzlich 
nur die Selbſtkoſten für Material, Löhne und 
einen von der Reichsfondsſtelle feſtzuſetzenden 
Ankoſtenzuſchlag darſtellen. Perſonalunkoſten 
Gehälter, Tantiemen ufw.), ſofern ſie eine von 
der Reichsfondsſtelle zu beſtimmende Grenze 
ſiberſchreiten, ſowie Vergütungen an Aufſichts⸗ 
rats mitglieder haben außer Betracht zu bleiben. 
Keinesfalls dürfen in den Preisberechnungen 
Kapitalerträgniſſe, die das an der Auftrags- 
ausführung beteiligte Kapital höher als mit 
5% jährlich verzinſen, oder Abſchreibungen von 
Produktionsmitteln, die bei Auftragserteilung 
bereits im Eigentum des Auftragsempfängers 
ſtehen, eingeſetzt werden. Ausnahmsweiſe dürfen 
unter geſonderter Darlegung mit Genehmigung 
der Reichsfondsſtelle bei den Preisberechnungen 
Amortiſationsquoten für Produktion smittel, die 
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zwecks Durchführung des Reichsfondsauftrags 
neu anzuſchaffen ſind, mit eingeſetzt werden. 

3. Die Auftragsempfänger ſind verpflichtet, die 
Waren an den im Auftrage beſtimmten Orte 
zu der dort beſtimmten Zeit an die Reiche: 
fondsſtelle abzuliefern. Auf Verlangen der 
Reichsfondsſtelle haben fie jedoch die Waren 
auf Koſten und Gefahr des Auftragsempfängers 
bis zum Abrufe einzulagern. In dieſem Falle 
werden dem Auftragsempfänger die Koſten der 
Einlagerung und Verſicherung in angemeſſener 
Höhe vergütet. 

4. Jeder Auftragsempfänger iſt gehalten, allen 
Anterlieferern die zu 1—3 genannten Ber- 
pflichtungen gleichfalls aufzuerlegen. 

Die Reichsfondsſtelle erteilt Anfträge nur an Wirt- 
ſchaftsfachverbände, denen mit Aebernahme des Auftrags 
die Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Verteilung der 
Reichsfond aufträge an die ihnen angehörenden be- 
friedeten Betriebe obliegt. 

IV. 

1. Wer es unternimmt, als unmittelbarer oder 
mittelbarer Empfänger eines Auftrags der Reichsfonds⸗ 
ſtelle bewußt gegen die oben zu III Ziffer 1 und 2 be- 
nannten Austragsbedingungen zu verſtoßen, wird mit 
Gefängnis bis zu 5 Jahren beſtraft. Daneben kann auf 
Geldſtrafe bis zu einer Million Mark ſowie auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte bis zur Dauer von 5 Jahren 
erkannt werden. Die Strafverfolgung verjährt in 
20 Jahren. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für die 
Vorſtandsmitglieder juriſtiſcher Perſonen, ſowie für 
ſolche Perſonen, die zu Rechtshandlungen für unmittel- 
bare oder mittelbare Auftragsempfänger befugt ſind. 

2. Ein unmittelbarer Empfänger eines Auftrages 
der Reichsfondsſtelle, der gegen die oben zu III Ziffer 3 
und 4 benannten Bedingungen verſtößt, unterliegt einer 
Vertragsſtrafe bis zu Hunderttauſend Mark, deren 
Feſtſetzung nach den allgemeinen Regeln erfolgt. 


Anlage 4. 
Richtlinien für ein Geſetz über den Arbeitsfrieden. 


5 - 

Betriebe, die für die Aufrechterhaltung der deutſchen 
Volkswietſchaft, insbeſondere für die Verſorgung mit 
Brennſtoffen, elektriſcher Arbeit, Nahrung, Kleidung 
oder Beleuchtung, für den Verkehr mit Perſonen, 
Gütern oder Nachrichten oder für die Erfüllung der 
dem Deutſchen Reich obliegenden völkerrechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen lebenswichtig ſind, können unter Friedens⸗ 
gebot geſtellt werden (befriedete Betriebe). 

Betriebe anderer Art können unter Friedensgebot 
geſtellt werden, ſofern dies von dem Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmerſchaft libereinſtimmend beantragt wird. 

— 

Die Friedensgebote werden von Bezirksausſchüſſen 

für Arbeitsfrieden erlaſſen. Gegen deren Entſcheidungen 


findet Beſchwerde an einen Reichsausſchuß für Arbeits 
frieden ſtatt. 

Die Bezirksausſchüſſe werden bei den Bezirkswirt⸗ 
ſchaftsräten gebildet. Sie beſtehen aus einem Bor- 
ſitzenden, den die Reichsregierung oder die von ihr be- 
zeichnete Stelle ernennt, und je drei Beiſitzern aus dem 
Kreiſe der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, die von 
den Bezirkswirtſchaftsräten aus der Zahl ihrer Mit- 
glieder ernannt werden. 

Der Reichsausſchuß beſteht aus einem Vorſitzenden, 
den die Reichsregierung ernennt, ſowie aus je 5 Bei- 
figern aus dem Kreiſe der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, die von dem Reichswirtſchaftsrat aus der Zahl 
ſeiner Mitglieder ernannt werden. 


Die Reichsregierung (Reichs wirtſchaftsminiſterium 


Reichsarbeitsminiſterium, Reichsfinanzminiſterium) kann 
für die Ausſchüſſe verbindliche Richtlinien aufſtellen. 
Ste kann bei den Ausſchüſſen Kommiſſare beſtellen, die 
an den Verhandlungen mit beratender Stimme teil 


nehmen. 
3 


Die Friedensgebote ſind für die Zeit bis zum 1. Juli 
1920 wirkſam. Lebenswichtige Betriebe (Nr. 1 Abſ. 1) 
können für kürzere Zeit unter Friedensgebot geſtellt 
werden, wenn ſie nur mit Rückſicht auf vorübergehende 
Aufgaben lebenswichtig ſind. 

Die Friedensgebote ſind für jeden Betrieb beſon⸗ 
ders zu erlaſſen, doch kann für einzelne Gruppen von 
ſolchen lebenswichtigen Betrieben, die in der Regel 
weniger als fünfzig Arbeiter beſchäftigen, ein allge- 
meines Friedensgebot für alle in dem Bezirk oder einem 
Teil des Bezirks tätigen Betriebe dieſer Gruppe er- 
laſſen werden. 

Die Friedensgebote find öffentlich und durch Aus“ 
hang in den befriedeten Betrieben bekanntzumachen. 

j 4. 

Für die Dauer des Friedensgebots ift jede Uus- 
ſperrung in befriedeten Betrieben unerlaubt. Das 
Streikrecht darf in befriedeten Betrieben nur nach 
Maßgabe der folgenden Vorſchriften ausgeführt werden. 

1. Der Streik muß angeſagt werden. Die Streik. 
anſage muß ſchriftlich bei dem Bezirksausſchuß einge⸗ 
reicht werden. Sie muß mindeſtens von einem Zehntel 
der insgeſamt in dem Betrieb beſchäftigten Arbeitnehmer 
unterzeichnet ſein. Die Anſage muß die Forderungen, 
die mit dem Streik durchgeſetzt werden ſollen, angeben. 
Streikanſagen, welche dieſen Vorſchriften nicht ent- 
ſprechen, werden von dem Bezirksausſchuß als unzuläſſig 
zurückgewieſen. 

2. Iſt die Streikanſage zuläſſig, fo hat der Bezirks ⸗ 
ausſchuß ungeſäumt Einigungsverhandlungen zur Ber- 
hütung des Streiks einzuleiten. 

3. Kommt eine Einigung innerhalb von zwei Wochen 
nach Eingang der Streikanſage nicht zuſtande, ſo hat 
der Bezirksausſchuß eine Beſchlußfaſſung der insgeſamt 
in dem Betrieb beſchäftigten Arbeitnehmer zu ver- 
anſtalten. Die Abſtimmung iſt geheim. Der Streik iſt 
beſchloſſen, wenn neun Zehntel der insgeſamt in dem 
Betrieb beſchäftigten Arbeitnehmer ihre Stimme für 
den Streik abgegeben haben. 

4. Iſt der Streik beſchloſſen, ſo darf die Arbeit 
nicht vor Ablauf einer Woche nach Feſtſtellung der 
Beſchlußfaſſung durch den Bezirksausſchuß niedergelegt 
werden. 

5. 

Kommt in einem befriedeten Betrieb bei Streitig ⸗ 
keiten über die Lohn⸗ oder ſonſtigen Arbeitsbedingungen 
eine Einigung zwiſchen dem Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft nicht zuſtande, ſo kann, wenn nicht beide 
Teile ein Gewerbegericht, ein Berggewerbegericht, ein 
Einigungsamt einer Innung oder ein Kaufmannsgericht 
als Einigungsamt anrufen, von jedem Teil der Bezirks⸗ 
ausſchuß für Arbeitsfrieden als Schlichtungsſtelle an- 
gerufen werden. In dieſem Falle finden die §§ 66, 68 
bis 73 des Gewerbegerichtsgeſetzes entſprechende Un- 
wendung mit der Maßgabe, daß ein Schiedsſpruch auch 
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dann abzugeben iſt, wenn einer der beiden Teile nicht 
erſcheint oder nicht verhandelt, ſowie daß Perſonen, die 
an der einzelnen Streitſache als Arbeitgeber oder als 
Mitglied eines Betriebsausſchuſſes beteiligt geweſen 
find, bei dem Schiedsſpruch nicht mitwirken dürfen. 

Der Schiedsſpruch hat die rechtlichen Wirkungen 
eines gerichtlich abgeſchloſſenen Vergleichs; ein Rechts⸗ 
mittel findet nicht ſtatt. 

6. 

Das Friedensgebot muß den befriedeten Betrieb 
bezeichnen und unter Hinweis auf die Straffolgen 
(Nr. 15) ausſprechen, daß in dem befriedeten Betrieb 
für die Dauer des Friedensgebots die Ausſperrung un⸗ 
erlaubt und die Ausübung des Streikrechts nur nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes zuläſſig iſt. 

In dem Friedensgebot ſind die etwa ſchwebenden 
Streitigkeiten über die Lohn oder ſonſtigen Arbeits- 
bedingungen zu entſcheiden; das Friedensgebot gilt in- 
ſoweit als Schiedsſpruch (Nr. 5). 


2 

In den Fällen der Nr. I, Abſ. 2 ift von feiten 
der Arbeitnehmer zur Stellung des Antrages auf Erlaß 
des Friedensgebots ein Mehrheitsbeſchluß aller in dem 
Betrieb beſchäftigten Arbeitnehmer erforderlich; die Ab- 
ſtimmung iſt geheim. In dem Beſchluß ſind zugleich 
drei Vertreter zu bezeichnen, welche ermächtigt ſein 
ſollen, vor dem Bezirksausſchuß für Arbeitsfrieden ver⸗ 
bindliche Erklärungen für die Arbeitnehmerſchaft abzu⸗ 
geben. 

In dem Antrag ſoll angegeben werden, ob und 
welche Streitigkeiten zwiſchen dem Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmerſchaft über die Lohn oder ſonſtigen Arbeits- 
bedingungen beſtehen. = 

8. 

Durch ein beſonderes Geſetz wird eine allgemeine 
Vermögensabgabe angeordnet. In dem Geſetz iſt zu 
beſtimmen, daß das Reich berechtigt iſt, die in der Ver⸗ 
mögensaufſtellung enthaltenen Vermögensobjekte gegen 
Erſtattung des dabei veranſchlagten Wertes, die in der 
Vermögensaufſtellung verſchwiegenen Objekte ohne jede 
Entſchädigung zu übernehmen. Eine entſprechende Option 
iſt in dem Entwurf eines Erbſchaftsſteuergeſetzes vor⸗ 
zuſehen. 

9, 

Die Reichsregierung errichtet eine Reichsvermögens⸗ 
bank, welche die Aufgabe hat, die gemäß Nr. 8 dem 
Reich einzuräumende Berechtigung auszuüben und die 
zu übernehmenden Vermögensobjekte zu verwalten. 
Ferner wird in Anlehnung an die Reichsvermögensbank 
ein Reichsfonds errichtet, der die Aufgabe hat, die 
deutſche Gütererzeugung in befriedeten Betrieben zu 
fördern und dadurch die Beſchäſtigung der deutſchen 
Arbeiterſchaft zu ermöglichen. 

Der Reichsvermögensbank wird aus Mitteln des 
Deutſchen Reichs für die Förderung der Gütererzeugung 
in befriedeten Betrieben ein Betrag von ... . Milliarden 
Mark zur Verfügung geſtellt. 


10. 
Iſt der Betrieb eines Unternehmens für die Zeit 
bis zum 1. Juli 1920 unter Friedensgebot geſtellt 


— . — 


worden, fo kann die Reichsvermögensbank für das Unter 
nehmen die gebundene Gewinnverteilung anordnen. 

Beſitzt das Unternehmen mehrere Betriebe, die nur 
teilweiſe befriedet find, fo darf die Anordnung nur er- 
folgen, wenn in den befriedeten Betrieben mehr als die 
Hälfte der von dem Unternehmer insgeſamt beſchäftigten 
Arbeiter beſchäftigt iſt. 


il. 

Die Anordnung der gebundenen Gewinnverteiluug 
hat die Wirkung, daß für die Zeit bis zum 1. Juli 1920 
von dem Teil des Reingewinnes, der über den Satz 
von 5 v. H. des Stammkapftals einſchließlich der aus- 
gewieſenen Reſervefonds hinaus erzielt wird, drei Viertel 
an den Reichsfonds abzuführen find; hiervon find zwei 
Drittel für die allgemeinen Zwecke des Reichsfonds, cin 
Drittel zur Förderung ſozialer Aufgaben des Reichs 
zu verwenden. 


25 
Der Reingewinn wird auf Grund einer, die Lage 
des Unternehmens am 30. Juni 1919 darſtellenden An- 
fangsbilanz und einer, die Lage des Anternehmens am 
30. Juni 1920 darſtellenden Schlußbilanz berechnet. Die 
Bilanzen werden von dem Anternehmer aufgeſtellt und 
mit den buchmäßigen Anterlagen belegt. 


Die Bilanzen bedürfen der Genehmigung durch die 
Reichsvermögensbank. Die Reichsvermögensbank hat 
nach Maßgabe der von der Reichsregierung zu er- 
laſſenden näheren Beſtimmungen darauf hinzuwirken, 
daß Abſchreibungen und ſonſtige Rückſtellungen, Auf. 
wendungen für die Vermehrung von Vorräten ſowie 
Gehälter, einſchließlich von Tantiemen und ſonſtigen 
Nebenbezügen in den Bilanzen nur in angemeſſenen 
Grenzen berlickſichtigt werden. 


13. 

Die Gewinnanteile des Reichsfonds werden von der 
Reichsvermögensbank unter Ausſchluß des Rechtsweges 
feſtgeſetzt und notfalls im Perwaltungszwangs verfahren 
beigetrieben. 

Der Anternehmer iſt der Reichsvermögensbank 
gegenüber zur Aus kunft nach den Vorſchriften der Be- 
kanntmachung über Auskunftspflicht vom 
12. Juni 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 604) 
II. April 1918 (Reiche-Gefegbl. S. 187) 

14. 

Bis zum 1. Juli 1920 ſoll durch ein beſonderes 
Geſetz Entſcheidung darüber getroffen werden, ob und 
welche Unternehmungen, für die gebundene Gewinnver⸗ 
teilung angeordnet iſt, in das Eigentum des Reichs zu 
übernehmen ſind. 

Wird das in Atf. 1 vorgeſehene Geſetz nicht er- 
laffen, ſo erſtrecken fidh die befriſteten Vorſchriften diefes 
Geſetzes auf die Zeit bis zum 1. Juli 1921. 
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Strafbeſtimmungen für die Ausſperrung ſowie für 
die öffentliche Aufforderung zu unzuläſſiger Ausübung 
des Streikrechts in befriedeten Betrieben. 

16, 

Die Reichsregierung erläßt die zur Ausführung 
dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen; allgemeine 
Verordnungen bedürfen der Zuſtimmung des Staaten: 
ausſchuſſes ſowie eines von der Nationalverſammlung 
gewählten Ausſchuſſes von 28 Mitgliedern. 

Die Reichsregierung kann Zuwiderhandlungen 
gegen die Ausführungsbeſtimmung mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen oder mit Haft be— 
drohen 


verpflichtet. 


Revue der (Dreffe. 


Die an leitender Stelle volliuhaltlich wieder— 

gegebene 
Denkſchrift des Wirtſchaftsminiſters 

Wiſſell hat in der Preſſe eine lebhafte Erörterung 
gefunden. Neben folden Blättern, die ſich damit be⸗ 
genügen, Bruchſtücke aus ihrem Inhalt ohne Kom 
mentar zu veröffentlichen, gab es eine ganze Reihe, 
die, je nach der von ihnen vertretenen Wirtſchafts⸗ 
polikik, ihren eigenen Standpunkt zum Ausdruck 
brachten. So bezeichnet die „VBoſſiſche Zeitung“ 
(21. Mai) das Wirtſchaftsprogramm als einen hoch⸗ 
bedeutſamen Verſuch, die Regierung zu einer aktiven 
Wirtſchaftspolitik anzuregen. In der „Deutſchen 
Allgemeinen Zeitung“ (26. Mai) nimmt Dr. 
Otto Jöhlinger anläßlich der Beſprechung der 
Wiſſellſchen Denkſchritf den Reichswirtſchaftsminiſter 
in Schutz gegen die Angriffe, denen er bei der letzten 
Tagung des Hanſabundes ausgeſetzt war und ſtellt 
feſt, daß das miniſterielle Programm mit ſeiner ge⸗ 
ordneten Wirtſchaft der von vielen Seiten geforderten 
wirtſchaftlichen Freiheit weit näherkomme, als der 
vielfach angegriffene ſtaatliche Zwang. Nach der 


jetzigen wirtſchaftlichen Lage ſei es nicht möglich, 
die geſamten Handelsbeziehungen dem Ermeſſen der 
Intereſſenten zu überlaffen, vielmehr müſſe hier wie 
in der Produktion der Leitgedanke „Selbſtverwaltung 
mit Selbſtverantwortung“ heißen. Die „Magde⸗ 
burgiſche Zeitung“ (27. Mai) meint, daß die 
Theoretiker Wiſſell und Möllendorff, bei allen wert⸗ 
vollen Anregungen, die ſie geben, doch Waſſer in 
ihren Wein würden gießen müſſen, da das Wie einer 
Durchführung ihres Leitegdankens von der Praxis 
abhinge und ſich auf dem Papier nicht errechnen 
laſſe. Zum Schluß weiſt das Blatt noch auf die 
Kouflickte hin, die fidh. aus der Forderung einheit⸗ 
licher Anſchauung der drei beteiligten Miniſter für 
das Kabinett in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung er⸗ 
geben müſſen. Die „Kölniſche Zeitung“ (27. 
Mai) äußert in einem „Wirtſchaftsdeſpotie“ 
betitelten Artikel ſchwere Bedenken gegen die Denk⸗ 
ſchrift und den ganzen Geiſt, der jetzt im Neichswirt⸗ 
ſchaftsminiſterium herrſche. Sie greift auch auf ein 
internes Rundſchreiben dieſer Behörde zurück und 
will daran nachweiſen, daß der jetzige Kurs uns 
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unweigerlich zur Zwangswirtſchaft und Bureaufrati- 
ſierung führen müſſe, welche Schwächung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Triebkräfte mitbringen würden. Die 
„Deutſche Tageszeitung“ äußert zwar nicht 
ihren Standpunkt in unmittelbarer Verbindung mit 
den Leitſätzen Wiſſells, ſpricht aber am 25. Mai im 
Zuſammenhang mit der Diskuſſion im Wirtſchafts⸗ 
ausſchuß der Nationalperſammlung über die Ein- 
gabe der Lederinduſtriellen die Hoffnung aus, daß 
die freie Wirtſchaft wieder eingeführt werde, um den 
Abbau des Schleichhandels zu ermöglichen, wenn 
auch Wiſſel infolgedeſſen auf feine Miniſtertätigkeit 
verzichten müßte. Im „Vorwärts“ (24. Mai) 
meint Arthur Saternus, die Denkſchrift ſei ein 
Mindeſtprogramm für die Sozialiſierung der Wirt- 
ſchaft. Da die Sozialiſierung aber eine Erhöhung 
der Leiſtungsfähigkeit bedeutet, würde dieſe Ueber⸗ 
führung von der Privat⸗ zur Gemeinwirtſchaft auch 
bei einer etwaigen Unterzeichnung des Friedens, die 
Einhaltung der als erfüllbar erkannten Bedingungen 
erleichtern Im ganzen zeigt die öffentliche Meinung 
ein ſchillerndes Gemiſch von Parteilichkeit und An⸗ 
erkennung der für die Zukunftswirtſchaft nötigen 
neuen Prinzipien. Eine Artikelreihe von Wal te r 
Merton in der „Deutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ (19. und 23. Mai) rollt das jetzt im 
Vordergrund der Diskuſſion ſtehende Problem der 
Finanzreform 
auf und weiſt noch einmal auf den engen Zuſammenhang 
hin, in welchem der Geſundung die Staatsfinanzen zum 
ganzen Fragenkomplex des Wiederaufbaues unſerer 
Volkswirtſchaft ſteht. Es ſei ohne weiteres zu bejahen, 
daß eine ſolche Sanierung möglich wäre, wenn die Finanzen 
der öffentlichen Körperſchaften nicht mit Abgaben an das 
Ausland belaſtet werden, die in keinem Verhältnis zu 
ihrer Leiſtungsfähigkeit ſtehen. Zu ihrer Durchführung 
müſſe aber ein einheitlicher, klarer Finanzplan anf- 
geſtellt werden der den wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
und Notwendigkeiten Rechnung trüge. Wenn man da- 
von ausgeht, daß die Geſamtheit der Abgaben an Staat 
und Gemeinde einen prozentualen Teil deg an fid) feft- 
ſtehenden Volkseinkommens ſei, ſo bliebe es vom rein 
fiskaliſchen Standpunkte aus gleich wo dieſer Teil des 
Ertrages der Volksarbeit herkäme. Die wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkte aber, die bei Feſtſetzung von Art 
und Amfang der Abgaben maßgebend fein ſollten, müßten 
von dem Leitgedanken getragen ſein, daß durch dieſes 
Steuerprogramm die Herſtellung und Ausfuhr der In⸗ 
landsprodukte nicht nur nicht unterbunden und durch 
Verteuerung konkurrenzunfähig gemacht würde, ſondern 
die Produktion dazu geführt werde durch Zuſammenſchluß 
und Angliederungsmaßnahmen ihre produktiven Kräfte 
zu konzentrieren und womöglich noch zu erhöhen. Die 
durchaus notwendige Vermögensabgabe würde in dieſer 
Richtung wirken, wenn ihre Begleichung, in erſter Linie 
bei Einzelunternehmungen, über viele Jahre verteilt 
werden würde, fo daß den Abgabepflichtigen durch Herein- 
nahme von Mitbeteiligten oder Überführung ihrer Anter⸗ 
nehmung in Geſellſchaftsform die Möglichkeit gegeben 
wird, ihren Verpflichtungen zu genügen. Bei den in- 
direkten Steuern müßte der Geſichtspunkt maßgebend ſein, 
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daß durch ſie die Abſatzfähigkeit der betroffenen Produkte 
im Auslande nicht beeinträchtigt werde, zum mindeſten 
aber, daß die Abgaben bei der Ausfuhr zurüückerſtattet 
würden. Daneben ſei aber auch darauf zu achten, daß 
bei einer indirekten Beſteuerung eines Produktes nicht 
ein voltswirtſchaftlich ſchädlicher Rückgang dieſes Pro; 
duktionszweiges eintrete, zugunſten eines anderen minder 
nützlichen aber von jeder Belaſtung freien. Da dieſen 
Grundſätzen bei den bisher veröffentlichten Steuerent- 
würfen nicht Rechnung getragen ſei, wäre zu wünſchen, 
daß ſie in Zukunft mehr Geltung erlangten und die Leitung 
des Reichsfinanzminiſteriums alle durch Partikularismus 
und Parteidoktrin gegebenen Hemmungen überwinde. — 
In dieſem Zuſammenhange feien die Bemerkungen er- 
wähnt, die Prof. Dr. Othmar Spann in der 
„Neuen Freien Preſſe“ (20. Mat) über die 
Notenabſtemplung in der Czecho⸗Slowakei 

veröffentlicht, weil ſie ebenfalls einen Beweis dafür 
bieten, wie eng verflochten ſtaatsfinanzielle Probleme 
mit den Erſcheinungen des Wirtſchaftslebens ſind. Das 
ſinanzgeſchichtlich einzig darſtehende Experiment der 
Notenabſtempelung, ſollte durch Einbehaltung von 50% 
des eingereichten Betrages als mit 1% verzinsliche un⸗ 
belehnbare unveräußerliche Zwangsanleihe, und durch 
Freilaſſung der Ein- und Zweikronennoten ſtreng quan⸗ 
titätstheoretiſch bewerkſtelligt werden. Am die Härten 
dieſer Maßnahmen auf die Minderbemittelten etwas 
zu mildern, wurde den Arbeitern und Soldaten der 
volle Lohn in geſtempelten Noten ausbezahlt, und 
Beträge bis 500 Kr. bei der Einreichung nicht gekürzt. 
Die Folgen dieſer Anternehmung ſeien, abgeſehen von 
dem Verſchwinden ſämtlichen Kleingeldes aus dem Ver⸗ 
kehr, vor allen Dingen das Beſtreben eines jeden ge⸗ 
weſen, möglichſt viel Bargeld los zu werden, was wieder⸗ 
um zur Folge hatte, daß die Landbewohner, aber auch 
die Städter, alles zu kaufen ſuchten was überhaupt für 
Geld zu haben war und ohne Rückſicht auf die Brauch- 
barkeit des Gutes die unſinnigſten Summen für die 
ſinnloſeſten Einkäufe verausgabten. Die volkswirtſchaft⸗ 
lichen Wirkungen ſeien einmal eine ungeheuerliche 
Schädigung des Volksvermögens an Realgütern durch 
dieſe Käufe ohne eigentlichen Bedarfs, ſodann eine der 
Quantitäts theorie entgegengeſetzte Wirkung in der Preis- 
geſtaltung, weil die Kaufleute für ernſte Käufer keine 
Ware mehr hatten Eine weitere Schädigung hat aber 
das Wirtſchaftsleben durch die Herabminderung der 
Betriebskapitalien erfahren, die auf die Umſchlags⸗ 
geſchwindigkeit und damit die Kreditbeanſpruchung 
ſteigernd gewirkt habe, infolgedeſſen der Zinsfuß (auf 
7% ſtieg, was wiederum Erhöhung der Betriebskoſten 
und Preisſteigerung bedeutete. Der unleugbare Vorteil 
der den Staatsfinanzen durch Erſchließung eines billigen, 
raſchen und ausgiebigen Kredites erwachſen ſei, hätte 
auch auf anderem Wege erreicht werden können, ſo daß 
man das Experiment nicht als wirklichgeglückt betrachten 
dürfe Der dauernde Tiefſtand der öſterreichiſchen Va- 
luta hat eine lebhafte Erörterung von Verbeſſerungs⸗ 
vorſchlägen hervorgerufen, von denen einer hier beſon⸗ 
ders hervorgehoben zu werden verdient, weil er an: 
geſichts der Aehnlichkeit in der Bewertung deutſcher 
Währung im Ausland wert iſt, in den Kreis der Be- 
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trachtungen gezogen zu werden, die fih mit unſerer 
wirtſchaftlichen Zukunft befaſſen. In der „Neuen 
Freien Preſſe“ (21. Mai) führt Dr. Viktor Bloch 
den Vorſchlag eines Schweizer Finanzmannes an, deſſen 
Ausführung eine 


Hebung des Valutaſtandes 


Deſterreichs auf den ſchweizeriſchen Geldmärkten bes 
wirken ſoll. Das Projekt geht von einer ähnlichen 
Trausaktion aus, die die Banca Commerciale Italiana 
im Sommer 1918 behufs Nückkaufs eines Teiles ihres 
Aktienkapitals vorgenommen hatte, von welchem 
50 Willion Lire in der Schweiz plaziert waren. Zu 
dieſem Zwecke gab ſie fünfprozentige Kaſſenbons aus, 
welche mit ſie Valutaverſprechen ausſtattete dergeſtalt, daß 
die Kaſſenſcheine bei ihrer Fälligkeit nach Wahl des 
Inhabers entweder zum Nominale in Lire oder zum 
Kurſe von 50 Frs. für 100 Lire eingelöſt werden ſollten. 
Da der damalige Tageskurs in der Schweiz ungefähr 
40 Frs. für 100 Lire notierte, fo bedeutete das ver- 
ſprechen für die ſchweizeriſchen Aktionäre für den Fall 
einer günſtigen Entwickelung des Lire-Kurſes die Mög: 
lichkeit einer guten Verwertung des in Lire einkaſſierten 
Betrages zum Tageskurs, für Fall einer weiteren Kurs⸗ 
verſchlechterung aber eine Optionsmöglichkeit für die 
Auszahlung in ſchweizeriſcher Währung. Auf jeden Fall 
lag aber darin nach dem damaligen Stand der Dinge 
ein garantierter Kursgewinn von 10 Punkten d. i. 25% 
vom Kapital enthalten. Die Wirkung war, daß die 
ſchweizeriſchen Finanzleute die in dieſem Verſprechen 
enthaltene hohe Meinung der italieniſchen Hochfinanz 
von der Zukunft ihrer Währung adoptierten, die 
Aktionäre faſt ausnahmslos von ihrem Recht gebrauch 
machten und obendrein auch andere die Bong entweder 
bar oder auf dem Umweg über den Aktienkauf in Sta- 
lien zu erwerben ſuchten, was zu einer regen Nachfrage 
nach itatieniſcher Valuta hervorrief. Der Vorſchlag 
in bezug auf Deutſch⸗Oſterreich geht nun dahin, eine 


5 ähnliche Transaktion von ſeiten eines öſterreichiſchen, 


gut akkreditierten Bankkonſortiums vornehmen zu laſſen 
und zwar in Anbetracht des heutigen Kursſtandes der 
öſterreichiſchen Kronen etwa mit einem Rückzahlungs⸗ 
verſprechen von 30 Frs, für 100 Kr., was einen Ge 
winn von 50% für die neutralen Geldgeber ergeben 
würde, der ſeinen Anreiz nicht verfehlen dürfte. An 
Stelle der Kaſſenbons wären in dieſem Falle eine kurz- 
friſtige, mindeſtens fünfprozentige Anleihe aufzulegen. 
Um einen Kursdruck durch große freiwerdende Beträge 
bei der Rückzahlung zu vermeiden, ſollten Teil 
emiſſionen in kleineren Beträgen, etwa von 20 Millionen 
Frs., ſtattfinden mit jeweils vermindertem Rififo und 
dementſprechend abgeſtufter Gewinnmöglichkeit für die 
Suskribenten vorgenommen werden. — Auf den Um- 
ſchwung, der während des Weltkrieges zugunſten der 
rührigen gelben Raffe und zum Nachteil der durch die 
Herſtellung von Kriegsmaterial an produktiner Wirtſchaft 
verhinderten Weißen in der Weltwirtſchaft vor ſich 
ging, iſt hier wiederholt hingewieſen worden. Ein neues 
Argument in dieſer Richtung liefert Georg Schultze ; 
Bahlke un Berliner Börſen⸗Courier“ (19. Mat) 
in einer Schilderung der 


Ziele der japaniſchen Handelsſchiffahrt. 

Als vor einem halben Jahrhundert der Anſchluß Japans 
an das Welthandelsnetz zuſtande kam, erkannte man dort 
mit der Zunahme der Handelsbeziehungen die Notwendig: 
keit einer eigenen Handelsflotte. 1872 wurde durch die 
Gründung der „Mitsu-Bisbi Postschiffahris- Gesellschaft“ 
der erſte regelrechte Schiffahrtsbetrieb Japans eröffnet. 
1880 folgte die „Vereinigte Dampfſchiffahrts⸗Geſellſch“. 
1885 vereinigten ſich beide zur heute an erſter Stelle 
ftehenden „Nippon-Vusen-Kaisba“, die 1892 die erſte 
überſeeiſche Linie nach Bombay herſtellte. Dieſer folgte 
1896 die Einrichtung der europäiſchen Linie Vokohama⸗ 
London ⸗Antwerpen, fernerf Hongkong ⸗Saettle und Hoto- 
hama⸗Melbourne. Ende der Wer Jahre wurde die 
Pacific-Linie von Hongkong nach San Francisco ein⸗ 
gerichtet Ein Bild von der ungeheuren ſchnellen Ent- 
wicklung der japaniſchen Handelsflotte geben folgende 
Zahlen: 


Geſamt⸗Brutto⸗Tonnen 


1879 100 000 
1889 220 000 
1899 796 936 
1906 1 041 569 
1910 1594 909 
1915 1594 894 


Bis zum Kriege vermittelten deutſche, engliſche und 
amerilaniſche Schiffe den Verkehr vom amerikaniſchen 
Kontinent nach Japan. Mit Kriegsausbruch wurden 
die engliſchen zum Kriegsdienſt eingezogen, die deutſchen 
verſchwanden von der Bildfläche und die amerikaniſchen 
wurden durch das Seemannsgeſetz vom 4. Nov. 1915 
genötigt, ihren Betrieb nach und nach einzuſtellen. Dieſe 
Zeit nutzte Japan aus, um ſeine Konkurrenten im 
Indiſchen und Stillen Ozean langſam, aber ſicher aus 
dem Felde zu ſchlagen. Heute befährt überhaupt kein 
Schiff einer weißen Raſſe mehr den Stillen Ozean und 
die Ausfälle des amerikaniſchen Exportes nach Japan 
ſind ſehr erheblich. In politiſcher Beziehung iſt aber 
von vernichtender Bedeutung, daß die Amerikaner ihren 
noch auf japaniſchen Schiffen erreichen können 
eigenen wichtigſten Flottenſtützpunkt Sawainur 
Amerikas Hoffnungen auf eine Chineſiſch⸗Amerikaniſche 
Schiffahrtsgeſellſchaft dürften durch die Art des Pro- 
tektorats, das Japan heute über China ausübt, auch 
nicht in Erfüllung gehen. — In ähnlichem Sinne äußert 
fih Prof. Dr. Laſſar-Cohn in der „Deutſchen 
Allgemeinen Zeitung“ (23. Mai). Die erwähnte 
Verſchiebung zugunſten der Gelben (f. a. Plutus Nr. 19/20) 
führe umſo ſicherer zum 
Zuſammenbruch der weißen Raſſe, 

als deren ſtolzeſte wirtſchaftliche Grundlage, die Gold- 
währung, in den kriegführenden Ländern Europas voll- 
ſtändig untergraben und auch in Amerika durch das 
Steigen des Silberpreiſes in ihrer Grundlage erſchüttert 
fei. Durch eine Fortbewegung in dieſer Richtung würde 
aber die weiße Naſſe, die ſchon vor dem Kriege den 
Aeberſchuß an RNohſtoffimporten aus dem fernen Oſten 
mit Ausfuhr von Gold bezahlen mußte (das die Gelben 
aufſpeichern), vollkommen zur Schuldnerin Japans 
und der von ihm abhängigen Völker des Oſtens werden, 
und dieſe würden leichtes Spiel haben, ſich vollends zu 
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Herren der Weltwirtſchaft auſzuſchwingen. Der einzige 
Weg, den wirtſchaftlichen Zuſammenbruch zu vermeiden, 
ſei, wie in der Vorkriegszeit, die Rohſtoffeinfuhr in 
der Hauptſache mit Induſtrieprodukten zu bezahlen. 
Hierbei fiele aber Deutſchland, wenn der Friedens- 
vertrag auf feiner jetzigen Baſis zu Stande käme, fort, 
was unweigerlich die ſchlimmſten Folgen haben müßte, 
Zwar ſpricht die Hochfinanz in Paris ſchon ſeit Monaten 
von einer „anarchie financière” die im Anzuge fei, es 
ſcheint ihr aber nicht gelungen zu ſein, ſich an den 
richtigen Stellen Gehör zu verſchaffen, ehe dies zu 
ipät wäre. — In der „Voſſiſchen Zeitung“ 
(29. Mai) ſchlägt Prof. Dr. Gu ſtav Caſſel, 
Stockholm, die Einberufung 
einer internationalen Balutalonferenz 

vor. Von der Erwägung ausgehend, daß die jetzige 
Tiefe des Valutaſtandes in ſämtlichen Ländern, ſo⸗ 
wohl auf dem Gebiete des Inlandhandels als auch 
dm internationalen Warenaustauſch infolge des 
Mangels jeder kalkulatoriſchen Grundlage zu un⸗ 
haltbaren Zuſtänden geführt habe, die Unter⸗ 
nehmungsluſt vollkommen unterbinde und eine 
völlige Stagnation auf dem Waren- und Arbeits⸗ 
markte herbeigeführt habe, wird eine internationale 
Verſtändigung zur Stabiliſierung aller Währungen 
angeregt. Auf welcher Baſis dieſe herbeigeführt wird, 
ſei an ſich von Wichtigkeit, doch erſt von ſekundärer 
Bedeutung. Prinzipiell müffe vor allem für jedes 
Land wieder ein feſter Münzfuß beſtimmt werden 
und zwiſchen den verſchiedenen Valuten ein feſtes 
Wertverhältnis zuſtande kommen. Es wäre kaum rat⸗ 
ſam, den Verſuch einer gewaltſamen Zurückführung 
der Verhältniſſe auf den Stand der Vorkriegszeit zu 
unternehmen, eher könne eine durchſchnittliche Preis⸗ 
erhöhung für alle Länder der Erde angenommen und 
zur Grundlage gemacht werden. Bei den Vereinigten 
Staaten könne man eine Preisſteigerung auf 200 % 
annehmen. Bei dieſem Durchſchnitt ſtehendbleibend, 
müſſe man in Ländern mit tieferem Preisniveau die 
Inflation weiterſchreiten, im gegenteiligen Falle aber 
eine Preisſenkung eintreten laſſen. Um wieder zu 
gefeſtigten Verhältniſſen zu kommen, wird eine inter⸗ 
nationale Konferenz von Vertretern der Bankpraxis 
und der Geldtheorie angeregt, da die Angelegenheit 
für die Wiederherſtellung der Weltwirtſchaft von 
grundlegender Bedeutung ſei. 


Umschan. 


Die Artikelreihe über 
Deutsche Finenzreſorm, 
deren letzter Aufsatz im Plutusheft vom 7. Mai (S. 153) 
erschien, soll bier erst nach der Festlegung der offiziellen 
Friedensbedingungen oder doch erst dann fortgesetzt 
werden, wern etwas bestimmter als augenblicklich die 
Umrisse der endgültigen finanziellen Verpflichtungen des 
Reiches sichtbar sein werden, Die ausserordentlich grossen 
Lasten, die Deutschland sich in seinen vorläufigen Gegen- 
vorschlägen zu übernehmen bereit erklärt hat, bedeuten 
eine Mehrbelastung von jährlich zwei bis drei Milliarden 


Deutsche Finanzreform. 


Mark. Sowohl durch dieses Mehr an finanziellen Not- 
wendigkeiten als auch durch die eventuell bevorstehenden 
territorialen Veränderungen wird eine Aenderung der 
grundsätzlichen Auffassung über den Charakter der neuen 
deutschen Finanzwirischaft, wie er in den Aufsätzen über 
deutsche Finanzreform hier niedergelegt wurde, nicht be- 
dingt. Ein Beweis für die Richtigkeit der Grundlinien, 
die ich hier zeichnete. Ich kann das mit um so grösserer 
Genugtuung begrüssen, als die Arlikelreihe hier bereits 
im März 1918 (Plutus, S. 79) begonnen und dann in fünf- 
undzwanzig Artikeln fortgeführt wurde. Als die Serie 
begann, war die Hoffnung auf einen glücklichen Ausgang 
des Krieges in Deutschland noch ziemlich allgemein, 
Trotzdem habe ich damals bereits, ebenso wie in meinen 
Artikeln über Uebergangswirtschaft, die Auffassung ver- 
fochten, dass der Wiederaufbau des deutschen Wirt- 
schaftslebens und der deutschen Finanzwirtschaft nur auf 
dem Wege umfassender Organisation und einer weit- 
gehenden Einflussnahme des Staates auf alles Wirtschaften 
möglich sein würde. Heute gibt es wohl nur ganz wenige, 
die an solcher Notwendigkeit noch zweifeln. 


Die ausserordentliche General- 
versammlung der Gelsen- 
kirchener Bergwerks A.-G. hat mit einmonat- 
licher Verspätung am 20. Mai stattgefunden. Die General- 
versammlung hat der Verwaltung die nachgesuchte Er- 
mächtigung zur Veräusserung des links 
rheinischen Bergwerks- und Hütten 
besitzes sowie der linksrheinischen Beteiligungen an 
Erzlagerstälten einstimmig erteilt. Trotz der grossen 
Bedeutung, die diese Auflösung von Gelsenkirchen für 
das Unternehmen und, für die deutsche Volkswirtschaft 
hat (siehe Plutus Seite 118), haben die Aktionäre nach 
einer nicht gerade sehr eingehenden Begründung des 
Verkaufsprojektes durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
es nicht eirmal für nötig erachtet, vor der Beschluss- 
fassung das Problem zu diskutieren. Ein Aktionär, der 
sich dazu aufgeschwungen hatte, einige Fragen zu stellen, 
zog seine Fragen bereitwilligst zurück, nachdem der 
Vorsitzende nur erklärte, die Beantwortung würde nicht 
im Interesse der Gesellschaft liegen. Als Beitrag zur 
Naturgeschichte des Aktienwesens ist es interessant, wie 
sehr in einer solchen Riesenaktiengesellschaft die General- 
versammlung der Aktionäre sich selbst ausschaltet, so 
lange sie nur Vertrauen zu ihrer Verwaltung hat. Dass 
die Aktionäre sich nicht um die volkswirischaftlichen 
Fragen kümmern, die mit dieser Transaktion zusammen- 
hängen, ist begreiflich, aber die Gleichgülligkeit gegen- 
über ihren eigensten privatwirtschaftlichen Interessen 
ist kennzeichnend für das völlige Fehlen einer sachlichen 
Verknüpfung des modernen Aktionärs mit dem Gegen- 
stand der Unternehmung. Für die grosse Masse der 
Aktionäre ist ihr Anteil weiter nichts, als ein Wertpapier, 
dessen Kursgestaltung sie verfolgt. Um die Geschäfts- 
führung, in der formal die Generalversammlung aus- 
schlaggebend ist, sich irgendwie zu kümmern, 
hat dieser Aktionär, der nur Wertpapierbesitzer 
ist, gar keine Neigung. Und es gab wirklich 
eine ganze Reihe von Fragen, die nach der Begründung 
des Projektes durch die Verwaltung auch dem ganz 


fn. Gelsenkirchen. 


privatwirischaftlich denkenden Aktionär hätten auftauchen 
müssen und deren Beantwortung wohl ohne Schädigung 
des Gesellschaftsinteresses möglich gewesen wäre. So hiess 
es z. B., dass bei den Bedingungen für die Abstossung 
des linksrheinischen Besitzes eine Barzahlung von 130 
Millionen Mark die Hergabe von 5 prozentigen Obli. 
gationen in Höhe von 65 Millionen belgischer Franken 
und die Gewährung eines Tonnenziuses auf die Dauer 
von 30 Jahren vorgesehen ist. Man sollte meinen, dass 
die Aklionäte zum mindesten wissen müssten, wie hoch 
dieser vorgesehene Tonnezins sei. Weiter sollte man 
meinen, dass die Frage, was eigentlich die Verwaltung 
der Gelsenkirchener Bergwerks A.-G. mit diesem zurück- 
fliessenden Kapital im Falle des Zustandekommens der 
Abstossung zu tun beabsichtige, ob sie es an die Aktionäre 
zurückzahlen will oder ob sie schon irgendwelche Pläne 
der Neuinvestierung in Erwägung zieht, den Aktionären 
nicht unwesentlich sein sollte, Aber nichts von alledem 
wird erörtert. Der Aktionär hat Vertrauen zu seiner 
Verwaltung und überlässt es gern dieser, sich den Kopf 
zu zerbrechen. Er beschränkt seine geistige Arbeit auf 
die Erwägung der Frage, ob es nützlich ist Aktionär zu 
bleiben, oder ob der Zeitpunkt gekommen ist, die Aktien 
zu verkaufen. — Aber wesentlicher als diese aktien- 
technischen Betrachtungen, zu denen die Gelsenkirchener 
Generalversammlung anregt, bleiben doch die volkswirt- 
schaftlichen Belange, die hier verhandelt werden. Die 
Verwaltung begründete in der Generalversammlung ihren 
Plan der Abstossung des linksrheinischen Besitzes ins- 
besondere mit den schwierigen Arbeiterverhälinissen in 
Luxemburg, mit den Widerständen der luxemburgischen Ver- 
waltung, dem Hass gegen alles Deutsche in Luxemburg und 
einer entsprechenden Gesetzgebung. Der Vertrag, der nun 
mit den Vereinigten Hüttenwerken Burbach-Eich-Düde- 
lingen zustande gekommen ist, ist von Burbach nur unter 
Vorbehalt akzeptiert worden. Wegen der Widerstände, 
die sowohl in Frankreich als auch in Luxemburg aufgetreten 
sind, ist noch mit der Möglichkeit einer Aenderung der 
Vertragsgrundlage zu rechnen. Die Tatsache, dass auch 
nach dem Beschluss dieser Generalversammlung ein Defi- 
nitivam noch nicht vorliegt, lässt es angebracht erscheinen, 
noch einmal auf die schweren Bedenken hinzuweisen, die 
gegen die hier geplante Auseinanderreissung zusammen- 
gehöriger Produktionsfaktoren vorliegen. Die Gelsen- 
kirchener Verwaltung konnte sich in der Generalversamm- 
lung darauf berufen, dass sie vor der Durchführung der 
Generalversammlung darauf berufen, dass sie vor der Durch- 
führung der Verkaufsverhandlungen sich mit derReichs- 
regierung in Verbindung gesetzt habe und dass die 
Reichsregierung sich der Ansicht nicht verschlossen habe, 
dass auch für die deutsche Gesamtwirtschaft die recht- 
zeitige und nach Lage der Dinge halbwegs vorteilhafte 
Abtretung der linksrheinischen Gelsenkirchener Werke 
besser sei als ihre Behauptung unter so feindseligen Ver- 
hältnissen. Es ist ja bei der Vielfältigkeit der wirtschafts- 
politischen Strömungen in den verschiedenen Reichs- 
ministerien, die gerade in der heute im „Plutus“ ver- 
öffentlichten Denkschrift grell beleuchtet wird, sehr wenig 
klar, welche Stelle in der Reichsregierung sich diesen 
Argumenten der Gelsenkirchener Verwaltung angeschlossen 
hat. Aber auf jeden Fall belastet diese Zustimmung 


187 — 


die Regierung mit einer schweren Verantwortung. Ist 
denn das bedauerlich schlechte Verhältnis zwischen 
Deutschland und Luxemburg, d. h. zwischen uns und 
einem Lande, dessen wirtschaftliche Interessen in vieler 
Hinsicht zu einer engen Verbindung mit der deutschen 
Wirtschaft drängen, einem Lande, das bis jetzt dem deutschen 
Zollverein angehört hat, einem Lande, mit dem zusammen 
zu arbeiten höchstes deutsches Interesse ist, eine 
gottgewollte Notwendigkeit, die die Reichsregierung als 
dauernd in Rechnung stellen muss“ Die Reichsregierung 
hat ihrerseits neuerdings in den Friedensverhandlungen, 
in der Saargebietsnote, französische Beteiligungen an 
deutschen Bergwerksunternehmen vorgeschlagen. Sie hat 
also, wenn auch reichlich Spät, den Gedanken aufgegriffen, 
dass die Wiederherstellung der europäischen Wirtschaft 
wesentlich durch ein Zusammenarbeiten der wirtschaftlich 
zusammengehörigen Länder, Frankreich und Deutschland, 
gefördert werden kann. Wenn uns die Zusammenarbeit 
mit Fraukreich als Ziel vorschwebt, um wieviel mehr muss 
noch die Zusammenarbeit mit Luxemburg als Drittem im 
Bunde nicht nur erstrebt werden, sondern auch als er- 
reichbar erscheinen. Der Hass und die deutschfeindliche 
Gesetzgebung in Luxemburg dürfen also nicht als dauernde 
Faktoren in Rechnung gestellt werden, die den Ausschlag 
geben für die Zerreissung des Gelsenkirchener Montan- 
trusts. Aber auch die Arbeiterfrage in Luxemburg muss 
nicht notwendig so hoffnungslos und pessimistisch be- 
trachtet werden, wie es die Gelsenkirchener Verwaltung 
zu lun scheint. Die „Rheinisch-Westfälische Zeitung“ 
weisst in ihrer Ausgabe vom 23. 5, darauf hin, dass ein 
zurzeit der Luxemburger Kammer vorliegender Gesetz- 
entwurf, der die Zulassung ausländischer Arbeitskräfte in 
den Fabriken auf 10% beschränkt wissen will, gerade in 
der luxemburgischen Industrie selbst auf starken Wider- 
spruch stösst. In einer Denkschrift, die die General- 
direktoren der Vereinigten Hüttenwerke Bubach-Eich- 
Düdelingen der Luxemburger Kammer eingereicht haben, 
heisst es unter anderem, dass es Luxemburg an Arbeits- 
kräften fehle, dass es gerade für die Eisenindustrie not- 
wendig sein werde, die Einwanderung von Qualitäts- 
arbeitern auch aus Deutschland, das einen Arbeiterüber- 
schuss habe zu begünstigen. Die „Rheinisch-Westfälische 
Zeitung“ knüpft au diesen Bericht die folgende Bemerkung: 
„Können aber die Luxemburger Gesellschaften den deutschen 
Arbeiter nicht entbehren, dann durfte auch Gelsenkirchen 
damit rechnen, in ruhigeren Zeiten wieder einen Stamm 
deutscher Arbeiter heranziehen zu können, wenn die 
Gesellschaft im Besitze ihrer linksrheinischen Werke bleibt. 
Den gerade jetzt hervortretenden Ueberschuss an deutschen 
Arbeitskräften der deutschen Volkswirtschaft zu erhalten, 
wäre eine dankenswerte Aufgabe für Gelsenkirchen ge- 
wesen.“ — Die Stichhaltigkeit der Gründe, denen die 
Reichsregierung sich nicht verschliessen konnie, leuchtet 
unseres Erachtens nicht ein, so lange man nicht eine 
augenblickliche Hassstimmung als der Weisheit letzten 
Schluss in der Gestaltung der deutsch-luxemburgisch- 
französischen Wirtschaftsbeziehungen betrachtet. Bie 
Gelsenkirchener Verwaltung hat nur nach der privat- 
wirtschaftlich günstigsten Lösung gesucht, wie es ihres 
Amtes ist. Die Reichsregierung aber hätte vor ihrer 
Zustimmung doch auch die Möglichkeit anderer 
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Lösungen erwägen müssen, bei denen die Höchst- 
entwicklung der Produktivkräfte, wie sie durch die 
Zusammenfassung der Gelsenkirchener Ruhrkohlenbasia 
mit dem lothringisch-Iuxemburgischem Erzbezirk und den 
modernsten Eisenwerken gegeben ist, nicht unterbunden 
wird. In der „Metallbörse“ (Nr. 16 vom 19. 4.) wird 
der technisch falschen Auflösung des kunstvollen Gelsen- 
kirchener Baues ein anderer Lösungsversuch entgegen- 
gestellt. Diese Lösung soll in der Schaffung eines inter- 
nationalen Finarzkonsortiums bestehen, das unter Be- 
teiligung Frankreichs, Luxemburgs, Belgiens, Deutschlands 
und Amerikas den ganzen Gelsenkirchener Konzern ge- 
schlossen übernehme, Der Befürworter dieser Lösung 
hält die Beteiligung Amerikas für notwendig, um die ab- 
lehnende Haltung des französischen und belgischen 
Kapitals, die im wesentlichen auf ein Misstrauen gegen- 
über Deutschland zurückzuführen ist, zu überwinden, 
Diese Auffassung vermag ich nicht zu teilen. Ameri- 
kanische Beteiligung wäre doch ein fremdes, nicht 
natürlich fundiertes Element in diesem Konzern. Aber 
die Vereinigung der gesamten Gelsenkirchener Betriebe 
in einer Kombination, an der die ihrer ganzen Lage nach 
an der höchsten Produktivität gleichariig interessierten 
Wirtschaftsgebiete Deutschland, Frankreich, Luxemburg 
und Belgien beteiligt sind, wäre sicherlich der Preis- 
gebung des rationellen Aufbaues durch die jeizt vorge- 
sehene Losreissung des linksrheinischen Gelsenkirchener 
Besitzes vorzuziehen. Vielleicht darf man hoffen, dass 
der Friedensvertrag, so ungünstig eı auch unvermeidlich 
für Deutschland werden wird, doch wenigstens die künf- 
tigen Möglichkeiten des Zusammenarbeitens der Kräfte 
aus den wirtschaftsgeograpbhisch zusammengehörigen Ge- 
bieten nicht ganz unterbinden wird. Vielleicht ist dann 
auch über das Gelsenkirchener Projekt mit der Er- 
mächligung der Generalversammlung zur Abstossung noch 
nicht das letzte Wort gesprochen. 

Ein alter Leser des Plutus 
schreibt mir: Ich will Ihnen 
hier keine Kritik des Ge- 
setzeniwurfes für die Vermögensabgabe geben, sondern 
nur Ihre Aufmerksamkeit aufeine mir unnötig erscheinende 
Härte lenken, die mir auffel, als ich das bewusste For- 
mular ausfüllte, das in den letzten Maitagen wohl niemand 
mit besonders freudigen Empfindungen zur Hand ge- 
nommen hat. Ich bin in folgender Situation: Ich muss 
mein Vermögen per 31. Dezember 1918 angeben. Ich 
hatte aber zu diesem Zeitpunkt eine nunmehr in Höhe von 
12 000 M. cingegangene Rechnung eines ersten Chirurgen 
für die schwere Operation meiner Tochter mit an- 
schliessender halbjähriger Behandlung zu erwarten. Ich 
wollte nun selbsiverständlich — nach meinem Empfinden — 
diese Summe von dem Vermögensstand des Stichtages ab- 
seizen, da sie ja eine Schuld darstellt, die noch 1918 ent- 
standen war und mein Vermögen entsprechend minderte. 
Nun sehe ich aber in dem als besonders sachverständig 
bezeichneten Kommentar von Kahn, den ich mir für die 
richtige Aufstellung des Vermögensverzeichnisses kaufte, dass 
bei Ansetzung der „Schulden“ Haushaltungsschulden ent- 
sprechend $ 10a BStG. nicht abzugsfähig sein sollen. Zu den 
Haushaltungsschulden seien nach der entsprechend anzuwen- 
denden preussischen Praxis alle Ausgaben zur Bestreitung des 


Unnötige Härten bei der 
Vermögensabgabe. 


Haushalts des Steuerpflichtigen, zum Unterhalt seiner Haus- 
haltungsangehörigen, insbesondere alle Aufwendungen zur 
Befriedigung persönlicher Bedürfnisse, wie Wohnung, 
Nahrung, Kleidung, Bedienurg, Pflege und Eıziebung, zu 
rechnen, Das leuchtet mir schon ein. Nun sagt Kahn aber, dass, 
dem Dt. Stenerblatt Jg. 1 S. 76 zufolge auch unbezahlte 
Kosten einer ärztlichen Operation Hausbaltungsschulden 
seien. Das erscheint mir ungemein hart und auch für 
manche Fälle direkt widersinnig. Denn wie oft kann es 
vorkommen, dass derartige Rechnungen überhaupt ein 
kleines Vermögen auffressen? Der Steuerpflichtige aber 
muss es, trotzdem er das voranssieht, voll angeben und 
versteuern]! Hier müsste in der Tat noch eine Ergänzung 
der bestehenden Vorschriften kommen, die eine individuelle 
Behandlung derartiger Fälle ermöglicht. Es wäre darum 


sehr angebracht, wenn Sie dieser Zuschrift Raum geben 
würden.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Die Börse ist tief verstimmt und zaghaft. Die Blicke 
aller, die nicht nur den Gesichtskreis der Tagesspekulation 
besitzen, die zufrieden ist, solange sie nur beim Hin- 
und Herhandeln ein rundes Sümmchen täglich nach Hause 
tragen kann, sind nach Versailles gerichtet, Von dort 
kann das Verderben, der Zusammenbruch, aber auch die 
Möglichkeit der Rettung kommen. Man harrt und harrt, 
Inzwischen sinken die Kurse unserer Valuta und die der 
Effekten bröckeln ab. Lethargie, Resignation eines 
Opfers, das mit gebeugtem Hals, den Hieb des Henkers 
erwartet. 

Eine bedeutende Akliengesellschaft hat dieser Tage 
ihren Geschäftsbericht veröffentlicht in dem sie schrieb, 
dass sie die Absicht gehabt habe, ihren Aktionären ausser 
der Dividende noch einen Bonus in Gestalt einer Sonder- 
ausschültung von Kıiegsanleihen aus ihren Reserven zu- 
kommen zu lassen. Sie habe aber aus „technischen 
Schwierigkeiten“ das nicht bewerkstelligen können und 
daber die Anleihestücke gut verkaufen müssen, damit die 
Aktionäre aus dem Barerlös ihren Bonus erhielten, Diese 
— keineswegs vereinzelt dastehende — Begebenheit zeigt 
wieder einmal, wie berechtigt die an dieser Stelle vor 
einigen Monaten schon einmal gemachte Anregung ge- 
wesen ist, dass die Reichsbank in Gemeinschaft mit den 
Banken, Bankgeschäften und evil. auch grossen Industrie- 
Aktiengesellschaften an verschiedenen Orten lokale Um- 
tauschstellen für Kriegsanieihe errichten solle. Seiver- 
zeit hatte hier die Schwierigkeit der in Betracht kommen- 
den Handelskreise und Privaten (Landwirte) Gelegenheit 
geboten, diesen Vorschlag zu machen, die ihnen daraus 
erwuchs, dass für die Ankäufe aus Besiänden der Heeres- 
verwaltung nur mit grösster Mühe uni auch dann nicht 
immer die passenden Stücke Kriegsanleihe aufzutreiben 
waren. Hatte z. B. ein Bauer die Absicht für 1200 sM 
ein Pferd aus den seinem Kreise angebotenen Beständen 
zu erwerben und besass er nur einige 1000er Stücke An- 
leihe, sọ wusste er oft in der Tat nicht, wo er einen 
davon in Hunderte umtauschen konnte. Da sich natürlich 
die für derartige Umwechslungen zu wenig elastischen 
und auch viel zu bequemen amtlichen Stellen auf nichts 
einliessen. Jetzt aber wird es recht oft vorkommen, dass 


— 199 — 


Aktiengesellschaflen aus ihren Anleihebeständen Extra- 
ausschüttungen vornehmen wollen. Es lässt sich ja bei 
einer Reihe von Gesellschaften dem Gedankengang, der 
zur Deklarierung ihrer diesjährigen Dividende führte, 
psychologisch leicht nachgehen. Im Geschäftsbericht wird 
eine ergreifende Klage über die verheerende Wirkung der 
Revolution angestimm!. Es wird darauf hingewiesen, dass 
das Anschwellen der Gehälter-Löhne und Steuerkontos 


zu einem völligen Aufhören jeder Rentabilität führen ' 


müsse, dass — insbesondere bei Montangesellschaften — 
schon beginnend mit den letzten Wochen 1918 mit 
direktem Verlust gearbeitet werde und dass die Reserven 
in Gefahr seien, aufgezebrt zu werden. Da ausserdem die 
Zukunft grau in grau gemalt wird und in der Tat ja auch 
der kommende Friede kaum eine Rekonstruktionsmöglich- 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor.) 


G. -P. Deutsche Bank, Commerz- und 


Mittwoch, Diskonto-Bank, Bergwerks- Gesellschaft 
4. Juni Trier, Halberstadt- Blaukenburger Eisen- 
bahn. 
— — ͤ Gü z — — 
|| Ironage-Bericht, — Bankausweise London, 
Paris. — G.-V.: Phönix Akt.-Ges. für 
| Bergbau und Hüttenbetrieb, Akt.-Ges. 
Weser, Landwirtschaftliche Hypotheken- 
ee bank in Frankfurt a. M., Kupferwerke 
j Deutschland, Wittener Glashütten-Akt. 
Ges., Lokomotivfabrik Krauss & Co., 
Dampfschiffahrts - Gesellschaft Neptun 
Bremen. 7 
| Beichsbankausweis. — G- F. Akı.-Ges. 
Lauchhammer, Deutsche Ton- und 
Steinzeugwerke Charlottenburg, Port- 
Freitag, land-Cementfabrik Schwanebeck, Basalt 
6. Juni Akt.-Ges. Linz, Posener Strassenbahn, 
Brölthaler. Eisenbahn, Vermögens- 
vel wallungsstelle für Offiziere und 
| Beamte. 
Sonnabend, BankausweisNew York. — C.- ., Lichten- 
7. Juni | berger Wollfabrik. 
Monta | 
9. nau | Pfngsimontag. 
G Fran 
10 Juni | 
@.-V.: Berliner Terrain- und Bau-Gesell- 
1 Schaft, Elektrizitäts- Lieferungs- Gesell- 
Wan | schaft, Eisenwerk L. Meyer jr. 
| Ir onage-Bericht, — Bankausweisc London, 
| Paris. — @.-V.: Elektrizitäts- Akt.-Ges, 
Donnerstag, vo:m.Lahmeyer, AktienspionereiAachen, 
12. Juni Akt.-Ges, H. Gladenbeck & Sohn. — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Held & 
Francke. 
Reichsbankausweis. — G V.. Lokalbahn 
Akt.-Ges. München, Union Baugesell- 
Freitag, schaft auf Aktien, Sudenburgar Ma- 
13. Juni schinenfabrik und Eisergiesserei, Kron- 


prinz Akt.-Ges. für Metallindustrie, 
Oberschlesische Eisenindustrie Akt.-Ges, 


J. Die Merktatel gibt dem Wertpapierbesitzer fiber alle für im 
giehtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. tiber 
——— \ Ablauf von Bezugsrechten, Marktiage, 
darin ale, we und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
den a an verssichnet, — sie an den betreffenden Tagen in 
tungen achten missen, In Kursiv-Schrifi sind diejenigen 


— gesetzt, die sich anf den Tag genau nicht bestimmen 


Bankausweis New York. — G. - .. 
Höchster Farbwerke Meister Lucius, 
Farbenlabriken vorm. Friedr. Bayer & Co., 
Badische Anilin- und Sodafabrik, Akt. 

| Ges. für Anilinfabrikation, Kalle & Co. 

Biebrich, Braunschweigische Landes- 

eisenbahn, Gebr. Böhler & Co., Wes 

deutsches Eisenwerk Kray Akt. Ges, 

Köln- Rottweil Akt.-Ges., Sprengstoff- 

Akt.-Ges., Kosmos Akt.-Ges., Deutsche 

Sprengstoff-Akt.-Ges, Nobel Dynamit- 

Akt.-Ges. — Schluss des Bezugsrechts 

Kammgarnspinrerei Bietigheim, — 

15. Juni: Schluss des Bezugsrechts 

Rostocter Hochseefischerei. 

G. ., Chemische Fabriken Weiler ter 
Meer. 

G.- V.: Märkisch Westfälischer Berg- 
werks - Verein Leimathe, Chemische 
Fabrik Griesheim - Elektron, Siegener 
Dynamitfabrik, Rheinisch- Westfälische 
Sprengstoff-Akt.-Ges., Sprengstoff Car- 
bonit Akt.-Ges., Akt.-Ges. vorm. Spinn & 
Sohn, Bensberg-Gladbacher Bergwerks- 
undFlürten-Akt.-Ges.Berzelius, Th. Gold- 
schmidt Akt.-Ges. 


Verlosungen: 
5. Juni: Credit foncier de France 2°, 
u. 3% Comm.-Obl. v. 1879, 1880, 1891, 
1899, Credit foncier de France 3% 
Pfandbr. (1909), Pariser 2% 500 Fr.- 
Lose (1898) desgl. 3%, 300 Fr.-Lose 
(1912). 14. Juni: 2½ % Griechische 
Nationalbank Präm.-Anl. von 1904. 
15. Juni: Brüsseler 100 Fr, (1902), 
3% Crédit foncier Egyptien Obl. (1886, 
1903, 1911), Freiburger 20 Fr. (1898), 
Holländische 15 Gld. (1904), 4% 
Pariser 500 Fr. (1865), 5% Suez-Canal 
500 Fr. (1868). 


Sonnabend, 
14. Juni 


Montag, 
16. Juni 


Dienstag, 
16. Juni 


keit für die meisten Zweige unserer Industrie lässt, 
wenn er so aussieht, wie ihn sich die Entente gedacht hat, 
so nimmt der kritische Leser des Geschäftsberichtes mit 
Recht an, dass, nachdem man ihn solchermassen auf trübe 
Kunde vorbereitet hat, nun die Ankündigung eines Divi- 
dendenausfalles kommt. Weit gefehlt! Gewöhnlich fällt 
die Dividende dann sehr anständig aus, um so reichlicher, 
je stärker eben noch die Tränen durch die Trauerlieder 
des Geschäftsberichtes durchgesickert waren. Wir haben 
in diesem Erübjahr Berichte von Gesellschafien gelesen, 
wo man versucht war, bei der ersten Seite der Lektüre 
bereits nach dem Konkursverwalter zu rufen und wo auf 
der dritten Seite etwas unvermittelt 20%, Dividende an- 
gekündigt wurden. Auch die Donnersmarckhütte mit ihren 
12%, gab solch einen nicht sebr sympatischen Fall, der 
dadurch noch befremdender wirkte, als die Gesellschaft 
offen zugab, dass sie sich bei der Dividendenbemessung 
von der Höhe des Aktienkurses habe beeinflussen lassen, 
der eine solide Verwaltung bei der Frage der Errechnung der 
Dividende nichts, aber auch gar nichts anzugehen hat. Jeden- 
falls lässt sich dieses ganze nicht sehr würdig anmutende Spiel 
nur dadurch erklären, dass man in den Vorständen und Auf- 
sichisräten der Gesellschaften sich sagt, dass die Arbeiter ja 
doch bald alles Geld des Unternehmens aufessen würden und 
dass man vorher für die Aktionäre, als die Eigentümer 
noch eiwas reiten wollen. Was liegt also näher, als nun 
an eine Verleilung des Kriegsanleihebesitzes beranzugehen, 
auf den sonst ohnehin immer grössere Abschreibungen 


nötig würden? Will maa also beispiels weise 30 % Bonus 
gleich 300 . pro Aktie verteilen und hat wan nur 
grosse Stücke im Portefeuille liegen, so muss man alles 
an der Börse verkaufen und drückt den Kurs. Könnte 
man die Stücke leicht umtauschen, so würde zum Mindesten 
ein erheblicher Teil der damit bedachten Aklionäre seine 
Anteile behalten und bessere Kurse oder Gewissheit über 
das Schicksal der Anleihe abwarten. Es läge also wirk- 
lich durchaus im Interesse der Stellen, zu deren gewiss 
nicht beneidenswerten Aufgaben die „Stützung“ des An- 
leihemarktes gehört, dieser Anregung, deren Erfüllung 
Angebot vom Markte fernhalten könnte, Folge zu geben. 

Die Vorwürfe gegen die zuständigen Stellen, dass 
sie nichts dagegen läten, dass unsere Valuta da- 
durch andauernd weiter gedrückt werde, dass wir von 
Westen her durch französische und englische Luxus- 
waren überschwemmt werden und auf der anderen Seite 
Kapital in gewaltigen Mengen aus dem Lande flüch- 
tet, nehmen kein Ende. Auch wir hatten hier bei Ge- 
legenheit der Besprechung der Anfrage des Abg. David- 
sohn darauf hingewiesen, dass ein regelmässiger Last- 
wagenverkehr Paris—Köln Millionenwerte von durchaus 
entbehrlichen, ja überflüssigen Dingen gegen Barzahlung 
ins Land bringe. Man muss aber gerecht sein und hier 
die Schuld nicht so sehr unseren Behörden als der Entente 
zuschreiben. Wie man aus dem linksrheinischen Gebiet 
hört, ist dort in praxi die Zollgrenze so gut wie völlig 
aufgehoben und die Entente duldet keine deutschen Zoll- 
beamten, die auf Befolgung der Einfuhrverbote achten. 
Von den Rheinlanden aber und der übrigen Resetzungs- 
zone, die von uns aus gegen das übrige Reichsgebiet gar 


Warenmarktpreise im 


nicht mehr zuverlässig abzusperren ist, strömt Ware nach 
Deutschland herein, da die Entente-Machtbaber Luxusartikel 
wohl, aber nicht ein Gramm Fett oder Brod aus ihrem Besitz 
herauslassen. Gegen die Auswanderung des Kapitals aber gibt 
es, wenn — was leider doch einmal gesagt werden muss — der 
Beamtenkörper an den Grenzen nicht überall mehr zuver- 
lässig funktioniert, kein Mittel mehr. Sonst könnten sich 
nicht hier die „Vermögenstransloeierer“ dazu erbieten, mit 
absoluter Sicherheit gegen feste Taxen jede Summe aus 
dem Lande zu schaffen und bis zum Augenblick der 
Akkreditirung drüben bei einer Bank hier eine Kaulion in 
gleicher Höhe zu stellen! Gewiss ist allerdings viel ver- 
säumt worden, so u. a. ein Vorgehen gegen die Kreise, 
die schon seit zwei Jahren Juwelen als Zahlungsmittel mit 
Weltmarktkurs gekauft haben. Hier hätte man sogleich 
bei Auftauchen dieser Erscheinung die Händler zur Buch- 
führung über die Person ihrer Abnehmer verpflichten 
müssen. — Zeitungsmeldungen besagen, dass heute noch 
ganze Züge von Automobilen mit Waren und Geld nach 
Dänemark frei über die Grenze und herüber gehen, das, 
aber auch Liegenschaften jenseits der Grenze zu Phantasie. 
preisen erworben werden, weil die dänischen Banken so 
wie der „Plutus“ kürzlich schon von der nordschleswig- 
schen Hadersler Bank berichtete, sich gegen die Annahme 
dieser Summen ablehnend verhalten. Ob gegenüber 
dieser Flucht der Milliarden der Schreckschuss, den 
die Regierung abgefeuert hat, als sie in ihren Gegen- 
vorschlägen die Verfügungsgewalt über die ins Ausland 
geflüchteten Gelder forderte, seinen Zweck erreichen 
wird’ ... „Es wär' ein Ziel, aufs Innigste zu wünschen!“ 
Justus. 
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Weizen New York (Winter hard Nr.2) 2371/2 EN 237½ 237 2 cts. per bushel 
Maist Chicago MIRY Ae een: 167/2 169 1731], 179 180°/, cis, per bushel 
Kupfer, standard London 765‘ 76 777 79. 797 E per ton 
Kupfer, electrolyt London . 80½ 81 80-801), | 81—82 82½—83½ 82—83 & per ton 
Zinn London ; 2260/8 229% 237 236 235 E per ton 
Zink London 4 351/,— 3581, 34½ — 349/352, 358/436), 36% 36—36%/, | Æ per ton 
Blei London 24—24½ 24½¼—24¼ʃ(4½—24%½ 231/,—238/,| 22% —23 F per ton 
Weissblech London 33/10½ 33/10 ½ 33/10 ½ 33/101/, 33/10%/, | sb/d per ton 
Silber Lendoon 489 485% 538 51 52 d per Unze 
Baumwolle loco New York. 29,50 28,75 29,75 31,55 33,10 | cts. per Pfd. 
Baumwolle Liverpool . 16,78 17,14 17,73 18,55 20,82 d per Pfd. 
Schmalz Chicago 31,95 31,90 31,98 32,121, 31,90 Doll. per 100 Pid. 
Petroleum New York. . . . 17,85 17.25 17,25 1.25 17,25 ots. per Gallone 
Kaffee New York Rio Nr. 7. 18¼ 1 18% ioti 193% cts. per Pid. 


Plutus-Archiv. 
Neue Literatur der Molkswirtfehaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die bier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufg werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


{Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind Von jeder Buchhandlung des En- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinasndung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Die Steuerbilanz. Die buchtechnische und steuerlich 
richtige Ermittlung des Reingewinnes nebst wichtigen 
Entscheidungen des Obeıverwaltungsgerichts und den 
in Frage kommenden Bestimmungen des Handelsgesetz- 
buches. Von Jacob Moser, Diplom-Handelslehrer, 
Direktor der Nationalen Treuband-Gesellschaft Frank- 
furt a. M., beeidigter Sachverständiger für die Gerichte 


des Landesgerichtsbezirks Frankfurt a. M. und des 
Oberlandesgerichts daselbst. II. Auflage. Berlin 1918. 
Inäustrie-Verlag Spaeth & Linde. Preis geb. & 2,20. 


Zeitschrift für Handelswissenschaft und Handels- 
praxis. Herausgeber: Dr. H. Nicklis ch, Mannheim, 
Prof. Dr. Georg Obst, Breslau, k. k. Hofrat Dr. 
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Sehmidt, Wien. Leipzig. Verlag von Carl Ernst 
Poeashel, Preis vierteljährlich 4.— M. 

11. Jahrgang. Heft 1/3. Organisailonen und Technik 
der Prelsprüiung für Heeresbedarſ. Von Prof. Friedr. 
Leitner, Berlin, — Der private Boykott im Völkerrecht 
Bemerkungen zu Artikel I, II des deutsch- finnischen Ab- 
kommens. Von Amtagerichtarat E. Meene, Bad Oynhausen. 
— Förderung von Handel und Industrie durch Errichtung 
des Osteuropa-Instituts in Breslau, Von Regierumgsrat 
Pref. Dr. Obst, Breslau. — Ein Fall von Algebra in 
Wirtschaft und Recht. Von Prof. Dr. Lambert, Manchen. 
— Einiges über die Rentabilität der Grosshandelauntar- 
nehmungen im Kriege, Von Prof. Dr. Werner, Königs- 
Berg. — Die Berechnung der Tautiemen bei Aktiengesell- 
schaften, Von Geh. Hofrat Adler, Leipzig. — Die gegen- 
wärtige Kursſeststellung au der Berliner Börse und die 
beschränkte Veröffentlichung der Kurse. Von Max Fürst, 
Charlettenburg. — Aus der Geschichte der Daimler-Mo- 
teren-Gesellschaft, Untertürkheim. Von Handelslehrerin 


A, Schlomka, Berlin. — Die Sicherung und Kontrolle des 


Geldes im Betriebe. Von A, Vautrin, Mannheim. — Die 
Berechnung der Tantiemen für Vorstand und Aufsichtsrat 
der Aktiengesellschaften, Von Oberleutnant F. Keller, 
Ravensburg. — Die Gestaltung des Wirtschaftskampfes nach 
dem Kriege. Von Dr. Alfredo Hartwig, Sieglitz. — Die 
Entscheidung der Streitfragen über dıe Tantiemeberechnung 
dareh die Rechtsprechung. Von Dr. Erich Keilpflug, 
München. — Die technischen Hilfsmittel des Kaufmanns, 
— Das kaufmännische Bildungswesen nach dem Kriege. 
— Das Recht des Frachtzablers auf den billigsten Tarif 
im internationalen Verkehr. — Eisenbahnpolitik und 
Binnensehiffehrt. — Ueber die Präsenzliste bei Generalver- 
Sammlungen von Aktiengesellechaften. — Ueber Kriegs- 
steuer. 


Die Eisenindustrie des Centre, der Hauptsitz 
der französischen Kriegsindustrie. Von Dr. M. 
Ungeheuer. Heft IX aus „Technik und Wirtschaft,“ 


Monatsschrift des Vereins deutscher Ingenieure, Preis 
4 0.75. 
Ergänzungsheft XIV. Von der Kriegs- und Frie- 
denswährung. Von Dr. A. Hahn. Preis % 2.60. 
Einleitung. — Goldwäbrung und Markwährung, — 
Die Einlösbarkeit der Banknoten in Gold und der Umlauf 
von Goldmünzen. — Der Inlaudsverkehr. — Der Aus- 
Iandaverkehr. --- Die Goldankaufsverpflichtung der Reichs- 
bank und die Freiprägbarkeit des Goldes. — Der Umfang 
des Notenumlaufs. — Notenumlauf und Preisbewegung. — 
Notenumlauf und Goldvornat. 


45. Band, 1. Heft. Die ökonomische Umschichtung 
im Kriege. Von Prof. Emil Lederer, Heidelberg. — Zur 
Frage der Konjunktur im und nach dem Kriege. Von 
Dr. Ernst Broda, Wien. — Das Finanzproblem und Form 
und Technik einer Vermögensabgabe. Von Dr. Carl 
Erich von Kühlmann, Berlin. — Landwirtschaft und 
Vebergangswirtschaft. Vom Kgl. Landesökonomierat Dr. 
Lothar Meyer, Berlin-Lichterfelde, — Die Möglichkeiten 
der ungarischen Landwirtschaft und ihre Bedeutung für 
Mitteleurepa. Von Dr. Arnold Daniel, Budapest. — Die 
Zeitungen in der Periode der Uebergangswirtschaſt. Von 
Dr. Adolf Braun, Nürnberg. Probleme und Organisation 
der Webergangswirtschaft in England. Ven Dr. Karl 
Eck, Berlin. — Zeitgemässe Wandlungen der sozialistischen 
Idee und Theorie, Von Prof. Emil Lederer, Heidelberg. 


Die gemisch-wirtschaftlichen Unternehmungen 
und das Handelsrecht. Von Dr. jur. Richard 
Frensel. Berlin 1916. Verlag von Emil Ebering. 

Einleitung. — Privater Betrieb, öffentlicher Betrieb 
und gemischt-wirtschaftliches Unternehmen, — Die ge- 
mischt-wirtschaftlichen Unternehmungen und das Handel- 
recht. — Vorstand und Aufsichtsrat. — Rechte und 

Pflichten der Aktionäre. — Geschäftsbetrieb Auflösung. 

— lat gesetzliche Regelung nötig? 

Staat “nd Reaikredit in Deutschland. Die staatliche 
Versicherungs- und Hypothekenbankaufsicht, Die Not- 
wendigkeil einer Reichsbehörde für Iminobiliarkreäit- 


wesen. Von Karl Eber, Doktor der Rechte und 
Staatswissenschaften, Berlin 1918, Verlag von Patt- 
kammer & Mühlbrecht, Preis 6.— M. 

Die bestehende Versicherungs- und Hypoihekenbank- 
aufsicht (Systematische Darstellung des gegenwärtigen 
Zustands und seiner Entstehung.) — Geschichtlicher Ueber- 
blick. — Die Organisation der Staatsaufsicht. — Die Awt- 
übung der Aufsicht, — Kritik und Reformvorschläge. — 
Kritik der Versicherungsaufsicht, — Kritik der Hypotheken- 
bankaufsicht und Vorschläge für ihre Neugestaltung. — 
Erörterungen über die Möglichkeiten einer Zusammen- 
fassung von Hypothekenbank- und Versicherungsaufsicht. 


Was muss Deutschland au Koloniom haben? Von 
Dr. Albrecht Wirth und Emil Zimmermann. 
Frankfurt a. M. 1918. Verlag Ludwig Ravenstein. 
Preis 1.20 M. 

Der Reichstag und der Friedensschluss. Von Dr. 
Müller-Meiningen, Mitglied des Reichstags und der 
Bayr. Abgeordnetenkammer. Zweite Auflage. Leipzig 
und München 1918. Verlag von Duncker & Humblot. 
Preis 1.20 M. 

Auswärtiges Amt und Auslandsvertretung. Vor- 
schläge zur Reform. Von Dr. W. Schrameier, Geh. 
Admiralitätsrat, Berlin 1918. Verlag von Karl Curtius. 
Preis 1.80 M. 


Die öffentlich-rechtliche Belastung der deutschen 
Industrie. Ein methodischer Versuch, Von Dr. phil. 
Max Nürnberg. Volkswirtschaflliche Abhandlungen 
der Bad. Hochschulen. Neue Folge. Heft 37. Karlsruhe 
1918. G. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag. 
Preis 2.40 M. 

Die Notwendigkeit einer Untersuchung der Lasten- 
verhältnisse. — Die bisherigen Untersuchungsmethoden, — 
Eine neue Methode, — Ein praktisches Beispiel: Reine 
Zechen des rheinisch-westfälischen Kohlengebietes. — Er- 
gebnisse der Untersuchung. — Tabellen. 


Getreldemonopol — Viehmonopol. 
Hainisch. 

Heft 2. Die geographischen Grundlagen der Neu- 
gestaltung Oesterreich. Von Robert Sieger. — Montes- 
quieus Einfluss auf die philosophischen Grundlagen der 
Staatsichre Hegels I. Von Hildegard Trescher. — Gross- 
Berlin. Zur Frage der Vereinheitlichung der Kommunal- 
verwaltung. Von Karl Keller. — Die Judenfrage. Ein 
soziologisches Problem. Von Arthur Cohen. — Die Kredit- 
krise. Von Arthur Spiethoff. — Die Devisenpolitik der 
Nationalbank von Belgien. Von Paul Witten, — Dr. Fritz 
Kestner als Kartellpolitiker. Von v. Schulze-Gaevernitr.— 
Die deutsche und ausländische Kaligewinnung. Von Roth. — 
Agrarzölle oder Freihandel. Von August Skalweit. — Dat 
währungspolitische Programm Otto Heyns. Von L. v. 
Bortkiewicz. — Eine Kriegsaufgabe des Deutschen Ver- 
lages. Zugleich eine Gegenerklärung. Von H. Schumacher. 


Staatliche Theorie des Geldes. Von Georg Fried- 
rich Knapp. Zweite, durchgesehene und vermehrte 
Auflage. München und Leipzig 1918. Verlag von 
Duncker & Humblot. Preis geh. 12.— M., geb. 15.— M. 

Zahlung, Geld und Metall. — Autometallismus, 

Nominalität der Werteinbeit, — Chartale Zahlungsmittel. — 

Die zirkulatorischeBefriedigung. — Platische und genetische 

Beziehungen des Geldes zum Metall. — Dromische Be- 

ziehungen des Geldes zum Metall. — Ordnung des 

Geldwesens im Inlande. — Funktionelle Einteilung 

der Geldarten. — Bimetallismus und Währungstypen. — 

Banknoten. — Die Girozahlungen. — Agio bei akzessorischen 

Geldarten, — Stauung des akzessorischen Geldes. — Aen- 

derung der Währung, — Der Geldverkehr mit dem 

Ausland. — Der intervalutarische Kurs. — Wertver- 


Von Michael 


bältnis von Gold und Silber. — Die exodromische Ver- 
waltung. — Der Synchartismus. — Der feste Kurs als 
letztes Ziel. — Fürs Ausland bares, fürs Inland notales 


Geld. — Uebersicht nach Staaten. — England, — 
Frankreich. — Deutsches Reich im Jahre 1905, — Deutsches 
Reich, Uebergang 1871 bis 1876. — Oesterreich 1857 bis 
1892. — Oesterreich 1892 bis 1900. — Nachträge und 


— 202 — 


Ergänzungen. — Die Zollzahlung in Oesterreich 1854 
bis 1900, — Oesterreich-Ungarn 1901 bis 1914. — Das 
Deutsche Reich 1905 bis 1914. — Ueber den sogenannten 
Geldwert. — Zur Literatur über die staatliche Thoorie 
des Geldes. — Register der technischen Ausdrücke, 


Die Hypothekenbanken. Von Dr. Fritz Schulte, 
Archivar der Bayerischen Handelsbank, München. 
München und Leipzig 1918. Verlag ven Duncker & 
Humblot. Preis geh. 15.— M. 

Die Grundlagen der Bodenkreditorganisation. — Die 
geschichtliche Entwicklung. — Die preussischen Hypo- 
thekenbanken. — Die ausserpreussischen Hypotheken- 
banken. — Bestrebungen zur reichsgesetzlichen Rege- 
lung des Hypothekenbankwesens. — Die Hypotheken- 
bank als privatwirtschaftliche Unternehmung. — Die 
Hypoihekenbankpfandbriefe. — Der Hypothekenerwerb. — 
Die Zusammensetzung des Hypothekenbestandes. — Die 
Hypothekenbanken in ihrer sozialen Bedeutung und die 
neueren Entwicklungstendenzen im Bodenkredit. — Bei- 
spiele privater Schätzungen. — Statistische Tabellen. 


Moratorium. Legislation sur les Delais pour le 
payement des dettes et autres Dispositions 
legislatives extraordinaires pendanti la guerre 
1914—1915. Choix des Textes publie par Albert 
Koersner, professeur de droit a !' école des hautes 
études. de commerce de Stockholm et Charles Dickson, 
seerdtaire général du syndicat des barques privées de 
suède, Tome IV. Stockholm 1917. Bröderna lager- 
ström, Boktryckerle. 

Die Neuordnung der deutschen Finanzwirtschaft. 
Herausgegeben im Auftrage des Vereins für Sozialpolitik: 
Von Heinrich Herkner, Geh. Regierungsrat und 
Professor der Staatswissenschaften an der Universität 
zu Berlin. Zweiter Teil: Mit Beiträgen von Gustav Cohn, 
Franz Eulenburg, Adolf Günther, Paul Homburger, Ed- 
gar Jaffé, Otto Most, Otto Schwarz und Georg Stratz. 
München und Leipzig 1918. Verlag von Duncker & Hum- 
blot, Preis geh. A 12,—. 

Ein Wort zur Reichsfinanzreform. Von Geh. Reg.-Rat 

Dr. Gustav Cohn, früher Prof. der Staatswissenschaften 

au der Universität Göttingen. — Vorfragen zur klinftigen 

Finanzwirtschaft. Von Franz Eulenburg, ordentl. Prof. an 

der Technischen Hochschule Aachen. — Grundsätzliches 

zur Frage der Kriegskostendeckung und Steuerreform, 

Von Dr. Edgar Jaffe, ausserord. Prof, au der Universität 

München. — Die Abgrenzung der Steuergewalten bei 

Neuordnung der deutschen Finanzwirtschaft. Von Dr. 

Georg Strutz, Wirkl. Geb. Oberregierungsrat und Senats- 

präsid. des Preuss. Oberverw.-Gerichtsrats. — Die Belastung 

kleinerer und mittlerer Einkommen durch Verbrauchsab- 
gaben. Von Prof. Dr. Adolf Günther, Privatdozent an 
der Universität Berlin. — Zur Kxitik der einmaligen Ver- 
mögensabgabe. Von Dr. Paul Homburger, Bankier in 

Karlsruhe, — Die Gemeindefinanzen nach dem Kriege. 

Von Dr. Otio Most, Oberbürgermeister in Sterkrade. — 

Die Neuordnung der Gemeindefinanzen nach dem Kriege. 

Von Dr. Otto Schwarz, Wirkl. Geb. Oberfinanzrat in Berlin. 


Bilanz-Analyse. Ein Führer durch veröffentlichte Bi- 
Janzen. Von Dr Paul Gerstner. Dritte, neubear- 
beitete Auflage. Berlin 1918. Verlag der Haude & 
Spenerschen Buchhandlung Max Paschke. Preis A 12.—. 

Begriff, Wesen, Bedeutung und Zweck der Bilanz. — 

Wesen und Technik der Bilanzierung. — Form und Inhalt 

der Bilanzen, — Aufstellung und Aufbau-der Bilanzen. — 

Grundsätze für den inneren Gehalt der Bilanzen. — Aktive 

Bilanzposten, ihre Bedeutung und ihr Wertansatz. — All- 

gemeine Bewertungsgrundsätze. — Betriebswerte, — An- 

lagewerte, — Sonstige Aktivposten als Ergänzungsposten. 

— Passive Bilanzposten, ihre Bedeutung und ihr Wert- 

ansatz. — Begriff, Bedeutung und Gliederung der Passiv- 

posten. — Begriff und Bedeutung der fremden Mittel, — 

Begriff und Bedeutung der eigenen Mittel — Sonstige 

Passivposten und Ergänzungsposten. — Analytische Be- 

trachtungen auf Grund der veröffentlichten Rechnungs- 

legungen der Aklienvereine. — Analytische Betrachtung 


der Bilanzen. — Allgemeines. — Verhältnis der Passiv- 
posten untereinander. — Verhältnis der Aktivposten unter- 
einander. — Verhältnis der Aktiva zu der Passiva. — 
Vermögensstalistik und wirtschaftsanalytische Betrachtung. 
— Analytische Betrachtung von Gewinn- und Verlust- 
rechnungen. — Die einzelnen Posten der Gewinn- und 
Verlustrechnung. — Erfolgsstatistik und wirtschaftsanaly- 
tische Betrachturg. — Anwendung der analytischen Be- 
trachtungen auf die Veröffentliehungen der Fenerversiche- 
rungs-Aktiengesellschaſten. — Allgemeine Bemerkungen 
über die Analyse von Versicherungsbilanzen. — Analytische 
Betrachtungen der Bilanzen von Feuerversieberungs-Aktien- 
gesellschaften. — Die Frage der Rentabilität. — Die üb- 
liche unzutreffende Auffassung der privatwirtschaftlichen 
Rentabilität. — Der Standpunkt des Aktionärs und die 
finanzielle Rentabili ät. — Die wirtschaftliche Rentabilität 
des Unternehmens als solchem. — Beispiele veröffent- 
lichter Bilanzen aus dem Deutschen Reichsanzeiger. 


Staatsbankerotte, Wirtschaftliche und rechtliche Be- 
trachtungen. Von Alfred Manes, Prof. Dr. phil. Dr. 
jur. Berlin 1918. Verlag von Karl Siegismund, Königl. 
Sächs. Hofbuckhändler. Preis geh. & 11,—, gebund. 
e, 13,20. 

Geleitwort. — Einleitung: Wesen und Begriff. — 
Arten und geschichtliche Beispiele. — Ursachen und Ver- 
meidung. — Folgen und Beendigung. — Die Bebandlung 
in der Staats- und Finanzwissenschaft. — Behandlung in 
der Rechtgwissenschaft. — Schutz der Auslandsgläubiger. 
— Russischer Staatsbankerott. — Veränderungen des 
Staatsgebietes mit Ausblick. — Anmerkungen. 


Die Arbeitslosenversicherung aufder Grundlage des 
Sparzwanges. Von Dr. jur. b. e. E. Gruner. Heft 28 
der Veröffentlichungen des Deutschen Vereins für Ver- 
sicherungs-Wissenschaft. Herausgegeben von Prof. Dr. 
Alfred Manes. Berlin 1918. Verlag von Ernst Sieg- 
fried Mittler & Sohn. Preis 5.—. 

Schwierigkeiten der Arbeitslosen versicherung. — Ver- 
suche und Vorschläge, — Der Sparzwang. 


Wie bezahlen wir den Krleg? Gedanken, die dem 
englischen Schatzsekretär von der wissenschaftlichen 
Abteilung der Fabier zur Verfügung gestellt werden. 
Herausgegeben von der Fabian Society in London. 
München und Leipzig 1918. Verlag von Duncker & 
Humblot. Preis , 6—. 

Vorbemerkung der englischen Ausgabe. — Einleitung. 

— Die Entwickelung der Post. — Verstaatlichung der Eisen- 

bahnen und Kanäle. — Die Verstaatlichung der Kohlen- 

versorgung. — Ein staatliches Versicherungsamt. — Eine 

Umwälzung in der Einkommensteuer. 


Parlament und Regierung im neugeordneten 
Deutschland. Von Max Weber. In der Zeit- 
schriftenfolge: Die innere Politik. Herausgegeben von 
Sigmund Hellmann. München und Leipzig 1918. Ver- 
lag Duncker & Humblot. Preis M 5.—. 

Die Erbschaft Bismarcks. — Beamtenherrschaft und 
politisches Führertam. — Verwaltungsöffentlichkeit und 
Auslese der politischen Führer. — Die Beamtenherrschaſt 
in der auswärtigen Politik, — Parlamentarisierung und 
Demokratisierung. — Parlamentarisierung und Föderalis- 
mus. 


Einführung in die Buchführung. Von Regierungsrat 
Prof. Dr. Georg Obst, Bankdirektor a. D. 2, ver- 
änderte Auflage. Leipzig 1917. Verlag von Carl Ernst 
Poeschel. Preis geb. Æ 4,—. 

Begriff und Aufgaben der Buchführung. — Wer muss 
Buch führen? — Wie miissen Bücher geführt werden. — 
Aufbewahrung und Beweiskraft der Handelsbücher, — 
Strafbestimmungen. — Die einfache Buchführung. — Die 
erweiterte einfache Buchführung. — Die doppelte Buch- 
führung. — Die Arten und Theorien der doppelten Buch- 
führung, — Buchführung und Bilanzen der offenen Han- 
delsgesellschaften, der Kommanditgesellschaften, der Aktien- 
gesellschaften und der Kommanditgesellschaften auf Aktien. 
— Die kameralistische (Verwaltungs-) Buchführung. 
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Ueber Fragen des Geldwesens und der Valuta 
während des Krieges und nach dem Kriege. 
Ven Karl Diehl. Jena 1918. Verlag von Gustav 
Fischer, Preis geh. ‚# 4,50. 

Ueber normalen und anormalen Stand der Valuta. — 

Die englischen Geld- und Valutaverhältnisse zur Zeit der 

sogenannten Bankrestriktion (1797—1821) und ihre Be- 

deutung für die Beurteilung der Verhältnisse des deutschen 

Geldwesens im Weltkriege. — Die primären und die se- 

kundären Ursachen des ungünstigen Standes der deutschen 

Valuta. — Ueber den Zusammenhang zwischen dem inneren 

Preisstand und der Valuta. — Ueber den Einfluss der 

Geldvermehrung auf die Steigerung der Preise und den 

Stand der Valuta. — Die Gegner der Goldwährung. — 

Die Wiederherstellung der Parität der Valuta und die 

Rückkehr zur Goldwährung nach dem Frieden. 


Das Kriegsrecht des Bekleldungsgewerbes. Von 
Dr. Max Alsberg und Dr. Kurt Peschke, Rechts- 
anwälte in Berlin. Berlin 1918. W. Moeser, Buchhand- 
lung. Preis # 5.—. 

Systematische Darstellung. — Die Rechtsquellen des 
Bekleidungsrechts. — Reichsrechtliche Bestimmungen. — 
Anordnungen der Militärbefehlshaber. — Veröffentlichung 
der Rechtsquellen. — Handelsbeschränkungen. — Web-, 
Wirk- und Strickwaren. — Schuhwaren. — Gewinn- 
beschränkungen. — Die Vorschriften über die Gewinn- 
beschränkung. — Die ausserstrafrechtliche Durchsetzung 
der Gewinnbeschränkungen. — Die strafrechtliche Durch- 
setzung der Gewinnbeschränkungen. — Die Ueberwachung 
der Betriebe. — Gesetzestexte. — Militärische Verord- 
nungen. 


Die Vermögensabgabe und Konjunkturgewinn- 


steuer im sozialen Zukunftsstaate. Von Dr. 
Markus Ettinger. Wien 1918. Deutsch- Oester- 
reichischer Verlag. Preis # 6.—. 


Die Begriffsverwirrung in Fragen der Vermögens- 
abgabe. — Der Zeitpunkt einer Vermögensabgabe. — 
Die Sprache der Ziffern. — Pro und kontra die Ver- 
mögensabgabe. — Neue Schriftsteller über die Vermögens- 
abgabe. — Resumé der Argumente. — Zwangssyndikate 
mit staatlicher Gewinnparlizipation. — Die Konjunktur- 
gewinn- und Vermögenszuwachssteuer der Produzenten 
im Systeme der Kriegskostenleckung. — Der Konjunk- 
turgewinn im Arbeitslohne. — Der Konjunkturgewinn 
des Zwischenhandels. — Die Zentralen in der Kriegs- 
und Uebergangswirtschaſt. — Die Verringerung der Lasten 
der Produktion. — Die Veranlagung der neuen Steuern und 
das Steyeryerfahren. — Der Zweck der Vermögensabgabe. 
— Beantwortung des amtlichen Fragebogens. — Literatur- 
angaben. 

Zum sozialen und moralischen Wiederaufbau der 
Völker nach dem Kriege. Erwägungen eines Neu- 
tralen. Von Dr. F. Mack, Redakteur und General- 
sekretär des luxemburgischen katholischen Volksvereins. 
M.-Gladbach 1918. Volksvereins-Verlag G. m. b. H. 


Preis 4 1 —. 
Neuorientierung der Volkswirtschaft. — Neuorientierung 
m staatsbürgerlich - politischen Volksleben. — Neu- 


Orientierung der internationalen Völkerbeziehungen.— 

Schluss. 

Steuer- und Anleihep litik in England während 
des Krieges. Bearbeitet im Reichsschatzamt von Pref. 
Dr. W. Prion. Berlin 1918. Verlag von Julius Springer. 
Preis # 3.— geh. 

. Die Ausgaben (Kriegskosten). — Die ordentlichen 

Einnahmen (Steuerpolitik). — Die ausserordentlichen Ein- 

nahmen (Anleihepolitik). — Die Anleihen im Inland, — 

Auslandszahlungen. — Amerikas Finanzhilfe. — Zusammen- 

fassung der Ergebnisse. — Anlagen. 

Die geschäftliche Auskunftspflicht. Kommentar zur 
VO. des Bundesrats vom 12, Juli 1917 und den er- 
gänzenden VO. Ven Dr. Arthur Herzfeld, R.-A., 


Berlin, Stuttgart 1918. Verlag von J. Hess. Preis 
At 2.80 


u > 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil G. Friedmann-Charlettenburg. 


Pro Palästina. Schriften des Deutschen Komitees zur 
För derung der jüdischen Paläs'inasiedlung. I. Heft: Die 
politische Bedeutung des Zionismus. Von Max Cohen 
(Reuss, M. d. R.). Berlin 1918. Verlag des Deutschen 
Komitees zur Förderung der jüdischen Palästinasied - 
lung. 


Das Problem des Völkerrechts. Eine Studie über 
den Fortschritt der Nationen zu einem universellen 
Staatensystem, das die Geltung des Völkerrechts ver- 
bürgt. Entworfen unter Verwertung der theoretischen 
und diplomatischen Versuche, die seit dem römischen 
Weltreich des Mittelalters und bis zu den Haager Kon- 
ferenzen unternommen sind und vornehmlich gegründet 
auf die Entwicklungsgeschichte der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, Von Dr. Robert Redslob, ord, 
Professor des Staats- und Völkerrechts an der Univer- 
sität Rostock. Leipzig 1917. Verlag von Veit & Comp. 
Preis AM 12,— geh., o% 14,50 geb. 

Einleitung. — Die soziologische Grundlage 
der Völkergemeinschaft. — Die Aufgabe. — Arbeits- 
teilung. — Güterverbreitung. — Gruppen der Gesellschaft. 
— Rolle des Staats. — Ergebnis. — Die Theorien 
einer universellen Verfassung: Das göttliche Welt- 
reich des Mittelalters. — Der Weltstaat. — Die Weltkirche. 
— Die europäische Hegemonie. — Peter Dubois, — 
Thomas Campanella. — Sully. — Der Bund gegen die 
Türken. — Das politische Gleichgewicht. — Die utilitäre 
Weltordnung. — Abbé de Saint-Pierre. — Cruce, — 
Bentham. — Die moralische Weltordnung. — Kant. — 
Die rechtliche Weltordnung. — Die Doktrin der natür- 
lichen Staatenfreiheit im Revolutionszeitalter. — Die Legi - 
timitätstheorie der Restauration. — Die Nationalitätsidee 
Napoleons III. — Die Zukunft des Völkerrechts: 
Die heutige Rechtsprechung der Völker. — Die Schweizer 
Eidgenossenschaft, ein Vorbild der Entwicklung — Die 
künftige Schiedsgerichtsbarkeit. — Der Ausbau der Son- 
derverträge, — Die Sanktion der Rechtsprechung. — Der 
Fortschritt zur universellen Föderation. — Die Welt- 
ordnung durch den Willen zum Recht. — Beschluss 


Berufsschutz und „Freie Bahn dem Tüchtigen“. 
Zeitgemässe Betrachtungen zur Berufswahl für Ingenieure. 
Von Dr. A. Riedler, Königl. Geh. Reg.-Rat an der 
Technischen Hochschule zu Berlin, Mitglied des Herren- 
hauses. Berlin 1918. Verlag von M. Krayn. Preis e 1,50. 

Grundlagen. — Schutz gegen Irreführung. — Un- 
gleicher Schutz der „studierten“ Berufe. — Schädigung 
der Tüchtigen. — Gewerkschaftlicher Kampf. — Staat und 
unabhängige Sachkundige. — „Ingenieur“ Vertretungen, 

— Standesvertretungen. — Entstellungen. — Gegenbild: 

Die Heilkunde, — Politische Blindheit. — Durchführung 

des Berufsschutzes. 


Kaufmännische Buchhaltung und Bilanz, ihre 
Beziehungen zur Buchhalterischen Organisation, 
Kentrolle und Statistik. Von Dr. rer. pol. Paul 
Gerstner, Dozent an der Handelshochschule Berlin, 
Direktor der deutschen Revisions-Gesellschaft, beei- 
digter Bücherrevisoren m. b. H., Berlin. Zweite Auf- 
lage mit 4 schematischen Darstellungen. Berlin und 
Leipzig 1918. Verlag von B. G. Teubner. Preis geh. 
1.20, geb. 1.80 . 

Einführung. — Die Bedeutung der Buchhaltung und 
ihre Beziehungen zu Wissenschaft, Wirtschaft und Recht. 
— Das Wesen buchhalterischen Denkens und konten- 
mässiger Darstellung. — Die Arten und Formen der 
Buchhaltungsmethoden und ihre Entwickelung. — Die 
Grundbücher. — Die Personenrechnung. — Das Haupt- 


buch und sein Kontenkreis. — Inventur und Inventur- 
aufstellung. — Dex Bücherabschluss und die Bilanzauf- 
stellung. — Buchhalterische Kontrollen und Revisionen. 


— Buchhaltung und Bilanz als Grundlage privatwirtschaft- 
licher Statistik. — Die Buchhaltung und Bilanzen von 
Gesellschaften. — Buchhalterische Organisation kommer- 
zieller und industrieller Betriebe. 
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Anzeigen des Plutus. 


Direction der Disconto-Gesellschaft in Berlin. 
Bilanz am u I 1918.*) 


Aktiva. 

Kasse, fremde Geldsorten, Coupons und Gut- 

haben bei Noten- und Abrechnungsbanken 

Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen 
a) Wechsel und unver- 
zinsliche Schatzan- 
weisungen d. Reichs 

u. der Bundesstaaten M. 1 975 117 263,04 

b) eigene Akzepte . . „ 

e) eigene Ziehungen „ —.— 

d) Solawechsel der Kun- 
den an d. Order d. Bank. 


Nostrogutbaben bei Banken und Bankfirmen 


Reports und Lombards gegen börsengängige 
Wertpapiere 
Vorschüsse auf Waren u. Wareuverschifungen 
davon am Bilanztage gedeckt 
a) durch Waren, Fracht- 
oder Lagerscheine . M. 
b) durch andere Sicherh. „ 


2247 185,15 
15 709 763,32 


Eigene Wertpapiere 


a) Anleihen u. verzins- 
licheSchatzanweisun- 
gen des Reichs uud 
der Bundesstaaten 

») sonstigebeid.Reichs- 
bauk und anderen 
Zentralnotenbanken 
beleihb. Wertpapiere m 

e) sonstige Börsengän- 
gige Wertpapiere. 

d) sonstige Wertpapiere 


M. 83 848 160,70 
3824 746,28 


6 024 812,75 
2 692 328,68 


Konsortial-Beteiligungen 


Beteiligung b. d. Norddeutsch. Bank in Hamburg 

Beteiligung bei dem A. Schaaffhausen'schen 
Bankverein A.-G. 

Dauernde Beteiligungen bei anderen Banken 


und Bankfirmen ar Fa: 
Schuldner in laufender Rechnung h 
a) gedeckte . . M. 723 427 325, 70 


davon durch börsengängige 
Wertpapiere gedeckt 
M. 265 335 020,50 


b) ungedeckte „ 159 459 200,41 


Außerdem Aval- und Bürg- 
schaftsschuldner 
M. 362 649 525,62 
Forderungen an das Reich oder die Reichs- 
bank aus für Rechnung derselben über- 
nommenen Verpflichtungen . ß 
Wertpapier-Bestände der Pensionskasse und 
der Stiftungen 
Einrichtung . 
Bankgebäude in Berlin und bei den Zweig- 
niederlassungen . M. 36 547 891,75 
Abzöglich Hypothek auf 
Grundstücke 
Unier d. Linden 33/34, 
Lindengasse u. Char- 


lottenstraße 37/38 „ 5 000 000,— 
Unter den Linden 33 „ 1 000 000,— 
Coblenz . aa 220 000, — 
Stettin J 75 000, — 


Sonstige e 
Grundstücke Behrenstr. 21/22 u. Französische 
Straße 53/56 zu Berlın, sowie in Bielefeld, 
Essen, Mülheim, Münster und Trier . 


4 321 261179 14 


M. Passiva. 
Eingezahlie Kommandit-Anteile . 
204 948 349.85 | | 


Allgemeine (gesetzliche) Reserve 
Besondere Reserve 8 
Gläubiger A ee 
a) Nostroverpfichtungen . M. 24 706 893,93 
d) seitens derKundschaft bei 

Dritten benutzte Kredite „ 29 854 485,53 
c) Guth.disch.Bank.u,Bnkfrm.„453 539 802,97 
d) Einl. auf provisionſr. Rechn. 


1 975 117 26804 


I. innerh. 7 
Tag. ſäll. M. 109 2428052, 
407048 6655 2. darüber 
||! hinausbis 
299 294 4016 [aus Mon. 
18 026 400:72 fällig „ 81678476,31 
3.nach 3 
Mon, fäll. , 352081555,62 „ 1910757 648,49 
e) sonstige Gläubiger 
l.innerh.7 
96 390 048:41 ||| Tag. ſäll. M. 11309869 16,99 
2. darüber 
hinaus bis 
»ua3 Mon. 
fällig 1678 476,31 


J. nach 3 
Mon. ſäll., 17779811,24 „ 


Akzepte und Schecks 
a) Akzepte 


1230445 204,52 


M. 54 385 972, 73 


Außerdem 
Aval- u. Bürg - 
schaftsver- 
pflichtung. M. 362649525,62 
Eig. Ziehung. „ 1976 518,15 
davon ftir 
Rechnung 
Dritter „ 
Weiterbegeb. 
Solawechs. 
derKunden 
an d. Order 
der Bank „ 
Für Rechnung des Reichs oder der Reichs- 
bank übernommene Verpflichtungen . 
Wohlfahriseim ichtungen: 
David Hansemannsche Pen- 
sionskasse M. 4 929 729,92 
hierzu Ueber- 
weis. a. d. Ge- 
winn- u. Verl. 
Rechn. v. 1918. 


48 017 097 68 
60 000 000 — 


100 000 000 — 


61657 641 45 
886 886 526 11 | 


1976 518,15 


119 737 402/98 
400 000,— M. 5 329 729,92 


6 218 786:20 — — 
— Adolph v. Hansemann-Stift. „ 466 057,10 
Schoeller- Stiftung „ 2273 467,79 
Dr. ArthurSalomonsohn-Stift., 62 076.10 
Dr. P. D. Fischer-Stiftung, „ 49 457,90 

Sonstige Stiftungen für die 
Angestellten der Gesellschaft? 742 668,03 


| 

||| Rückstellung für Talonsteuer M. 885 020, — 

| hierzu Ueberwcis. aus d. Ge- 
winn-u,Verl.-Rechn,v.1918 310 000, — 


30 252 89175 


manditanteile z 
Gewinnbeteiligung des Aufsichtsrats 
Gewinnbeteiligung der Geschäftsinhaber 


7665 702 45 Uebertrag auf neue Rechnung 


b) noch nicht eingel. N, „ 13 866 824.93 


Noch nicht abgehob. Gewinnanteile d. früh. Jahre 


9% Gewinnanteil auf M. 310000000 Kom- 


M. 


pf 


310 000 000— 


109 000 000 
25 000.000 — 
3 649 304 035 


68 252 797 


30 


bl; 


1197737 402 


6 923 456 


542 835 


1195 020 


27 900 000 
734 597 

2 365 789 
305 744 


95 


15 
48 
67 


) Die nachstehende Bilanz enthält nicht den Vermögensstand unserer Londoner und Metzer Niederlassungen. 


Fortsetzung nebenstehend. 


7321 261 179 14 


Il 


Gewinn- und Verlust-Rechnung 1918.*) 


M. 


Soll. pf 

Verwaltungskosten einschl. Gewinnbeteiligung 
der Angestellten Bene 33 805 792124 
Steuern Pe e ; 6 294 675 13 
Zu verteilender Reingewinn b 32 016 131/30 


\ 
— a 


72 116 59867 


Die nachstehende Gewinn- und Verlust-Rechnung enthält nicht das Erträgnis unserer Londoner und Melzer Niederlassungen. 


———————ĩ— —nuͤ4m. ſ,n—riru¶ ↄ — —᷑è tv — 


Haben. M. pf 
Vortrag aus 1917 p 5 292 619147 
| Coupons . Te: 1 076 942|32 
! Verfallene Gewinnanteilscheine A — — 
Provision Mi K 14 529 036049 
Wechsel und Zinsen 40 877 187169 
Beteiligung bei der Norddeutschen Bank in t 
Ramus N N er ee 4 800 0001 — 
Beteiligung bei der A. Schaaffhausen schen ! 
Bankverein A. G. 7000 000|— 
Dauernde Beteiligungen bei anderen Banken 
und Bankfirmen . : 3 540 812 70 
ii 72 116 598167 


Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt, Leipzig. 


Aktiva. M. 
Kasse, fremde Geldsorten, Kupons und Gut- 

haben bei Noten- und Abrechnungsbanken . 
Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen 
Nostroguthaben bei Banken und Bankfirmen . 


Lombards u. Reports geg. börsengäng. Weripap. 


Pf 


89 436 647.53 
501 890 346.40 
128 228 287 72 


einschl. Vorschüsse geg. Deutsche Kriegsanl.] 59 080 157189 
Vorschüsse auf Waren und Warenverschiffungen 10542 99283 
kigene Wertpapiere ee e 
Konsortial- und Finanzgeschäfte 14 816 606/82 
Dauernde Beteiligungen bei Banken . 7 213 117030 
Debitoren in laufender Rechnung. 505 468 499165 
Bankgebäude . E '. 9 214 500 — 
Immobilien, abzügl. Hypotheken 3185 734/16 
Mobiliare Kat 7 a 1000 — 
Pfandbrief-Abteilung, Aktiv-Saldo . 2 130 4260 


1 390 113 53479 


Gewinn- und Verlust-Kon 


75 M. pf 
3 721 688089 


Soll. 
Abgaben und Staatsaufsicht Er. 
Handlungsunkosten (einschliesslich Kriegsfür- , 
oe te. A T E 
Abschreibung auf Bankgebäude 165 262:01 
Reingewinn des 63. Rechnungsjahres . 12 353 413064 


"27 726 393106 
171] 


Keller. 


Deutſcher Anker „ 


Penſions⸗ und Lebens verſicherungs⸗Aktiengeſellf chaft in Berlin 


Ultiva. Milang für daa Geſchäftsfahe 1918. Paſſiva. 
A iall 4 ‘ó 
J. Forderung an 1, Aktienkapital] 8000000 — 
Aktionäre 6000000 2. Kapital⸗Re⸗ 
Grundbeſitz 78355836 ſervefonds . 34414922 
Hypotheken u. I 3. Prämienreſ. . 29318798 75 
Wertpapiere . [28821676180 4. Neſerven für 
4. Polizendarl. . 257266970 ſchweb. Ver⸗ 
> Guth. b. Bank. ſicherungsfälle] 124660102 
und Verſicher.⸗ | 5. Gewinn⸗ und j 
AUnternehm. 465330142 | fonft Reſerven 520817186 
6. Geſtundete 6. Guth d. Bank. E 
Prämien 1112835 31 u. anderer Ver⸗ | 
7. Rückſt. Binfen] 272587 18 ſich⸗Unterneh. 867155125 
S. Ausſtände . 414548196 7. Varkaution. u | 
Bar. Kaſſenb. 24322 16 ſonſt. Paſſiva] 16352557 
10. Sonſt. Aktiva 51572414 l 8. Gewinn . . 52220536 
70585253 05 40983253103 


Bilanz-Konto per 31. Dezember 1918, 


Passiva. M. Pf 
125 000 000— 

M. 40 000 000.— 

17 600 000.— 57 600 000— 


1162 859 280001 
29 756 575139 


Aktien-Kapital 
Reserven 
Reservefonds I , 
Reservefonds II 
Kreditoren 
Akzepte und Schecks . e 
| ausserdem: Aval- und Bürgschaftsverpflich- 


gen M. 52 795 124.43 
Beamten- Pensionsfonds ee 2 414 269175 
Aktien-Dividende, noch nicht erhobene . 129 996}— 


Gewinn- und Verlust-Konto 


Reingewinn 12 353 413/64 


l 1 390 113 534|79 
to per 3l, Dezember 1918. 


bf 


Haben. M. 
Uebertrag vom vorigen Rechnungsjahre . 483 78628 
| Zinsen in laufender Rechnung sowie Zinsen ; 

von Wechseln er A 20 115 108177 
Zinsen und Gewinn auf Wertpapiere . 1 068 350:91 
Provisionen N ee 5 602 202080 
Ertrag der dauernden Beteiligungen 336 40277 
Ueberschuss der Pfandbrief - Abteilung. 120 4511|53 


Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt. 


Petersen, 
EEE een EEE. nn En EEG EEE 


27 726 393106 


Dr. Schoen. 


pthnik des Bankheiriehe, 


Von Bruns Buchwald. 
Ein Hand- und Lehrbuer 
des praktischen 
Bank- und Börsenwesena 


Siebente, verbesserte Auflage. 


| 
| 


Preis gebunden $ M. 
„„ 


Eu beziehen durch jede Buchhandlung und die 
Sortiments -Abteilung des Plutus Vertag, 


Bank für Handel und Industrie. | 


Bilanz per 31. Dezember 1318. 


Aktiva. M. ipt M. pf 

Kasse, fremde Geldsorten, Kupons l 
und Guthaben bei Noten- und | 
Abrechnungs- (Clearing-) Banken 20910928618 
Wechsel und unverzinsliche Schatz- 

anweisungen 

a) Wechsel (mit Ausschluß von b, 
e d) und un verzinsliche Schatz- 
anweisungen des Reichs und 


der Bundesstaaten 84728132538 
b) eigene Ak zepte 46907780 
c) eigene Ziehungen £ 96546'10 
d) Solawechsel der Kunden aa Í 
die Order der Bank . . . 86392 35| 847933341163 
Nostroguthaben bei Banken und| 
Bankfrmen . . Re. et 132692834184 
Reports und Lombards gegen 
börsengängige Wertpapiere 372086983,32 
Vorschüsse auf Waren und Waren- 
verschiffungen . 5 2123541243 


davon am Bilänztage gedeckt: 
a) durch Waren, 
Fracht oder 
Lagerscheinen M. 6578117,46 
b) durch andere 
Sicherheiten. „ 8030029.— 
Eigene Wertpapiere 
a) Anleihen und verzinsliche 
Schatzanweisungen des Reichs 
und der Bundesstaaten . .| 57445511087 
b) sonstige bei der Reichsbank | 
und anderen Zentralnoten- 
banken beleihbare Wertpapiere] 7297905;80 
a) sonstige Bi | 


papiere 13902090018 j 
d} sonstige Wertpapiere 98 9. 4840587 09] 8348609494 
Konsortialbeteiligungen . . . 3237804395 
Dauernde Beteiligungen bei anderen 
Banken und Bankfirmen . . . 10284877 40 
Debitoren in laufender Rechnung | 
a) gedeckte J 42000833627 | 
b) ungedeckte 112768405 14] 53277674141 
c) Aval- und | | 
Bürgschafts- | | 
debitoren . M. e 21 | 
Bankgebäude. 23819168 49 
Sonstige Immobilien 456301090 
2266259086 49 
= Passiva. M. pf M. pf 
Aktien-Kapital . . 2» 2 2... | 160000000|— 
Reserven en a 32000000|— 
Kreditoren: 
a) Nostroverpflichtungen 46621313 


b) seitens der Kundschaft bei ? 
Dritten benutzte Kredite . 869039343 | 
c) Guthaben deutscher Banken 


und Bankfirmen . . . . 153333374127 
d) Einlagen auf provisionsfreier 
Rechnung: 


1. innerhalb 7 Tagen fällig. 23168396431 
2. darüber hinaus bis zu 
3 Monaten fällig . 2491084740 
3. nach 3 Monaten fällig. . 13370866785 
e) sonstige Kreditoren: 
1. innerhalb 7 Tagen fällig 71207087621 
2. darüber hinaus bis zu 
3 Monaten fällig . . . 1407752754 17 
3. nach 3 Monaten fällig. .|103180581|51 1999995298 9 


Vebertiag 219199529894 


fe 


Uebertrag | I 1219199529894 
Akzepte und Schecks 4481540347 
a) Akzepfte 307864159 
b) noch nicht eingelöste Schecks 4789404500 


c) Aval- und Bürgschaftsver- 

pflichtungen M. 178636597, 21 
Eigene Ziehungen, 96546, 10 
davon für Rech- 

nung Dritter „ —.— 
Weiterbeg. Sola- 

wechsel der 

Kunden an die 


Order d. Bank „ — 

Sonstige Passi va 
Unerhobene Dividende 14368631 
Talonsteuer-Reserve . . 1284830 — 


Verrechnungskonto der Zentrale 
mit den Filialen und Nieder- 


lassungen 14507298030] 159358 1461 
Gewinn-Saldd . . . 2 20. | 1043392788 
2266259086 49 


Gewinn- und n pro 1918. 


Soll. M. pi M. pf 
Geschäfts- Unkosten 

Handlungs-Unkosten (einschließ- 

lich der vertragsmäßigen Ge- 

winnbeteiligungen der Vor- 

standsmitglieder und Ober- 

beamten im Betrage von 

M. 3 338 406,16, verteilt auf 

289 Köpfe), Zuwendungen an 

die Beamten (Weihnachts- und 

Abschlußvergütungen, Teue- 

rungszulagen), Invaliden- und | | 


Krankenversicherung, Reichs- 
versicherung, Ehrengaben an 
Beamte, Zuwendungen an die 


Pensionskasse und für wohl- 
tätige (Kriegs-) Zwecke. . 29 183 935/18 
Steden::; a e 677| 87/31 964 613105 
Abschreibungen auf Immobilien | | 
und VMeblle nm S e ! 987 633.30 
Talonsteuer-Resere . . a. | 384 000 — 
Gawinn=Ssaldo = 2. uena, | 10.433 927 88 


| 143 770 17403 
Verwendung des Gewinnes: | 
i 


Dividende pro 1918 
von 6% . . NM. 9600000.— 
Tantieme des Auf- 
sichtsrates . „ 256000.— 
Vortrag auf neue 
Rechnung. . „ 577927.88 | 
Haben. | m pk 
Provisionen 115 704 40905 


Zinsen aus dem Konto-Kotreni- Geschäft und aus 
Wechseln, aus dauernden Beteiligungen bei 
anderen Banken und Bank firmen und aus Valuten [26 342 57264 

Gewinne als Effekte er a — = 

Gewinne aus Fiuanzoperationen 


Verschiedene Eingänge . . e x e 2 s vou 53 35571 
Gewinn-Vortrag von 19177. [1669 835198 


43 770 174123 
Gewinn- Saldo M. 10 433 927.88 


M. 10 433 927.88 
Berlin und Darmstadt, den 24. Mai 1919. 


Bank für Handel und Industrie. 
Die Direktion. 
von Simson. Andreae. Bodenheimer. Bernhard. Beheim. 


Verautwortlich fir die Rubrik „aus der Geschäftswelt“ und fiir den Inseratenteil Rë ae Leuis, Neukölln 
Druck von Pause & Harlab G. m. b. H., Berlin W. 57, Btllowätr ansa 65. 


